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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr.

Präsident Weber: Ich eröffne die 53. Sitzung der
Bürgerschaft (Landtag).

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Medien.

Gemäß Paragraf 21 der Geschäftsordnung gebe ich
Ihnen folgenden Eingang bekannt:

Änderung der Zahl der Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder des Ausschusses für die Gleich-
stellung der Frau, Dringlichkeitsantrag der Fraktio-
nen der SPD, der CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und der FDP vom 27. Oktober 2009, Druck-
sache 17/976.

Gemäß Paragraf 21 Satz 2 der Geschäftsordnung
muss das Plenum zunächst einen Beschluss über die
Dringlichkeit dieses Antrags herbeiführen.

Wer  einer  dringlichen  Behandlung  des  Antrags
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag am Schluss
der Tagesordnung aufzurufen.

Ich höre keinen Widerspruch. Dann können wir so
verfahren.

Die übrigen Eingänge bitte ich der Mitteilung über
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingänge gemäß § 21 der Geschäftsordnung

1. Kurzarbeit im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 16. Oktober 2009
(Drucksache 17/960)

2. Entwicklung der öffentlich geförderten Be-
schäftigung im Land Bremen

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 16. Oktober 2009
(Drucksache 17/961)

3. Bericht über die Auswirkungen des Gesetzes
über das Halten von Hunden nebst Entwurf
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes
über das Halten von Hunden

Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/965)

4. Gesetz zur Änderung des Vergnügungssteuer-
gesetzes

Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/966)

5. Bremisches Ausführungsgesetz zum Kreis-
laufwirtschafts- und Abfallgesetz

Mitteilung des Senats vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/970)

6. Gesetz zur Änderung medienrechtlicher Ge-
setze

Mitteilung des Senats vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/971)

7. Nationaler Qualifikationsrahmen für Deutsch-
land – Auswirkungen auf Bremen

Mitteilung des Senats vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/972)

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tages-
ordnung der November-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemäß § 29 Abs. 2 der Geschäfts-
ordnung

1. Regelung für den Umgang von Beträgen aus
Sponsoring, Werbung, Spenden und mäzena-
tischen Schenkungen gegenüber öffentlichen
Unternehmen
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 17. Juni 2009

D a z u

Antwort des Senats vom 6. Oktober 2009
(Drucksache 17/953)

2. Lebensbegleitendes Lernen für die Menschen
effektiv und transparent gestalten

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 3. August 2009

3. Personalentwicklung an den Berufsschulen
des Landes Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 8. September 2009

4. Pensionierung von Professoren an Hochschu-
len im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 15. September 2009

D a z u

Antwort des Senats vom 6. Oktober 2009
(Drucksache 17/954)

5. Vernichtung von Dienstwaffen

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 16. September 2009

D a z u

Antwort des Senats vom 6. Oktober 2009
(Drucksache 17/955)

6. Weiterentwicklung der Kurzzeitpflege im Lan-
de Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 22. September 2009

D a z u

Antwort des Senats vom 13. Oktober 2009
(Drucksache 17/959)
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7. Häusliche Beziehungsgewalt gegen Männer

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 30. September 2009

D a z u

Antwort des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/967)

8. Besucherfrequenz in den Polizeirevieren

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 7. Oktober 2009

D a z u

Antwort des Senats vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/975)

9. Wirkung von Sanktionen bei Hartz IV

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 13. Oktober 2009

10. Opferschutz in Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 20. Oktober 2009

11. Verwendung der Mittel der Ausgleichsab-
gabe

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/
Die Grünen
vom 21. Oktober 2009

12. Obdachlosigkeit im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 22. Oktober 2009

13. Rechtsextremistisch und antisemitisch moti-
vierte Aktivitäten und Straftaten in Bremen
und Bremerhaven für den Zeitraum Juli bis
September 2009

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 26. Oktober 2009

14. Ermittlungen bei Gefahr im Verzug

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 27. Oktober 2009

15. Bürokratie-  und  Verfahrenskosten  bei  der
Ausschreibung öffentlicher Aufträge

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 27. Oktober 2009

16. Beantwortung von Anfragen durch Medien

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE
vom 27. Oktober 2009

17. Stärkung der Medien- und Kreativwirtschaft
im Lande Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP
vom 28. Oktober 2009

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar zur Aus-
setzung des Tagesordnungspunkts 5, es handelt sich
hierbei um Atomtransporte durch das Land Bremen,
des Tagesordnungspunkts 18, es handelt sich hierbei
um Ausbildungssituation für Jugendliche im Land Bre-
men, die miteinander verbundenen Tagesordnungs-
punkte 20 und 21, des Tagesordnungspunkts 25,

Wohnungseinbrüche, und des Tagesordnungspunkts
28, Gleichstellung fördern – Lohnunterschiede zwi-
schen Männern und Frauen abbauen.

Des Weiteren wurden Absprachen getroffen zur
Verbindung der Tagesordnungspunkte 14 und 15 so-
wie der Tagesordnungspunkte 40 und 41 und der
Punkte außerhalb der Tagesordnung, die sich mit der
Enquetekommission „Zukunft der Freien Hansestadt
Bremen als Bundesland“ befassen.

Zum Schluss wurden Vereinbarungen für Redezei-
ten bei einigen Tagesordnungspunkten getroffen.

Hinsichtlich der Abwicklung der Tagesordnung der
Bürgerschaft (Landtag) wurde vereinbart, dass heu-
te Vormittag nach Tagesordnungspunkt 2, Aktuelle
Stunde,  der  Tagesordnungspunkt  12,  Ausweitung
des Geltungsbereichs des Landesgleichstellungsge-
setzes, LGG, auf die im öffentlichen (Mehrheits-)Besitz
befindlichen Gesellschaften, und die miteinander ver-
bundenen Tagesordnungspunkte 14 und 15, die sich
mit dem 16. Bericht der Bremischen Zentralstelle für
die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau
über deren Tätigkeit vom 1. Januar 2006 bis 31. De-
zember 2007 befassen, behandelt werden.

Die Sitzung der  Bürgerschaft (Landtag) heute Nach-
mittag beginnt mit dem Tagesordnungspunkt 29, Bre-
misches Gesetz zur Errichtung und Führung eines
Korruptionsregisters, und im Anschluss daran wird Ta-
gesordnungspunkt 36, Gesetz zu dem Staatsvertrag
zwischen  der  Freien  Hansestadt  Bremen  und  dem
Land Niedersachsen über die Änderung der gemein-
samen Landesgrenze vom 5. Mai 2009 und dessen
Ausführung, aufgerufen.

Zu Beginn der Sitzung der Bürgerschaft (Landtag)
morgen Vormittag werden der Tagesordnungspunkt
16, Gesetz über die Behandlung von Petitionen durch
die Bürgerschaft, und danach die Punkte außerhalb
der Tagesordnung, die sich mit der Enquetekommis-
sion „Zukunft der Freien Hansestadt Bremen als Bun-
desland“ befassen, behandelt.

Der  Donnerstagnachmittag  in  der  Bürgerschaft
(Landtag) beginnt mit dem Punkt außerhalb der Ta-
gesordnung, Fragwürdiges und undurchsichtiges Auf-
tragsvergabeverfahren des Innenressorts für das neue
Löschboot der Bremer Feuerwehr, und gegen 17 Uhr
soll der Tagesordnungspunkt 8, Energieausweise nut-
zenbringend einsetzen, aufgerufen werden.

Des Weiteren möchte ich Ihnen mitteilen, dass die
Fraktion der FDP ihren Antrag unter dem Tagesord-
nungspunkt 26, Bürgernahe Familienkassen ermög-
lichen!, inzwischen zurückgezogen hat.

Weiterhin möchte ich Ihnen ausrichten, dass inzwi-
schen interfraktionell vereinbart wurde, die beiden
Themen der Aktuellen Stunde im Rahmen einer De-
batte zu erörtern.

Des Weiteren wurde nachträglich interfraktionell
vereinbart, bei Tagesordnungspunkt 19, Bremisches
Gesetz über den Vollzug der Untersuchungshaft, auf
eine Debatte zu verzichten.
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Meine Damen und Herren, wird das Wort zu den
interfraktionellen Absprachen gewünscht?

Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit diesen Absprachen einverstanden ist, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit den
interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Bevor wir nun in die Tagesordnung eintreten, möch-
te ich Ihnen mitteilen, dass die SPD-Bürgerschafts-
fraktion den Abgeordneten Björn Tschöpe zum Frak-
tionsvorsitzenden gewählt hat. Herr Tschöpe, ich gra-
tuliere Ihnen ganz herzlich im Namen dieses Hau-
ses und wünsche Ihnen für Ihre Arbeit viel Erfolg!

(Beifall)

Des Weiteren möchte ich davon Kenntnis geben,
wie schon gestern in der Sitzung der Stadtbürger-
schaft, dass mir der Landeswahlleiter mitgeteilt hat,
dass für den durch Verzicht aus der Bürgerschaft aus-
geschiedenen Abgeordneten Dr. Carsten Sieling Herr
Reiner Holsten ab dem 15. Oktober 2009 in die Bür-
gerschaft (Landtag) eingetreten ist. Ich möchte Sie,
Herr Holsten, ganz herzlich beglückwünschen und
Ihnen für Ihre Arbeit alles Gute wünschen!

(Beifall)

Wie bereits in der Stadtbürgerschaft geschehen, darf
ich Ihnen auch heute mitteilen, dass zwischen der Ab-
geordneten Frau Dr. Mathes, Bündnis 90/Die Grü-
nen, und der Abgeordneten Frau Troedel, DIE LIN-
KE, eine Pairing-Vereinbarung getroffen worden ist.
Frau Troedel wird sich an den Debatten, aber nicht
an den Abstimmungen beteiligen. Frau Dr. Mathes
ist ortsabwesend, da sie in ihrer Eigenschaft als Vi-
zepräsidentin der Bremischen Bürgerschaft für den
Vorstand der Bremischen Bürgerschaft an der Ge-
denkfeier für die ermordeten Juden in Theresienstadt
teilnimmt.

Wir treten in die Tagesordnung ein.

Fragestunde

Für die Fragestunde der Bürgerschaft (Landtag)
liegen zehn frist- und formgerecht eingebrachte An-
fragen vor.

Die neunte Anfrage wurde inzwischen vom Fra-
gesteller zurückgezogen.

Die erste Anfrage trägt die Überschrift „Barriere-
freie Postagenturen“. Die Anfrage ist unterschrieben
von den Abgeordneten Frehe, Dr. Güldner und Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Frehe!

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat unter dem Aspekt
der Barrierefreiheit die Absicht der Deutschen Post
AG, die eigenbetrieblichen Filialen in Partnerfilialen
umzuwandeln?

Zweitens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat,
im Rahmen der Landesbauordnung die Deutsche Post
AG zu verpflichten, den Versorgungsauftrag mit Post-
dienstleistungen nur an barrierefreie Postagenturen
zu übertragen und die bereits von der Deutschen Post
AG Beauftragten zu verpflichten, Barrierefreiheit her-
zustellen, oder ihre Tätigkeit zu untersagen?

Drittens: Welche Möglichkeiten sieht der Senat, auf
eine Zielvereinbarung zur Herstellung der Barriere-
freiheit nach Paragraf 5 Behindertengleichstellungs-
gesetz des Bundes zwischen Behindertenverbänden
und der Deutschen Post AG hinzuwirken oder sol-
che Verhandlungen zu unterstützen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Senator Dr. Loske.

Senator Dr. Loske: Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Für den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu den Fragen 1 und 2: Der Senat bewertet die
Umwandlung  von  eigenbetriebenen  Postfilialen  in
Partnerfilialen als baugenehmigungspflichtige Nut-
zungsänderung, wenn diese in Gebäuden betrieben
werden, die nicht als Poststelle, sondern zum Beispiel
als Einzelhandelsgeschäft genehmigt sind. In einem
solchen Fall ist in dem Baugenehmigungsverfahren
neben der planungsrechtlichen Zulässigkeit insbeson-
dere die in Paragraf 53 Bremische Landesbauordnung
geforderte Barrierefreiheit zu prüfen.

Die in der Bremischen Landesbauordnung aus-
drücklich für Schalter und Abfertigungsräume der
Deutschen  Post  AG  vorgeschriebene  barrierefreie
Nutzbarkeit ist gleichermaßen für partnerbetriebe-
ne Poststellen verbindlich, weil diese ebenso zur
postalischen Grundversorgung beitragen wie her-
kömmliche Postfilialen der Deutschen Post AG. Ist der
Betrieb einer partnerbetriebenen Poststelle ohne die
erforderliche Baugenehmigung aufgenommen wor-
den, kann die Bauordnungsbehörde gegebenenfalls
die Herstellung der Barrierefreiheit oder die Aufga-
be der Nutzung fordern.

Zu Frage 3: Ausgehend von der vorstehend zu den
Fragen 1 und 2 vertretenen Rechtsauffassung sieht
der Senat keine Notwendigkeit, auf eine Zielverein-
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barung nach Paragraf 5 des  Behindertengleichstel-
lungsgesetzes des Bundes hinzuwirken. Sie wäre mit
Auswirkung auf das Land Bremen nur bei Poststel-
len sinnvoll, die baugenehmigt sind und deshalb auf-
grund des Bestandschutzes betrieben werden dürfen,
obwohl sie nicht barrierefrei zugänglich und nutzbar
sind. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Herr Sena-
tor, wie beurteilen Sie die Situation, dass in der Neu-
stadt mehrere Postfilialen in solchen Geschäften ein-
gerichtet worden sind? Ist Ihnen bekannt, dass die
Deutsche Post AG die Abgeordneten über einen Brief
an den Senator für Wirtschaft, Herrn Nagel, informiert
hat, dass am 9. Oktober 2009 im Tabak- und Schreib-
warengeschäft in der Friedrich-Ebert-Straße eine wei-
tere Postfiliale eingerichtet worden ist? Wie wollen
Sie damit umgehen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Der Brief ist mir nicht bekannt,
zu dem Punkt generell kann ich aber Folgendes sa-
gen: Es gibt bei der Deutschen Post AG die Notwen-
digkeit, bundesweit mindestens 12 000 Poststellen
vorzuhalten, davon müssen 5 000 mit unternehmens-
eigenem Personal als Postfiliale geführt werden, die
übrigen Poststellen können von Partnern betrieben
werden, in der Regel von sogenannten Postagentu-
ren. Diese Postagenturen werden häufig ohne vor-
herige Baugenehmigung in genehmigten Einzelhan-
delsgeschäften betrieben, dies offenbar – bislang je-
denfalls  –  in  der  Annahme,  dass  das  zusätzliche
Angebot an postalischen Universaldienstleistungen
innerhalb der Variationsbreite eines genehmigten Ein-
zelhandelsbetriebs liegt und deshalb baurechtlich
keine genehmigungspflichtige Nutzungsänderung,
sondern lediglich eine Ergänzung des für ein Einzel-
handelsgeschäft typischen Warenangebots darstellt.

In der Konsequenz dieser Sichtweise dürften aus
Gründen des Bestandsschutzes auch nicht barriere-
freie Postagenturen betrieben werden, wenn auch der
genehmigte Laden nicht barrierefrei zugänglich ist.
Das ist – so möchte ich ausdrücklich bekräftigen – nicht
die Rechtsauffassung der Freien Hansestadt Bremen.
Wir sehen das anders, wir sind der Meinung, dass sie
– wie bereits in der Antwort selbst gesagt – den ex-
akt gleichen Anforderungen genügen müssen wie die
von der Post selbst betriebenen Filialen.

Diese Problematik ist uns erstmals durch eine An-
frage von Herrn Dr. Steinbrück im April dieses Jah-
res bekannt geworden, mit der er bauordnungsrecht-
lich hinterfragt hat, ob es richtig ist, dass in einer
Videothek im Buntentorsteinweg in der Neustadt –
wir wollen jetzt nicht zu präzise werden – eine Post-
agentur betrieben wird, die nicht barrierefrei erreich-

bar ist. Wir haben – das kennen Sie wahrscheinlich
auch – Herrn Dr. Steinbrück mitgeteilt, dass eine in
einem genehmigten Einzelhandelsgeschäft betriebene
Postagentur nicht bestandsgeschützt ist, sondern in
einem Baugenehmigungsverfahren auf die Einhal-
tung aller öffentlich-rechtlichen Vorschriften zu prüfen
ist, insbesondere auch hinsichtlich der vorgeschrie-
benen Barrierefreiheit. Unsere Rechtsposition ist da
klar, aber nicht endgültig höchstrichterlich geklärt.

Wir haben das im Vorfeld noch einmal prüfen las-
sen: Hinsichtlich der baurechtlichen Bewertungen der
von den Einzelhandelsgeschäften eingerichteten Post-
agenturen liegt bisher mangels einschlägiger Urteile
keine gefestigte Rechtsmeinung vor. Es gibt Urteils-
sprüche in dieser und in jener Richtung, aber die Auf-
fassung von uns hier in Bremen – das habe ich Ih-
nen beschrieben – ist, dass es eine absolute Gleich-
heit geben muss, und deswegen gehen wir gegen
diese Fälle auch vor. Dieser neue Fall in der Fried-
rich-Ebert-Straße, den Sie eben angesprochen haben,
ist mir noch nicht bekannt. In meiner Vorlage han-
delt es sich nur um diese Videothek in der Neustadt,
und da sind wir in Gesprächen. Wenn das nicht ge-
ändert wird, bekommen die Probleme, um es einmal
allgemein zu sagen.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Ich teile diese
Rechtsauffassung, die Sie für Bremen vertreten, und
freue mich darüber. Welche konkreten Schritte un-
ternehmen Sie, um diese Rechtsauffassung auch durch-
zusetzen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Wir sind im Gespräch mit dem
Betreiber der Videothek im Buntentorsteinweg und
haben ihm auch die rechtlichen Konsequenzen in vol-
lem Umfang vor Augen geführt, sodass wir davon
ausgehen, dass es Anpassungen gibt oder der schlech-
tere Fall realisiert wird, dass sie dann eben keine
Postagentur mehr sein kann.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frehe (Bündnis 90/Die Grünen): Halten Sie
es nicht auch für sinnvoll, mit der Deutschen Post AG
schon vor der Vergabe solcher Agenturen an bestimm-
te Betriebe, die nicht barrierefrei sind, zu sprechen,
damit sie ihre Auffassung ändert, und dass Sie dar-
auf einwirken, dass die Deutsche Post AG sich die-
ser Auffassung anschließt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Die Deutsche Post AG fragt uns
ja nicht, bevor sie mit Einzelhändlern in Kontakt tritt,
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das wäre ja auch ein bisschen viel verlangt. Es gibt,
wie gesagt, 12 000 dieser Poststellen, von denen 5 000
selbst als Postfiliale betrieben werden. Das heißt, 7 000
dürfen auch als Postagentur betrieben werden, und
da sind die potenziellen Ansprechpartner eben sol-
che Einzelhandelsgeschäfte wie Kioske, Videotheken,
alles Mögliche. Der Post muss klar sein – ich bin aber
auch gern bereit, dies noch einmal in einem Brief an
den Vorstand der Post zu schreiben –, dass wir erwar-
ten, dass sie hier bei uns im Lande Bremen nur sol-
che Einzelhandelsgeschäfte als Partner auswählt, die
barrierefrei sind und unserer rechtlichen Auffassung
entsprechen, das kann ich gern zusagen.

(Abg. F r e h e  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Danke!)

Präsident Weber: Herr Senator, eine weitere Zu-
satzfrage des Abgeordneten Richter!

Abg. Richter (FDP): Es betrifft nicht nur die Post-
agenturen und Postfilialen, sondern das Thema Bar-
rierefreiheit  ist  im  Grunde  genommen  für  jeden
Laden, für jedes Dienstleistungsunternehmen von
Wichtigkeit. Wie handhabt Ihr Ressort Anträge auf
Herstellung barrierefreier Eingangssituationen für Ge-
schäfte und Dienstleistungsunternehmen, wenn hier-
für  öffentlicher  Grund  erforderlich  ist?  Ich  unter-
stelle natürlich, dass dann der öffentliche Grund auch
die entsprechende Breite hat, um das zu realisieren,
sodass die Verkehrssicherungspflicht nicht einge-
schränkt wird.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Das ist eine praktische Vollzugs-
frage, die ich Ihnen so aus dem Stand nicht beant-
worten kann. Ich müsste erst mit den Fachleuten re-
den, aber grundsätzlich ist natürlich klar, Barriere-
freiheit ist gefordert, entspricht unserer Rechtsauf-
fassung, und deshalb wird auch dann, wenn öffent-
licher  Raum  in  Anspruch  genommen  wird,  nach
kooperativen Lösungen gesucht, wenn die Verkehrs-
sicherungspflichten dadurch nicht gefährdet werden.
Das kann ich so sagen, aber über Detailfragen müssten
wir vielleicht noch einmal in der Deputation sprechen,
wie es im praktischen Vollzug im Einzelfall aussieht.
Falls Sie einen konkreten Fall im Hinterkopf haben,
was ja sein könnte, dann können wir das selbstver-
ständlich gern besprechen.

Präsident Weber: Herr Kollege, eine weitere Zu-
satzfrage?

(Abg. R i c h t e r  [FDP]: Das machen wir
gern in der Deputation, danke!)

Eine weitere Zusatzfrage, Herr Senator, von der Ab-
geordneten Frau Busch!

Abg. Frau Busch (SPD): Herr Senator, ich möchte
bei der Post bleiben. Sie haben zwei Aussagen ge-
troffen, die eine war, dass die Zielvereinbarung hin-
sichtlich der Barrierefreiheit für die Partneragentu-
ren genauso gilt wie für die Filialen, und die andere
Aussage war, dass von den 12 000 Filialen 5 000 blei-
ben und der Rest umgewandelt wird. Mir ist ein Be-
schluss der Deutschen Post bekannt, wonach alle Fi-
lialen in Partnerfilialen umgewandelt werden. Im Land
Bremen wird das derzeit durchgeführt. Ich bekom-
me wöchentlich die Mitteilung darüber, welche Fili-
ale betroffen ist. Das geht also wöchentlich hier ein,
und bis 2011 werden alle Postfilialen nach Aussage
von Herrn Siekmann, das ist der Politikbeauftragte
der Deutschen Post, im Lande Bremen umgewandelt
sein. Vor diesem Hintergrund frage ich Sie: Was wird
der Senat unternehmen, um diese Zielvereinbarung,
die für die Agenturen dann gilt, auch einzuhalten?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Loske: Die Frage habe ich schon zu
beantworten versucht, indem wir selbstverständlich
darauf achten, dass bei solchen Postagenturen die
Ebenerdigkeit, die Barrierefreiheit hergestellt wird,
weil wir die klare Rechtsauffassung haben, weil un-
sere rechtlichen Grundlagen das so vorsehen, vor
allem die Bremische Landesbauordnung. Insofern ist
die Rechtslage klar. Wir werden noch einmal, das hatte
ich soeben in der Antwort auf Herrn Frehes Anfra-
ge schon einmal gesagt, der Post als Ergebnis Ihrer
Intervention mitteilen, dass wir davon ausgehen, wenn
es zu der zunehmenden Einrichtung solcher Postagen-
turen kommt, dass dann eben auch das Kriterium der
Barrierefreiheit eingehalten wird. Das sage ich hier
zu.

Präsident Weber: Frau Kollegin, eine weitere Zu-
satzfrage?

Herr Senator, weitere Zusatzfragen liegen nicht vor.

Bevor ich die zweite Anfrage aufrufe, möchte ich
noch auf der Besuchertribüne zehnte Realschulklassen
der Schulen Im Ellener Feld und Graubündener Straße
ganz herzlich begrüßen.

(Beifall)

Die zweite Anfrage bezieht sich auf das Gebets-
raum-Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin. Die An-
frage ist unterzeichnet von den Abgeordneten Dr.
Buhlert, Woltemath und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Kollege Dr. Buhlert!

Abg. Dr. Buhlert (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens:  Welche  Konsequenzen  zieht  der  Senat
aus dem Urteil des Verwaltungsgerichts Berlin vom
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29. September 2009, wonach muslimischen Schülern
die Möglichkeit eingeräumt werden muss, in den Un-
terrichtspausen die religiös vorgeschriebenen Gebete
zu verrichten?

Zweitens: Gibt es in einigen Schulen im Land Bre-
men bereits die Möglichkeit für die Schülerinnen und
Schüler verschiedener Religionen, in Ruhe ihrem Ge-
bet nachzugehen?

Drittens: Inwieweit wird bereits durch Rechtsver-
ordnungen oder Anweisungen der Umgang mit der
Ausübung religiöser Handlungen durch Schülerinnen
und Schülern während der Schulzeit geregelt, wel-
che Handlungsspielräume werden den Schulen in die-
ser Frage gelassen, und wie wird hierbei der Neu-
tralitätspflicht des Staates Rechnung getragen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Senatorin Jürgens-Pieper: Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Für den Senat beantworte ich
die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Der Senat hält es für verfrüht, in Bre-
men und Bremerhaven Konsequenzen aus der Ent-
scheidung des Verwaltungsgerichts Berlin zu ziehen.
Es handelt sich zunächst um eine Einzelfallentschei-
dung des Verwaltungsgerichts Berlin im Fall eines
16-jährigen  muslimischen  Schülers.  Nur  für  diesen
Schüler würde die Entscheidung Bindungswirkung
entfalten. Da das Verwaltungsgericht die Berufung
zugelassen hat, ist sie zudem auch noch nicht rechts-
kräftig.

Das  erstinstanzliche  Urteil  liegt  dem  Senat  seit
wenigen Tagen vor. Es bedarf noch der sorgfältigen
Analyse. Nach einer ersten Bewertung lässt sich aber
bereits heute darauf verweisen, dass das Verwaltungs-
gericht Berlin entgegen der öffentlichen Darstellung
die Schule ausdrücklich nicht verpflichtet hat, einen
Gebetsraum einzurichten. Es hat lediglich festgestellt,
dass der Kläger berechtigt ist, während des Besuches
des Gymnasiums – der Name wird nicht genannt –
außerhalb der Unterrichtszeit einmal täglich sein is-
lamisches Gebet zu verrichten. Ein solches Recht wird
Schülerinnen und Schülern in Bremen und Bremer-
haven nicht bestritten.

Zu Frage 2: Dem Senat ist bekannt, dass in den
wenigen bislang aufgetretenen Einzelfällen positive
individuelle Lösungen gefunden wurden. Dies ist auch
dadurch erleichtert, dass in Schulen oftmals pädago-
gisch-funktionale Räume, Ruheräume, Schulbüche-
reien zur Verfügung stehen, die für die erbetene Un-
gestörtheit Voraussetzungen bieten.

Zu Frage 3: Die Bremer und Bremerhavener Schu-
len sind bezogen auf das Anliegen, in der Schule un-
gestört beten zu können, nicht verbindlichen Rege-
lungen unterworfen. Der Senat geht davon aus, dass
bremische Schulleitungen mit der gebotenen Sensi-
bilität und Offenheit damit umgehen. Die staatliche

Neutralitätspflicht verbietet vor allem eigene Akti-
vitäten der schulischen Organisation wie des handeln-
den Personals in Bezug auf religiöse Bekundungen.
Sie gebietet nicht, solche insbesondere durch Schü-
lerinnen und Schüler zu unterbinden. Solange der
Schulfrieden durch die Art der Glaubensbekundung
insgesamt nicht gefährdet wird, sieht sich der Senat
im Gegenteil auch aufgrund des Toleranzgebotes aus
Artikel 33 der Landesverfassung verpflichtet, Zitat,
„auf die religiösen und weltanschaulichen Empfin-
dungen aller Schüler Rücksicht zu nehmen“. – So-
weit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage?

Zusatzfragen, Frau Senatorin, liegen nicht vor.

Die dritte Anfrage trägt den Titel „Auswirkungen
der Umweltprämie im Land Bremen.“ Die Anfrage
ist  unterzeichnet  von  den  Abgeordneten  Imhoff,
Strohmann, Röwekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Imhoff!

Abg. Imhoff (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie hoch war die Zahl der Neuzulassun-
gen der Kraftfahrzeuge im Land Bremen vom 1. Feb-
ruar 2009 bis 31. August 2009 im Vergleich mit an-
deren Bundesländern und den Vorjahreszahlen?

Zweitens: Welche Aussagen kann der Senat be-
züglich der Auswirkungen der Umweltprämie auf die
Umwelt und Wirtschaft im Land Bremen treffen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Herrn Staatsrat Dr. Heseler.

Staatsrat Dr. Heseler: Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Im Zeitraum vom 1. Februar bis 31. Au-
gust 2009 wurden im Land Bremen rund 16 900 Kraft-
fahrzeuge neu zugelassen. Zum Vergleich gab es im
selben Zeitraum in den Stadtstaaten Hamburg und
Berlin jeweils rund 93 000 beziehungsweise 68 000
Neuzulassungen. Im Vergleich zum Vorjahreszeitraum
betrug der Anstieg bei den Neuzulassungen im Land
Bremen rund 16 Prozent. In Berlin stiegen die Neu-
zulassungen ebenfalls um rund 16 Prozent. In Ham-
burg wurden 10 Prozent weniger Kraftfahrzeuge neu
zugelassen. In ganz Deutschland wurden insgesamt
23 Prozent mehr Kraftfahrzeuge neu zugelassen.

Zu Frage 2: Es existieren keine länderspezifischen
Auswertungen zu den Auswirkungen der Umwelt-
prämie, daher werden zur Verdeutlichung die Aus-
wirkungen  auf  Ebene  des  Bundes  herangezogen.
Nach einer Analyse der IG Metall werden durch die
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Umweltprämie rund 200 000 Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in der deutschen Automobilindustrie
vor Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit bewahrt.

Laut Statistischem Bundesamt ging der reale Um-
satz bei Unternehmen, die sich auf Reparatur und
Instandhaltung von Kraftfahrzeugen bis 3,5 Tonnen
spezialisiert haben, von Januar bis Mai 2009 um fast
vier Prozent gegenüber dem vergleichbaren Vorjah-
reszeitraum zurück. Diesem Umsatzrückgang in Höhe
von nominal 150 Millionen Euro steht eine Umsatz-
steigerung beim Handel mit Kraftwagen von 2 481
Millionen Euro gegenüber.

Eine Studie im Auftrag des Bundesumweltminis-
teriums bilanziert positive Wirkungen auf die Umwelt.
So liegen Spritverbrauch und CO

2-
Ausstoß der neu-

en Pkw durchschnittlich um rund 20 Prozent niedri-
ger als bei den abgewrackten Fahrzeugen. Zudem
sind die neuen Fahrzeuge den ersetzten alten Fahr-
zeugen in Umweltbelangen überlegen, sodass eine
mögliche „ökologische Restschuld“ aus einer Ver-
schrottung funktionsfähiger Pkws in weniger als ei-
nem Jahr abgetragen wird. – Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Imhoff, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Imhoff (CDU): Ich frage den Senat, hat die
Umweltprämie praktisch ihr Ziel dann erreicht, oder
sehen Sie es nicht so?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Das ist so. Ökologisch hat
sie es erreicht und auch im Hinblick auf Beschäfti-
gung, wenngleich man natürlich in dem Reparatur-
gewerbe davon ausgehen muss, dass dort negative
Auswirkungen zu verzeichnen sind. Wir haben gleich-
zeitig auch, das kann man hinzufügen, natürlich ei-
nen deutlichen Rückgang bei den Autoexporten ge-
habt und einen Anstieg bei den Importen, das hat na-
türlich beschäftigungspolitische Auswirkungen, nicht
unbedingt  gesamtwirtschaftlich  betrachtet,  aber  für
Bremen hat es durchaus die Ziele erfüllt.

Präsident Weber: Herr Kollege, eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Imhoff (CDU): Wird der Senat denn jetzt die
Umweltzone in Bremen noch einmal neu unter die
Lupe  nehmen,  weil  es  praktisch  einen  schnelleren
Austausch der alten Fahrzeugflotte gegeben hat, auf
Bundesebene komplett und auch hier in Bremen?

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Dann wirkt es ja!)

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Diese Diskussion zeigt, dass
sich die Umweltzone nicht negativ ausgewirkt hat,
insofern besteht derzeit da kein Überarbeitungsbe-
darf!

Präsident Weber: Herr Kollege, eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Imhoff (CDU): Der Senat wollte Jahr für Jahr
prüfen, ob diese Umweltzone überhaupt noch Sinn
macht. Wenn es jetzt eine Veränderung gegeben hat,
dann kann man ja schon einmal schauen, oder?

Präsident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Dr. Heseler: Prüfen werden wir immer,
und das werden wir auch prüfen.

Präsident Weber: Herr Staatsrat, weitere Zusatz-
fragen liegen nicht vor.

Die vierte Anfrage betrifft das Waffenregister. Die
Anfrage  ist  unterzeichnet  von  den  Abgeordneten
Hinners, Röwekamp und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Kollege Hinners!

Abg. Hinners (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens:  Ist,  der  Ankündigung  des  Senats  vom
7. Mai 2008 entsprechend, unterdessen eine Ergän-
zung der Meldedatenübermittlungsverordnung vor-
genommen worden, damit die Polizeien in Bremen
und Bremerhaven jederzeit auf Daten über Waffen-
scheine und Waffenbesitzkarten zugreifen können?

Zweitens: Wie beteiligt sich Bremen an der Ein-
richtung des Nationalen Waffenregisters?

Drittens: Ab wann werden Daten aus Bremen im
Nationalen Waffenregister bereitstehen, und ab wann
können Polizisten aus Bremen und Bremerhaven da-
rauf zugreifen?

Präsident Weber: Diese Anfrage wird beantwor-
tet von Frau Staatsrätin Buse.

Staatsrätin Buse: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Die Polizei kann im Melderegister je-
derzeit abfragen, ob und wann für eine Person eine
waffenrechtliche  Erlaubnis  erteilt  worden  ist.  Die
Überarbeitung der Meldedatenübermittlungsverord-
nung, die den elektronischen Zugriff auf diese Da-
ten gewährleisten würde, ist noch nicht abgeschlos-
sen. Ob eine solche Zugriffsmöglichkeit im Hinblick
auf den Aufbau des Nationalen Waffenregisters über-
haupt noch erforderlich sein wird, ist allerdings frag-
lich. Es ist nicht auszuschließen, dass durch die zen-
tral zur Verfügung stehenden Informationen dezen-
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trale Lösungen wie die Speicherung waffenrechtli-
cher Erlaubnisse im lokalen Melderegister demnächst
überflüssig werden. Ein Zugriff auf die im Nationa-
len Waffenregister gespeicherten Daten könnte der
Polizei  einen  umfassenderen  und  weitergehenden
Einblick in waffenrechtliche Informationen ermög-
lichen, als dies derzeit aus dem Melderegister heraus
möglich ist.

Zu Frage 2: Das Nationale Waffenregister wird unter
Leitung des Bundesministeriums des Innern von ei-
ner Arbeitsgruppe sowie mehreren Unterarbeitsgrup-
pen entwickelt. In der Arbeitsgruppe und in den Un-
terarbeitsgruppen sind Länder vertreten. Allerdings
haben sich nicht alle Länder daran beteiligt; Bremen
hat wegen enger personeller Ressourcen von einer
eigenen Beteiligung abgesehen.

Zu Frage 3: Das Nationale Waffenregister soll bis
Ende des Jahres 2012 in der ersten Ausbaustufe fer-
tiggestellt sein. Ab diesem Zeitpunkt können Behör-
den der Länder auf die Daten des Registers zugrei-
fen. Nähere Einzelheiten befinden sich noch in der
Klärung. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Frau Staatsrätin, wenn ich Sie
richtig verstanden habe, haben Sie eingangs gesagt,
dass die Polizeien in Bremen und Bremerhaven je-
derzeit auf das bremische Register zurückgreifen kön-
nen. Ist das richtig?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Ich muss Ihnen insoweit recht
geben, als das so möglich ist, allerdings nur, wenn
auf der anderen Seite jemand sitzt, der die Frage be-
antwortet, das heißt, es ist kein automatischer Zugriff
möglich. Das ist das, was wir mit der Änderung der
Meldedatenübermittlungsverordnung erreichen möch-
ten.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Habe ich Sie jetzt richtig ver-
standen, nicht jederzeit, sondern nur zur normalen
Geschäftszeit, wenn das Stadtamt besetzt ist?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Das wäre zutreffender, ja!

Präsident Weber: Herr Kollege, eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Sie sagten, bis 2012 soll das
Nationale Waffenregister stehen. Sie sehen keine
Möglichkeit, bis dahin – wir haben jetzt 2009 – den

bremischen Polizeibeamten im Land Bremen diese
Möglichkeit einzuräumen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin  Buse:  Doch,  wir  wollen  trotzdem  wei-
ter  an  der  Veränderung  der  Meldedatenübermitt-
lungsverordnung arbeiten, sie befindet sich jetzt im
Stadium der Abstimmung zwischen den Ressorts. Es
sind sehr viele unterschiedliche Behörden und Res-
sorts beteiligt, da sind sehr viele Fragen zu berück-
sichtigen. Wir bleiben dabei, dass wir dieses Ziel wei-
terverfolgen, die Möglichkeit, über das Melderegis-
ter die Daten zu erfragen und bereitzustellen. Wir sind
allerdings der Auffassung, dass, wenn es dann das
Waffenregister gibt, das die deutlich bessere und mit
einer gehaltvolleren Information versehene Auskunfts-
möglichkeit sein wird.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg.  Hinners  (CDU):  Befriedigend  ist  das  nicht!
Sie arbeiten ja schon seit dem 7. Mai 2008 daran, für
Bremen eine Lösung zu finden. Jetzt haben wir Ok-
tober 2009. So richtig klar ist mir nicht geworden, dass
wir in absehbarer Zeit tatsächlich solch ein Register
für die Bremer Polizistinnen und Polizisten zur Ver-
fügung stellen können.

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Ich kann Ihnen im Hinblick da-
rauf, dass die Abstimmung noch nicht abgeschlos-
sen ist, keinen konkreten Zeitpunkt nennen. Ich kann
Ihnen aber sagen, dass wir in der vergangenen Zeit
intensiv an diesem sehr umfänglichen Werk gearbeitet
haben. Zur Erklärung muss ich vielleicht sagen, dass
es dabei nicht nur um die Ergänzung der Meldeda-
tenübermittlungsverordnung um den Punkt der waf-
fenrechtlichen Information und des Online-Zugriffs
der Polizei ging, sondern es geht noch um viele wei-
tere komplexe Punkte. Das ist der Grund, warum die
Verordnung bis heute noch nicht fertiggestellt wor-
den ist. Sie wird in absehbarer Zeit kommen; ich bitte
Sie aber, mich jetzt nicht um einen konkreten Ter-
min zu bitten, weil ich den im Augenblick tatsäch-
lich nicht nennen kann.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Hinners (CDU): Frau Staatsrätin, sind Sie denn
der Meinung, dass diese Informationen für die Poli-
zisten sehr hilfreich sein können?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Auf jeden Fall!
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Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die fünfte Anfrage steht unter dem Betreff „Kreuz-
fahrtterminal und Wirtschaftskrise“. Die Anfrage ist
unterschrieben von den Abgeordneten Günthner, Dr.
Sieling und Fraktion der SPD.

Bitte, Herr Kollege Günthner!

Abg. Günthner (SPD): Wir fragen den Senat:

Erstens:  Wie  hat  sich  das  Kreuzfahrtterminal  in
Bremerhaven in den vergangenen zwei Jahren ent-
wickelt?

Zweitens: Welche Auswirkungen haben die Wirt-
schaftskrise und durch sie verursachte Probleme ei-
niger im Kreuzfahrtmarkt tätigen Unternehmen auf
die Auslastung des Kreuzfahrtterminals?

Drittens: Welche Folgen hat die krisenbedingte Ent-
wicklung des Kreuzfahrtterminals auf die Tourismus-
standorte Bremerhaven und Land Bremen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Staatsrat Dr. Heseler.

Staatsrat Dr. Heseler: Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Die Entwicklung des Kreuzfahrttermi-
nals in Bremerhaven war in den vergangenen zwei
Jahren ausgesprochen positiv. Im Jahr 2007 wurden
71 Passagierschiffe mit insgesamt 74 458 Passagie-
ren abgefertigt, und im Jahr 2008 waren es 92 Pas-
sagierschiffe mit 127 252 Passagieren. Im laufenden
Jahr 2009 werden voraussichtlich 86 Schiffsabferti-
gungen mit circa 120 000 Passagieren erzielt. Somit
entspricht das Jahr 2009 den Erwartungen.

Zu Frage 2: Dem Senat ist bekannt, dass einige
Großkunden der Columbus Cruise Center Bremerha-
ven GmbH, CCCB, in unterschiedlichen Formen von
der Wirtschaftskrise betroffen sind, sodass für das Jahr
2010 mit einer geringeren Auslastung des Kreuzfahrt-
terminals zu rechnen ist.

Zu Frage 3: Über die Stop-over-Verkehre haben
viele Tagestouristen die Stadt Bremerhaven besucht.
Nach Aussage der Bremerhavener Gesellschaft für
Investitionsförderung und Stadtentwicklung mbH,
BIS, konnten der Einzelhandel, die Museen sowie der
Zoo  am  Meer  durch  die  positive  Entwicklung  der
Kreuzschifffahrt einen positiven Umsatz verzeichnen.
Durch die voraussichtliche Reduzierung der Schiffs-
anläufe kann dies beeinträchtigt werden. Für das Jahr
2010 konnte ein neuer internationaler Kunde gewon-
nen werden, sodass dem negativen Trend nachhal-
tig entgegengewirkt wird. – Soweit die Antwort des
Senats!

Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die sechste Anfrage trägt die Überschrift „Gefahr
sozialer Unruhen in Bremen und Bremerhaven“. Die
Anfrage ist unterschrieben von dem Abgeordneten
Timke.

Bitte, Herr Kollege Timke!

Abg. Timke (BIW): Ich frage den Senat:

Erstens: Ist dem Senat bekannt, dass im Bundes-
kanzleramt eine vertrauliche Liste mit bundesweit 175
Stadtgebieten existiert, in denen nach Auffassung der
Sicherheitsbehörden in absehbarer Zeit Krawalle und
soziale Unruhen wahrscheinlich sind?

Zweitens: Kann der Senat bestätigen, dass in die-
ser Liste auch die Bremer Stadtteile Huchting, Lüs-
sum, Tenever, Gröpelingen, Vahr, Kattenturm, Horn-
Lehe sowie der Bremerhavener Stadtteil Lehe auf-
geführt sind?

Drittens: Welche Vorkehrungen sind von den Si-
cherheitsbehörden im Land Bremen bereits getrof-
fen worden, um mögliche Unruhen rasch zu unter-
binden und die Bevölkerung zu schützen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Staatsrätin Buse.

Staatsrätin Buse: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu den Fragen 1 bis 3: Dem Senat ist nicht bekannt,
dass im Bundeskanzleramt eine solche Liste vorliegt.
Eine  entsprechende  Anfrage  wurde  in  schriftlicher
Form an das Bundeskanzleramt sowie das Bundes-
ministerium des Inneren gerichtet. Eine Antwort liegt
noch nicht vor. – Soweit die Antwort des Senats!

Ich möchte hier aber ergänzen, dass, nachdem der
Senat  diese  Antwort  verfasst  hat,  inzwischen  ein
Schreiben des Bundeskanzleramts beziehungsweise
des Bundesinnenministeriums, das mit der Beantwor-
tung beauftragt wurde, eingegangen ist. Ich darf zi-
tieren, dort heißt es: „Zu den von Ihnen genannten
Fragen haben die Recherchen weder hier noch im
Bundeskanzleramt Erkenntnisse gebracht. Eine der-
artige Liste ist hier nicht bekannt.“

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Herzlichen Dank, Frau Staats-
rätin! Wäre es möglich, dass Sie uns das Antwort-
schreiben zur Verfügung stellen?

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Wer ist denn
uns?)

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Sie meinen, der Bürgerschaft?
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Abg. Timke (BIW): Ja! Wäre es möglich, dass Sie
der Bürgerschaft – wenn da kein Interesse besteht,
bei mir besteht Interesse – das Schreiben zur Verfü-
gung stellen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Ich werde es prüfen und beim Bun-
desinnenministerium anfragen, dann wird das sicher-
lich kein Problem sein.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Günthner!

Abg. Günthner (SPD): Frau Staatsrätin, der Abge-
ordnete Timke suggeriert in seiner ersten Frage, dass
ein  solches  Papier  im  Bundeskanzleramt  definitiv
existiert. Wie können Sie sich erklären, dass es im
Bundeskanzleramt offenbar einen anderen Erkennt-
nisstand gibt?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Ich weiß jetzt nicht, wessen Kennt-
nisse  und  Vermutungen  ich  interpretieren  soll:  die
von Herrn Timke oder die des Bundeskanzleramts?
Von dort habe ich die Nachricht bekommen, es gibt
keine Liste. Woher Vermutungen kommen, kann ich
beim besten Willen nicht erklären!

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Günthner (SPD): Teilen Sie dann meine Ein-
schätzung, dass es wenigstens merkwürdig ist, wenn
ein Abgeordneter hier im Haus eine Frage stellt, in
der er eine Behauptung aufstellt, die offenbar nach-
weislich falsch ist?

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Ich glaube, diese Frage beant-
wortet sich von selbst und braucht hier nicht kom-
mentiert zu werden.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Danke schön!)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die siebte Anfrage bezieht sich auf die Umwelt-
prämie. Die Anfrage ist unterschrieben von dem Ab-
geordneten Timke.

Bitte, Herr Kollege Timke!

Abg. Timke (BIW): Ich frage den Senat:

Erstens: Wie viele Fahrzeughalter im Land Bremen
haben die staatliche Umweltprämie in Anspruch ge-
nommen?

Zweitens: Wie hoch werden nach Einschätzung des
Senats in den kommenden zwei Jahren die Arbeits-
platzverluste, vor allem bei Autowerkstätten, Tank-
stellen und Autoteile- und -zubehörhandel im Land
Bremen sein, die als Folge der staatlichen Umwelt-
prämie Umsatzrückgänge zu erwarten haben?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Herrn Staatsrat Dr. Heseler.

Staatsrat Dr. Heseler: Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Für den Senat beant-
worte ich die Anfrage wie folgt:

Zu  Frage  1:  Nach  Angaben  des  Bundesamts  für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, BAFA, wurde bis
zum 1. September 2009  3 447 Bremerinnen und Bre-
mern die Umweltprämie gewährt.

Zu Frage 2: Bei Unternehmen, die sich auf Re-
paratur und Instandhaltung von Kraftfahrzeugen bis
3,5  Tonnen  spezialisiert  haben,  ging  nach  einer
Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom
17. August 2009 der reale Umsatz von Januar bis Mai
2009 um 3,8 Prozent gegenüber dem vergleichbaren
Vorjahreszeitraum zurück. Nominal betrug der Um-
satzrückgang in diesem Wirtschaftszweig 150 Milli-
onen Euro. Dem gegenüber steht allerdings eine Um-
satzsteigerung beim Handel mit Kraftwagen von 2 481
Millionen Euro. Für eine Zuordnung, inwiefern der
Umsatzrückgang  im  oben  genannten  Wirtschafts-
zweig der Umweltprämie oder der allgemeinen kon-
junkturellen Lage zuzuordnen ist, liegen keine wei-
teren Informationen vor. Eine Voraussage der Ent-
wicklung im hier betrachteten Wirtschaftszweig für
die nächsten zwei Jahre kann nicht getroffen wer-
den. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Die achte Anfrage trägt die Überschrift „Anschaf-
fung eines neuen Feuerlöschbootes“. Die Anfrage
ist unterschrieben von dem Abgeordneten Woltemath
und Fraktion der FDP.

Bitte, Herr Kollege Woltemath!

Abg. Woltemath (FDP): Wir fragen den Senat:

Erstens: Auf welcher Grundlage wurden vom Innen-
ressort drei Millionen Euro für die Neubeschaffung
eines Feuerlöschbootes kalkuliert und beantragt?

Zweitens: Welche Konsequenzen zieht der Senat
aus dem Umstand, dass die kalkulierten und aus dem
Topf des Konjunkturpakets II bereitgestellten drei Mil-
lionen Euro nicht ausreichen, um den Neubau eines
Feuerlöschboots zu finanzieren, und ergibt sich aus
diesem Vorgang ein Optimierungsbedarf hinsichtlich
des Verfahrens?
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Drittens: Stimmt der Senat der Auffassung zu, dass
dieser  Vorgang  die  Kritik  am  Konjunkturpaket  der
bisherigen Bundesregierung bestätigt, da aufgrund
der europaweiten Ausschreibung die eigentlich zur
Unterstützung der deutschen Wirtschaft gedachten
Gelder ausländischen Mitbietern zugutekommen kön-
nen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Staatsrätin Buse.

Staatsrätin Buse: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Zunächst eine Vorbemerkung: An das eu-
ropaweite öffentliche Ausschreibungsverfahren für
ein Feuerlösch- und Polizeiboot schloss sich ein so-
genanntes Verhandlungsverfahren an, das noch nicht
abgeschlossen ist. Dies vorausgeschickt, beantwor-
tet der Senat die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Als Basis für eine Kostenschätzung ist
ein 2006 vom Regierungspräsidium Freiburg beschaff-
tes Feuerlöschboot herangezogen worden.

Zu den Fragen 2 und 3: Sobald das Verhandlungs-
verfahren abgeschlossen wurde, werden sich die zu-
ständigen Gremien mit den Ergebnissen und den da-
raus zu entwickelnden Optionen befassen. – Soweit
die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Woltemath (FDP): Bis wann ist mit dem Ab-
schluss des Verfahrens zu rechnen, können Sie eine
zeitliche Schätzung abgeben?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Wir glauben, dass es bis Mitte No-
vember abgeschlossen sein könnte.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Woltemath (FDP): Es ist wohl davon auszu-
gehen, dass es teurer wird, wenn man die ganzen
Umstände und Begleitumstände betrachtet. Haben
Sie  schon  eine  Idee,  woher  die  zusätzlichen  Mittel
kommen sollen?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Ich werde diese Frage so nicht
beantworten können, weil das Vergabeverfahren noch
nicht abgeschlossen ist und keinerlei Aussage dazu
möglich und gestattet ist, wie sich die Kosten ent-
wickeln. Das ist etwas, was zu diesem Zeitpunkt nicht
gesagt werden kann.

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Woltemath (FDP): Eine Abschlussbemerkung:
Ich gehe davon aus, dass wir in der nächsten Depu-
tationssitzung darüber noch einmal ausführlich spre-
chen werden.

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Selbstverständlich, das ist bereits
angekündigt!

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage des Ab-
geordneten Dr. Kuhn!

Abg.  Dr.  Kuhn  (Bündnis  90/Die  Grünen):  Frau
Staatsrätin, teilen Sie meine Auffassung, dass das Kon-
junkturprogramm der Bundesregierung wie auch der
bremische Anteil und die Konjunkturprogramme an-
derer europäischer und auch nichteuropäischer Staa-
ten nicht so angelegt sind, dass man bei der Verga-
be von Aufträgen Zäune um die jeweiligen National-
staaten gelegt hat und auch bei der Vergabe von Ab-
wrackprämien nicht darauf gedrungen hat, dass nur
deutsche Fabrikate gekauft werden dürfen, sondern
dass gerade der Sinn der ganzen Sache darin besteht,
dass auf europäischer Ebene und weltweit gemein-
sam Konjunkturprogramme aufgelegt worden sind,
damit man auch den weltweiten Handel wieder be-
fördert? Teilen Sie diese Auffassung?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Diese Auffassung teile ich.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Danke schön!)

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die neunte Anfrage wurde vom Fragesteller inzwi-
schen zurückgezogen.

Die zehnte und damit letzte Anfrage steht unter dem
Betreff „Internetprojekt ‚Mein Deutscher Fußball-
verein’“. Die Anfrage ist unterzeichnet von den Ab-
geordneten Fecker, Dr. Güldner und Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Fecker!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Welche Erkenntnisse hat der Senat über
das Internetprojekt „Mein Deutscher Fußballverein“?

Zweitens: Wie bewertet der Senat das Vorhaben
der Seitenbetreiber, sich unter anderem „gegen ei-
nen Multi-Kulti-Aktionismus im Sport“ zu richten?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet von
Frau Staatsrätin Buse.
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Staatsrätin Buse: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Für den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage 1: Bremer Rechtsextremisten versuchen
seit längerer Zeit, Einfluss auf die Bremer Fußball-
Fanszene zu nehmen. Das Projekt „Mein Deutscher
Fußballverein“ ist dem Senat seit Mai 2009 bekannt.
Es wurde ursprünglich unter maßgeblicher Beteili-
gung eines bekannten Bremer Neonazis und NPD-
Funktionärs initiiert. Nach damaliger Darstellung auf
der Internet-Homepage war es Ziel des Vorhabens,
einen Traditions-Fußballverein zu übernehmen und
sodann in die Mannschaft ausschließlich Spieler deut-
scher Nationalität aufzunehmen. Mittlerweile wird
angekündigt, eine Mannschaft mit höchstens zwei
ausländischen Spielern auflaufen lassen zu wollen.

Gegenwärtig ist nach außen nicht mehr erkenn-
bar, ob die personelle Beziehung zum organisierten
Bremer Rechtsextremismus fortbesteht. Aufgrund der
deutlich  gewordenen  Verbindungen  in  die  rechte
Szene ist der Senat jedoch bestrebt, die Entwicklung
weiter intensiv zu beobachten. Dies ist nicht zuletzt
Aufgabe der Sicherheitsbehörden.

Zu Frage 2: Toleranz und Akzeptanz gegenüber
Menschen anderer Herkunft und anderer Sprache
sind im deutschen Sport eine Selbstverständlichkeit
und in Bremen gelebte Praxis.

Der Senat sieht im Sport mit seinen weitreichen-
den individuellen und sozialen Perspektiven ein wich-
tiges Handlungsfeld, um die Integration von Migran-
tinnen und Migranten zu fördern. Aktivitäten wie das
hier in Rede stehende Projekt sind damit nicht ver-
einbar. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege, haben Sie eine Zu-
satzfrage?

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Staats-
rätin, welche Möglichkeiten sehen Sie, mit Ausnah-
me der heutigen Fragestunde, weiter vor dieser Seite
zu warnen beziehungsweise der Öffentlichkeit klar-
zumachen, dass der Anschein, den diese Seite auf den
ersten Blick vermittelt, gar nicht gegeben ist, sondern
dass dahinter eine politische Ausrichtung steht?

Präsident Weber: Bitte, Frau Staatsrätin!

Staatsrätin Buse: Der Senator für Inneres und Sport
hat ein Schreiben an die Bremer Sportverbände vor-
bereitet, selbstverständlich auch an den Bremer Fuß-
ballverband, um vor diesem Verein und den Aktivi-
täten zu warnen und deutlich zu machen, was sich
hinter diesem Projekt unserer Auffassung nach ver-
birgt.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit der Beantwor-
tung dieser Frage ist der Tagesordnungspunkt eins
erledigt.

Aktuelle Stunde

Meine Damen und Herren, für die Aktuelle Stunde
liegen zwei Themen vor, und zwar erstens auf An-
trag  des  Abgeordneten  Dr.  Güldner  und  Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen und des Abgeordneten Tschö-
pe und Fraktion der SPD das Thema

Bremer Sanierungskurs durch schwarz-
gelben Koalitionsvertrag gefährdet

und zweitens auf Antrag der Abgeordneten Kasten-
diek, Frau Dr. Mohr-Lüllmann, Röwekamp und Frak-
tion der CDU das Thema

Wachstum, Bildung, Zusammenhalt der Ge-
sellschaft, Chancen der neuen Bundesregie-
rung für Bremen und Bremerhaven nutzen.

Interfraktionell wurde vereinbart, diese beiden The-
men im Rahmen einer Debatte zu erörtern.

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister
Böhrnsen und Frau Senatorin Jürgens-Pieper.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident,  meine  sehr  verehrten  Kolleginnen  und
Kollegen! Die neue schwarz-gelbe Bundesregierung
hat mit ihrem Koalitionsvertrag eine Reihe von ent-
scheidenden Weichen gestellt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Reingefallen! Nach dieser Weichenstellung fährt der
D-Zug, der Deutschland-Zug, in eine total verkehrte
Richtung,

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei der
SPD und bei der LINKEN – Abg. I m h o f f

[CDU]: Reingefallen!)

nur scheinbar sollen die Menschen entlastet werden.
Bei denen, die schon viel haben, bleibt in der Tat ein
bisschen übrig, bei den anderen steckt man in die eine
Hosentasche etwas hinein, was der Staat in Zukunft
aus der anderen Hosentasche wieder herausholen
möchte. Das ist das Prinzip dieses Koalitionsvertrags
im Hinblick auf die Kassen der Bürgerinnen und Bür-
ger in diesem Land.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Bremen hat eine in der Tat schwierige Haushalts-
lage, und das schon seit Jahren. An dieser sollten wir
alle gemeinsam in dieser Bremischen Bürgerschaft
arbeiten. Durch die Schuldenbremse, durch die Fö-
deralismuskommission II müssen wir unsere jährli-
che Neuverschuldung bis zum Jahr 2020 auf null stel-
len. Nun hat die schwarz-gelbe Bundesregierung zu-
sätzliche Steuerausfälle für Bremen in Höhe von etwa
163 Millionen Euro organisiert. Mit dieser zusätzli-
chen Steuermindereinnahme wird es sehr, sehr schwer
werden, den Konsolidierungskurs für Bremen wei-
ter durchzuhalten!

Wer hat etwas davon, dass man dies tut? Unter-
nehmen haben etwas davon durch die Änderung der
Unternehmenssteuerreform,  beim  Mantelkauf  und
der Grunderwerbssteuer. Erben haben etwas davon,
Gutverdiener mit Kindern mit einem sehr hohen Kin-
derfreibetrag in Zukunft. Hotelbesitzer haben etwas
davon mit der verringerten Mehrwertsteuer. Durch
diese Erleichterungen in den genannten Gruppen
werden aber gleichzeitig Haushaltslöcher aufgeris-
sen, die allein im Bund im nächsten Jahr 2010 zu einer
abenteuerlichen jährlichen Neuverschuldung von 90
Milliarden Euro führen. Das konterkariert die von allen
gemeinsam ausgearbeitete Schuldenbremse, und es
wird die Menschen in ihrem Alltag ganz besonders
treffen. Hier sind Staat und die Bürger, die von die-
sem Staat abhängen, gleichermaßen betroffen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Dies ist kein langweiliges Rechenspiel zwischen
verschiedenen Gebietskörperschaften, Bund, Land
und Gemeinden, das ist ganz konkreter Alltag für viele
Menschen. Es bedeutet nämlich, dass wir in den Län-
dern, die zum Beispiel für Bildung, für viele Sozial-
ausgaben und für die Kitas zuständig sind, Hunder-
te Lehrer weniger haben werden in Bremen, weni-
ger Kitaplätze, weniger Studienplätze und Streichun-
gen bei Jugend- und Sozialprojekten, wenn wir diese
Mindereinnahmen, die hier auf Bundesebene orga-
nisiert werden, hier in Bremen umsetzen würden.

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Der Wahl-
kampf ist vorbei!)

Gleichzeitig setzen Sie darauf, und das, finde ich,
ist eine Sache, die ganz schwierig ist, dass zum ers-
ten Mal in dem Sozialversicherungssystem eine End-
solidarisierung organisiert werden soll. In Zukunft
sollen Mehrkosten bei der Krankenversicherung al-
lein von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
und nicht mehr solidarisch zur Hälfte auch von den
Arbeitgebern  getragen  werden.  Das  gesamte  Pro-
gramm dieser rot-grünen Regierung in Bremen ist hier
so aufgestellt, so etwas zu!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Auch das Betreuungsgeld für zu Hause erziehen-
de Eltern und die weitere Erhöhung des Kindergelds
sind alles Mittel, die zum Fenster hinausgeworfen und
uns fehlen werden, wenn wir den Kindergartenbe-
reich, den Unter-Dreijährigen-Bereich, die Ganztags-
schulen und vor allen Dingen eine bessere Qualität
in der Bildung organisieren. Dafür sind die Länder
zuständig. Sie entziehen mit diesen Entscheidungen
den Ländern die Mittel, um den Kindern eine bes-
sere Bildung gewähren zu können, das ist absolut nicht
in Ordnung!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Die Ministerpräsidenten der CDU sind nahezu ein-
hellig einer anderen Auffassung als Sie, und das, finde
ich, ist schon ein sehr bemerkenswerter Vorgang.
Ganz offensichtlich haben die zumindest den Wäh-
lerauftrag, dass sie sich um ihr jeweiliges Bundesland
zu kümmern haben, ernst genommen. Die Herren Mül-
ler, von Beust, Wulff, Koch, Oettinger, Böhmer und die
designierte Ministerpräsidentin Lieberknecht haben
sich alle unisono geäußert, dass im Bundesrat mit ihrer
Zustimmung nicht zu rechnen ist, weil das ein Nachteil
der jeweiligen Länder wäre, für die sie stehen.

Nun frage ich Sie hier als Opposition in Bremen,
werte Kolleginnen und Kollegen der CDU und der
FDP: Haben Sie einen Wählerauftrag, sich im Sinne
Bremens zu verhalten? Haben Sie einen Wählerauf-
trag, sich für die Interessen der Menschen in Bremen
und Bremerhaven einzusetzen? Dann müssten Sie an
der Seite Ihrer Ministerpräsidentenkollegen stehen!
Oder haben Sie hier nur die Nibelungentreue mit der
Kanzlerin Merkel, um diesen Koalitionsvertrag schön-
zureden,

(Zurufe von der CDU und der FDP)

und ist das Ihre einzige Funktion, die Sie hier in die-
sem Haus ausüben wollen?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Die böse,
böse Frau Merkel!)

Nehmen Sie sich ein Beispiel an diesen Minister-
präsidenten, die wollen in Niedersachsen, in Sach-
sen-Anhalt, in Hamburg und in Thüringen etwas für
die Menschen in diesen Ländern tun! Die gleiche Rolle
sollten Sie hier auch in Bremen einnehmen, das wäre
auch ein Oppositionsauftrag für Sie!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Herr Westerwelle hat auf dem FDP-Krönungspar-
teitag am letzten Wochenende gefeixt, dass die FDP
alle 20 Kernforderungen ihres Wahlprogramms durch-
gesetzt hätte. Ich habe noch selten eine bedrücken-
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dere Nachricht aus dem politischen Raum gehört als
diese!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

In Wirklichkeit, wenn man den Koalitionsvertrag
liest, hat sich die Lobbymaschine der FDP an ganz
vielen Stellen durchgesetzt. Wenn, wie es offensicht-
lich der Fall ist, Ärzteverbände, Pharmaindustrie und
andere bei Ihnen Passagen des Koalitionsvertrags
schreiben, dann ist hier zum ersten Mal in der Ge-
schichte der Bundesrepublik eine Schleuse geöffnet
worden, dass Lobbyinteressen, einseitige Lobbyin-
teressen, bedeutend vor das Allgemeinwohl gestellt
werden.

Sie von der FDP – wir können dazu jeden einzel-
nen Punkt des Koalitionsvertrags einmal diskutieren
– müssen einmal sagen, wieso hier in diesem Koali-
tionsvertrag diese Einzelinteressen von sowieso schon
relativ gut gestellten Kreisen in der Bevölkerung vor
das Allgemeinwohl, vor das Wohl der allgemeinen
Gesellschaft und vor jede einzelne Bürgerin und je-
den einzelnen Bürger gestellt worden sind. Herr
Brüderle, der neue Wirtschaftsminister, hat auch noch
ein Kapitel zum Branntweinmonopol und zur deut-
schen Weinbaukultur bekommen, bis dahin geht Ihr
Lobbyismus, und bis dahin geht Ihre Hörigkeit für
Einzelinteressen! Das Große und Ganze fehlt aller-
dings völlig in diesem Koalitionsvertrag.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Sie werden sagen, und das haben Sie auch schon
in den Medien getan, dass der rot-grüne Senat in Bre-
men nur von seinen eigenen Haushaltsproblemen ab-
lenken will.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Allerdings!)

Diese Haushaltsprobleme sind nicht 2007 entstanden,
als Rot-Grün die Regierung hier übernommen hat.
Sie sind sehr viel älter. Sie waren auch die ganze Zeit,
zwölf Jahre, als Sie mitregiert haben, genauso viru-
lent wie heute.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Aber es gibt
sie!)

Wenn Sie behaupten, dass es keine Sparanstren-
gungen gäbe – natürlich gibt es massive Haushalts-
probleme –, dann ist das verkehrt, Sie können sich
die Haushalte anschauen. Wir sind inzwischen nicht
durch das Schlachtfest, dass sie gern bei den Spar-
anstrengungen hätten, sondern durch kontinuierli-
che, stetige Sparbemühungen in den konsumtiven

Bereichen, beim Personal und bei den Investitionen
weit unter dem Stadtstaatenniveau.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: 400 Millio-
nen Euro mehr als 2006!)

Das hat diese Regierung vor allen Dingen nach vorn
getrieben, sodass wir weiter den Haushalt in Bremen
konsolidieren wollen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wo sparen
Sie denn eigentlich?)

Wenn Sie nun einen solchen Koalitionsvertrag in
Berlin schließen, dann konterkarieren Sie die Bemü-
hungen dieser Regierung, genau das zu erreichen,
sehr geehrter Herr Röwekamp. Ihr Schlachtfest wird
es mit Sicherheit nicht geben!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Lassen Sie mich noch einen Punkt erwähnen, an
dem Bremen und Bremerhaven direkt betroffen sind!
Sie planen, die Laufzeiten der Atomkraftwerke zu
verlängern. Das ist nicht nur ein Anschlag auf die
Sicherheit und Gesundheit der Bevölkerung, weil das
alte, längst überholte Schrottreaktoren sind, die hier
länger laufen sollen. Das ist natürlich auch ein An-
schlag auf eine wirklich zentrale, zukunftsfähige, auf-
strebende Industrie in Bremen und Bremerhaven, vor
allen Dingen in Bremerhaven bezüglich der Produk-
tion, Forschung und Entwicklung, Wartung und Dienst-
leistungseinrichtungen. Diese aufstrebende Industrie
im Land Bremen, die viele Menschen in Brot und Ar-
beit bringt und sehr viel  für  das  Klima  tut.

Da  kommen  ganz viele Seiten im Koalitionsver-
trag, in dem Sie das auch sagen, die regenerativen
Energien nach vorn bringen wollen, Durch das wei-
tere Einspeisen der Atomkraft machen Sie aber ei-
nen Flaschenhals in den Netzen und blockieren den
Ausbau  und  die  Investitionen  in  die  regenerativen
Energien. Das wissen Sie ganz genau! Das ist im In-
teresse von genau vier Stromkonzernen in dieser Re-
publik. Es wird in Bremen und Bremerhaven ganz
schwierig sein, sich gegen die Tendenz  aus  diesem
Koalitionsvertrag  durchzusetzen, meine Damen und
Herren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Lassen Sich mich zum Schluss an diesem Punkt noch
einmal sagen, wenn man auf die Fakten schaut, kann
man es ganz leicht erklären, allein nur die Atomkraft-
werke in unserer Region: Wann sollten sie abgeschal-
tet werden? Krümmel im Jahr 2017, Brunsbüttel im
Jahr 2010, das ist schon nächstes Jahr, und Esens-
hamm/Unterweser, hier gleich um die Ecke, im Jahr
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2012! Lassen Sie uns einmal für diese drei Kernkraft-
werke die Anzahl der Störfälle auflisten: Krümmel 311,
Esenshamm/Unterweser 315 und Brunsbüttel ganze
451 Störfälle! Mit diesen Reaktoren wollen Sie noch
länger als in den Laufzeiten bisher vorgesehen Strom
produzieren? Sie nehmen damit die Sicherheit einer
ganzen  Region  als  Geisel  für  die  Gewinne  dieser
Stromkonzerne in Kauf.

(Abg. R o h m e y e r  [CDU]: Was ist denn
ein Störfall?)

Sie blockieren auch noch den Ausbau der Wind-
energie und der Offshore-Anlagen vor Bremerhaven
in der Nordseeküste. Das ist einer der Punkte, die wir
strikt, und zwar in den Parlamenten wie auf der Straße,
bekämpfen werden. Weil die Bevölkerung in ihrer
großen Mehrheit gegen diese Entscheidung ist, wer-
den wir sie auch mobilisieren. Wir werden sie nicht
nur in diesem Punkt gegen diese Bundesregierung
in Stellung bringen!

Äußern Sie sich, wenn Sie hier in Bremen überhaupt
noch politisch etwas werden wollen, kritisch zu die-
sen Punkten! Stellen Sie sich nicht blind hinter die-
se Vereinbarung! Erklären Sie den Menschen, wie
Sie diese Entscheidung im Land Bremen rechtferti-
gen wollen! Es gibt keine Rechtfertigung für irgend-
etwas, das Sie in diesem Koalitionsvertrag festge-
schrieben haben. Ihre Rolle hier, sich jetzt lachend
und feixend hier hinzusetzen und zu sagen, das ist
doch wunderbar, überlasst es einmal alles der Lan-
desregierung in Bremen! Ja, wir werden diese Her-
ausforderung annehmen. Ihre Aufgabe wäre es aber,
das Land Bremen in diesen Punkten gegen diesen An-
schlag der Bundesregierung zu verteidigen und sie
nicht noch zu rechtfertigen. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Der schwarz-gelbe Koalitionsvertrag sieht
trotz desaströser Haushaltslage bei Bund, Ländern
und Gemeinden massive Steuersenkungen vor. Der
Kollege Dr. Güldner hat es eben schon skizziert, aber
ich glaube, man kann es nicht oft genug sagen, wel-
che Auswirkungen das für Bremen und die Republik
haben wird. Bei der Einkommensteuer sind jährliche
Entlastungen von 24 Milliarden Euro vorgesehen. Von
den Steuerausfällen müssen Länder und Gemeinden
57,5 Prozent tragen. Für Bremen bedeutet dies einen
Anteil von 138 Millionen Euro. Durch das von Ihnen
vereinbarte Sofortprogramm, Teilkorrektur der Un-
ternehmensteuerreform,  ergibt  sich  ein  jährlicher
Steuerausfall für Bremen von 17 Millionen Euro. Die
Reduzierung des Mehrwertsteuersatzes für Beherber-

gungsdienstleistungen auf sieben Prozent bedeutet
für Bremen einen Verlust von 4,5 Millionen Euro. In
gleicher Höhe werden die Entlastungen bei der  Erb-
schaftsteuer auf Bremen durchschlagen. Summa sum-
marum sind es 163 Millionen Euro.

Nun kann man sich überlegen, was das für Bre-
men bedeutet, ich möchte aber noch einmal einen
kleinen Schlenker machen. Ich habe mir diesen Ko-
alitionsvertrag sehr aufmerksam durchgelesen – wir,
Rot-Grün, sind die Ausgaben- und nicht Sparkoali-
tion – ich habe in diesem gesamten Koalitionsvertrag
kein einziges Konzept dafür entdeckt, wie Sie 163
Millionen Euro in Bremen durch irgendetwas finan-
zieren wollen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sie wollen es durch Wirtschaftswachstum generie-
ren und finanzieren. Wirtschaftswachstum soll es brin-
gen, dass diese gigantischen Summen in Deutschland
wieder eingespielt werden.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Durch Hand-
auflegen!)

Wir haben dieses Konzept in der Geschichte schon
zweimal erlebt:

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Bei Schröder
zuletzt!)

Das Konzept, durch massive Steuersenkungen Wirt-
schaftswachstum zu generieren, hat Ronald Reagan
probiert, hat Margaret Thatcher probiert,

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Gerhard
Schröder!)

und was ist das Ergebnis gewesen? Das Ergebnis ist
gewesen, dass beide einen desaströsen Haushalt hin-
terlassen haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Am Ende kann man nüchtern – und dagegen kön-
nen Sie sich auch nicht wehren – feststellen, dass Sie
unseren Staat ausbluten, um es denen zu geben, die
haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Sie geben denen, die viel zu vererben haben, Sie
geben denen, die Unternehmen führen, Sie geben
denen, die ein hohes Einkommen haben, und – für
mich völlig unverständlich – Sie geben auch denen,
die Beherbergungsbetriebe haben beziehungsweise
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diese nutzen. Wie das hineinpasst, weiß ich auch noch
nicht, zu wessen Gunsten das eine Umverteilung ist,
kann ich überhaupt nicht nachvollziehen. Man muss
sich aber auch einmal anschauen: Wem nehmen die
Schwarz-Gelben denn eigentlich? Die Schwarz-Gel-
ben nehmen Bremen mindestens 163 Millionen Euro.
163 Millionen Euro sind 55 Prozent der Konsolidie-
rungsmittel, die uns die Föderalismuskommission zu-
gebilligt hat. Die 300 Millionen Euro, die dort als Kon-
solidierungshilfen vereinbart worden sind, sind aner-
kanntermaßen das absolute Minimum dessen, was
Bremen braucht. Wie erklären Sie Bremerinnen und
Bremern, dass nur noch 45 Prozent von dem zur Ver-
fügung steht, was Bremen braucht?

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Sollte  diese  Vereinbarung  tatsächlich  umgesetzt
werden, entfällt für mich – das kann ich hier ganz deut-
lich erklären – die Geschäftsgrundlage für die Schul-
denbremse. Sollte es den Ländern und vor allen Din-
gen auch Ihren Ländern nicht gelingen, diese Ent-
kernung des Staates rückgängig zu machen, bleibt für
uns außerhalb des politischen Prozesses eigentlich
nur, die Frage der Finanzordnung beim Bundesver-
fassungsgericht in Karlsruhe überprüfen zu lassen.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Das ist die eine Seite, es gibt ja noch eine andere
Seite: Es gibt nämlich die Seite, auf der Sie inhalt-
lich werden. Das, finde ich, ist eigentlich die span-
nendere Seite: Was wollen Sie eigentlich? Dies ist ja
mehr als ein Vertrag zulasten Dritter, mehr als ein
Vertrag zulasten von Ländern und Gemeinden, das,
was Sie da aufgeschrieben haben, ist in meinen Augen
– vielleicht können Sie dazu ja noch einmal etwas dar-
stellen – ein Masterplan zur sozialen Spaltung Deutsch-
lands!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich möchte es an drei Beispielen deutlich machen:
In Ihrer Familienpolitik werden die Ziele einer ver-
besserten Bildungspartizipation und einer verbesser-
ten Betreuung absolut konterkariert. Sie erhöhen das
Kindergeld monatlich völlig unsinnigerweise um 20
Euro, dann gibt es 184 Euro. Sie erhöhen den steu-
erfreien Kinderfreibetrag, wir wissen, wohin der Kin-
derfreibetrag führt, das begünstigt schlicht und er-
greifend einfach nur die Besserverdienenden. Auch
darüber könnte man noch hinwegsehen, das kann
man machen, wenn man Schwarz und Gelb ist. Aber
die entscheidende Frage – und an dieser Diskussion
waren wir mit Familienpolitikern der CDU schon ein-
mal viel weiter – ist: Was sollen eigentlich Leistun-
gen für Kinder? Leistungen für Kinder müssen in Ein-

richtungen gegeben werden, die eine moderne bil-
dungspolitische Erziehung ermöglichen. Das darf nicht
mit dem Gießkannenprinzip verschleudert werden.
Diese Ressourcen brauchen wir!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Aber, als sei diese Geschichte noch nicht absurd
genug, was mich wirklich geärgert, was mich entsetzt
hat, ist, dass die FDP – und jetzt verteilen wir es einmal
andersherum – zustimmt, dass es ein Betreuungsgeld
für Kinder geben soll, die zu Hause und nicht in ei-
ner Kita betreut werden.

(Abg. Frau G a r l i n g  [SPD]: Unglaublich!
Das Allerletzte!)

Es soll 150 Euro monatlich betragen. Was ist das für
ein Gedankengang? Die Herdprämie! Sie wollen staat-
lich subventionieren, dass Kinder von Kitas und von
frühkindlicher Bildung ferngehalten werden! Was das
mit gesellschaftlicher Modernität zu tun hat, kann ich
überhaupt nicht nachvollziehen!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Vielleicht geht es aber ja auch gar nicht um benach-
teiligte Familien, vielleicht geht es ja auch gar nicht
darum, dass man in diesem Staat erkennt, dass Bil-
dung ein Schlüssel ist. Vielleicht geht es ja auch gar
nicht darum, dass wir gerade denen, die aus bildungs-
fernen Schichten kommen, ermöglichen müssen, dass
sie an Bildung partizipieren. Wenn es nämlich nicht
darum geht, macht es vielleicht Sinn, diese Leute mit
150 Euro abzuspeisen und von Bildung fernzuhalten.

Sie folgen lieber zum Preis sozialer Verschlechte-
rung  den  Ihnen  liebgewordenen  Lobbyinteressen.
Beispiel Gesundheit: Von 2011 an wird der Arbeitge-
beranteil für die Krankenversicherung eingefroren,
die Arbeitnehmer sollen dann einen einkommensun-
abhängigen Beitrag leisten. Die Diskussion kennen
wir, das ist ein ähnliches Modell wie die Kopfpau-
schale. Das wird angesichts der stetig steigenden Kos-
ten im Gesundheitswesen, die wir hier auch immer
wieder diskutiert haben, notwendigerweise dazu füh-
ren, dass diese gesamten Steigerungen ausschließ-
lich von Arbeitnehmern getragen werden. Was ist das
für ein soziales Modell, das Sie da im Kopf haben?

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Sie haben uns dann vorgeworfen, wir würden un-
glaublich viel Bürokratie entwickeln. Dann haben Sie
gesagt, damit das nicht so auf diejenigen, die wenig
haben, durchschlägt, machen wir doch einen entspre-
chend steuerfinanzierten Zuschuss für Leute, die we-
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niger verdienen. Bei all dem, was ich dazu gelesen
habe, diese zwei Seiten, bei denen ich zum Teil – das
gebe ich ehrlich zu – in ihrer Komplexität gar nicht
verstanden habe, wie das gemacht werden soll, ist
mir aber völlig klar, dass das schon in sich den Zug
eines bürokratischen Monsters trägt, gegen den der
Gesundheitsfonds überhaupt nichts gewesen ist.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Es wird Ihnen aber ja auch von der privaten Ver-
sicherungswirtschaft zugejubelt. Die Pflegeversiche-
rungsanbieter jubeln über den pauschalen Beitrag,
der zurückgelegt wird, der Kapitalbildungsmaßnah-
men bringen soll für die Pflegeversicherung. Wir ha-
ben es bei verschiedenen anderen Maßnahmen er-
lebt. Hurra, die Versicherungswirtschaft wird es Ih-
nen danken!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Jeder von uns hat Meinungen, und, ich finde, je-
der von uns darf hier auch offensiv sein Gesellschafts-
modell vorstellen. Jeder darf auch versuchen, das in
Politik zu gießen Was mich aber persönlich am meisten
ärgert, ist, dass das, was Sie hier vereinbart haben,
mit dem großen Ziel, das Sie haben, nämlich Wirt-
schaft anzukurbeln, nicht funktionieren wird. Das mö-
gen Sie einem Sozi nicht glauben, deswegen habe
ich mir ein Zitat herausgesucht. Das Zitat ist vom
Präsidenten des Deutschen Instituts für Wirtschafts-
forschung, Klaus Zimmermann, ein honoriger Mann.
Ich zitiere: „Mit dem Koalitionsvertrag und den ge-
planten dauerhaften Steuersenkungen verabschie-
det sich die Regierung auch über diese Wahlperio-
de hinaus, langfristig vom Ziel eines ausgeglichenen
Staatshaushalts. Dies wird Wachstum gefährden, denn
die hohe Neuverschuldung wird der privaten Wirt-
schaft den Spielraum für Investitionen räumen.“ Nach
seiner Überzeugung wird diese Entwicklung lang-
fristig zu einer Einschränkung öffentlicher Leistun-
gen führen. Er schließt mit der Bewertung, dass es
letztlich eine Umverteilung von unten nach oben ist.
Genau das ist Ihr Koalitionsvertrag!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Zum Abschluss: Die Tigerente schnattert, sie rollt
nicht, trotzdem hinterlässt sie eine Spur der Verwüs-
tung. Schwarz-Gelb markiert nicht nur eine Gefahr
in der Atompolitik, sondern ist zwischenzeitlich auch
die Hinweisfarbe für die Entsolidarisierung unserer
Sozialsysteme und Gesellschaft geworden. Wir in den
Ländern – und dahin geht mein dringender Appell,
Sie, die Sie hier sitzen, sind ja vor allem Landespoli-
tiker – müssen alles tun, um dies zu verhindern. Wir

fordern jeden verantwortungsvollen Landespolitiker
auf, uns hierbei zu unterstützen! – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Deutsche Bundes-
tag hat eben mit deutlicher Mehrheit Angela Merkel
zur Bundeskanzlerin gewählt, das ist gut für Deutsch-
land, und das ist gut für Bremen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Herr Tschöpe, Ihr erster bundespolitischer Versuch
hier im Parlament, in der Bremischen Bürgerschaft –

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Jämmerlich ge-
scheitert!)

Sie haben ja gar nichts über Bremen gesagt, sondern
Sie haben im Wesentlichen über den Koalitionsver-
trag gesprochen – ist aus meiner Sicht ein eindeuti-
ger erneuter Versuch, von den eigenen Schwierig-
keiten dieser Regierung abzulenken.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Unter dem Strich, Herr Tschöpe, gibt es wirklich
keinen  schlechteren  Berater  gegen  nationale  Ver-
schuldung als die Bremer Sozialdemokraten, die unser
Land mit Schulden überhäuft haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP – Abg.
Frau B u s c h  [SPD]: Da müsste Ihnen ei-

gentlich das Pult umkippen!)

Während Sie noch versuchen, in Berlin in der Op-
position Ihre Rolle zu finden, was man ja zunehmend
nur mit Mitleid und gar nicht mehr mit Anerkennung
verfolgen kann, möchte ich heute trotzdem nicht der
Versuchung erliegen, mich mit den Sozialdemokra-
ten  zu  beschäftigen,  Herr  Tschöpe,  deswegen  nur
zwei, drei wenige Sätze dazu. Das, was Sie jetzt als
die große Entsolidarisierung der Gesellschaft anpran-
gern, nämlich die Entkoppelung von Sozialversiche-
rungsbeiträgen vom Einkommen: Wer hat denn den
ersten Schritt gemacht, Herr Tschöpe? Das war die
rot-grüne Bundesregierung, die das erste Mal Arbeit-
geber- und Arbeitnehmeranteile bei den Sozialver-
sicherungsbeiträgen entkoppelt hat, und zwar aus
gutem  Grund,  weil  es  darum  geht,  dass  wir  wieder
Möglichkeiten und Spielräume für Wachstum und
Beschäftigung in Deutschland brauchen. Wir brau-
chen mehr Menschen, die arbeiten und ihre Beiträ-
ge dadurch zahlen, dass sie Arbeit haben, und nicht
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weniger Menschen, die ständig steigende Beiträge
zahlen. Das ist nicht die Politik für Wachstum und Be-
schäftigung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich verfolge mit großer Aufmerksamkeit die inner-
parteilichen Vorgänge der Bremer Sozialdemokra-
ten, die bei dieser Bundestagswahl ihr schlechtestes
Ergebnis  in  ihrer  Geschichte  eingefahren  haben.
Wenn Sie aber glauben, dass Sie die Menschen wieder
dadurch  überzeugen  können,  dass  Sie  nur  linken
Ideen hinterherlaufen, statt sich um die Menschen
zu kümmern, die Wohlstand, Wachstum und Beschäf-
tigung in unserem Land über Jahre erzeugt haben

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Das machen wir
ja nicht!)

und von denen wir auch noch in den nächsten Jah-
ren und Jahrzehnten abhängig sein werden, laufen
Sie tatsächlich nur den Linken hinterher. Ich halte das
für eine fatale Entwicklung der Sozialdemokraten!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich bin ein bisschen enttäuscht, dass diese rot-grüne
Regierung aus ihrer Larmoyanz nach zwei Jahren der
Regierungsübernahme noch immer nicht herausge-
kommen ist. Sie sehen in allem immer nur Risiken
und Gefahren. Die Koalitionsvereinbarung zwischen
CDU, CSU und FDP birgt für Bremen ernorme Po-
tenziale, aus den Schwierigkeiten unseres Bundes-
lands aus eigener Kraft wieder herauszukommen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP – Abg.
D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]:  Wo  denn?  –  Zuruf  der  Abg.  Frau

B u s c h  [SPD])

Das möchte ich Ihnen, Frau Busch, auch gern sa-
gen: In dieser Koalitionsvereinbarung gibt es ein ein-
deutiges Bekenntnis zum Ausbau regenerativer En-
ergien, insbesondere im Offshore-Bereich. Herr Dr.
Güldner, Sie haben eben so getan, als ob das nichts
bedeuten würde. Es steht etwas darin, was gelöst wer-
den muss.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir brauchen Planungssicherheit für Offshore-Wind-
parks. Ist das nichts? Ist das nicht in unserem Inter-
esse? Wir brauchen die Möglichkeit, Leitungsbau zu
betreiben, damit wir etwas ins nationale Netz einspei-
sen können, das steht im Koalitionsvertrag. Haben
Sie das nicht gelesen, oder wollen Sie es hier dem
Parlament nur bewusst verschweigen?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Nahezu eine Unwahrheit ist Ihre Behauptung, dass
durch die Verlängerung der Laufzeiten von Kernkraft-
werken regenerative Energien an die Wand gedrückt
werden sollen,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Genau so ist es!)

das Gegenteil, Herr Dr. Güldner, ist der Fall!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Während  dieser  Senat  in  einer  One-Man-Show
Stimmung  gegen  einen  Atomtransport  in  Bremen
macht, obwohl Hunderte von Atomtransporten durch
Bremen und Bremerhaven stattfinden und das alles
nur Augenwischerei ist, sagt die CDU gemeinsam mit
der FDP den Menschen die Wahrheit: Wir werden die
Kernenergie noch einige Jahre als Brückentechno-
logie brauchen, weil wir eben noch nicht genug re-
generative Energiequellen haben, um den Energie-
bedarf der Bevölkerung zu decken, das ist die Wahr-
heit!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Da verstecken wir uns nicht hinter irgendwelchen
Ankündigungen, der Bürgermeister habe einen Trans-
port verhindert, und lassen dabei die Klammer weg,
dass er über 200 hat stattfinden lassen. Meine Da-
men und Herren, das ist unehrliche Politik, das möchte
ich an dieser Stelle auch sagen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen  sage  ich  auch,  in  dem  Koalitionsvertrag
steht, dass die den – vier haben Sie gesagt – Energie-
unternehmen aus der Verlängerung der Laufzeit zu-
fließenden Erlöse in die Weiterentwicklung regene-
rativer Energien investiert werden sollen. Das ist der
Weg der Brückentechnologie, der richtig, vernünf-
tig und nachvollziehbar ist, Herr Dr. Güldner.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das nützt dem Standort Bremerhaven!

Wir haben über Jahre Geld in die Hand genom-
men, um Unternehmen ansiedeln zu können, bis hin
zum  Fraunhofer-Institut,  um  im  Bereich  der  Off-
shore-Windenergie ein Alleinstellungsmerkmal zu be-
kommen. Diese Regierung setzt auf den Ausbau der
Windenergie, auch im Offshore-Bereich, und schafft
dafür die Grundlagen. Das ist gut für unser Bundes-
land und nicht schlecht!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Der zweite Bereich, der gut für uns ist, ist das klare
Bekenntnis des Koalitionsvertrags zur Luft- und Raum-
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fahrtindustrie, das habe ich bei Ihnen im Übrigen auch
vermisst. Es findet sich dort ein klares Bekenntnis zur
nationalen Aufgabe in der Luftfahrt, das ist auch für
uns in Bremen von existenzieller Bedeutung.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Viele Hundert Menschen haben ihren Arbeitsplatz
in diesem Bereich. Deswegen ist es richtig, dass wir
auch  in  Deutschland  in  der  nationalen  Luftfahrt
weitermachen. In der Raumfahrt wird das Programm
selbstverständlich  auch  als  nationales  Programm
fortgeschrieben. Wir haben neben EADS Astrium mit
OHB einen riesigen Mittelständler, der in diesem Be-
reich Hunderte von Arbeitsplätzen geschaffen hat.
Es ist gut, dass sich die neue Regierung zur Luft- und
Raumfahrt in Deutschland bekennt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Was sagen eigentlich die Grünen dazu?

Der vierte Punkt, der in dem Koalitionsvertrag ent-
halten ist, ist das klare Bekenntnis zur maritimen In-
dustrie. Es wird auch in Zukunft den Kurs weiter ge-
ben, dass wir auf die Innovationsfähigkeit und die
hohe Arbeitsplatzdichte unserer deutschen Schiffbau-
er bauen können. Das ist ein klares Bekenntnis der
nationalen Regierung zu Arbeitsplätzen hier in Bre-
men und Bremerhaven vor Ort, auch das ist für uns
positiv.

(Beifall bei der CDU)

Schließlich bin ich auch fest davon überzeugt, dass
es richtig ist, dass die Hightech-Initiative der Bun-
desregierung fortgeschrieben und mit zusätzlichen
Mitteln ausgestattet wird. Wer, wenn nicht ein Wis-
senschaftsstandort wie Bremen und Bremerhaven, soll
davon profitieren? Allein das Alfred-Wegener-Insti-
tut in Bremerhaven wird durch die Beschlüsse die-
ser Koalition auch in Zukunft in die Lage versetzt,
den dringend notwendigen Ersatz seines Forschungs-
schiffs auch tatsächlich finanziert zu bekommen.

Das sind die Dinge, Herr Dr. Güldner, die für un-
sere Region wichtig sind, die für die Menschen, die
hier arbeiten und jeden Tag für Wachstum und Be-
schäftigung sorgen, von entscheidender Bedeutung
sind. Das sind die Botschaften, die die Menschen in
Bremen und Bremerhaven an Wachstum und Beschäf-
tigung und damit auch an diese Regierung glauben
lassen. Das ist das Ergebnis der Koalitionsverhand-
lungen.

(Beifall bei der CDU)

Nun haben Sie ja versucht, über ungelegte Eier zu
reden, indem die Finanzsenatorin eine Milchmäd-
chenrechnung  über  die  möglichen  Steuerausfälle
aufgestellt hat. Ich empfehle nur, den Koalitionsver-

trag an dieser Stelle genau zu lesen. Darin steht: Wir
wollen möglichst bis zum Jahr 2011 Steuererleichte-
rungen durchsetzen.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Eigentlich wol-
len Sie gar nicht! – Abg. D r .  K u h n  [Bünd-
nis 90/Die Grünen]: Das ist die eine Lesart!)

Nein, das ist das, was darin steht!

Herr Dr. Kuhn, Sie können davon ausgehen, dass
diese Regierung die Kraft und den Mut hat, Steuer-
erhöhungen nur dann auch umzusetzen, wenn sie am
Ende finanziert sind. Das ist übrigens anders als in
Bremen!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Steuererhöhungen! Erhöhungen,

das ist ja interessant!)

Steuersenkungen nur dann durchsetzen, wenn sie fi-
nanziert sind!

Ich empfehle, Herr Dr. Kuhn, dass Sie sich einmal
sehr genau anschauen, wie sich eigentlich der Bre-
mer Senat in den letzten Jahren verhalten hat! Kön-
nen Sie sich noch daran erinnern, als wir das Ergeb-
nis über die steuerabhängigen Mehreinnahmen im
Jahr 2008 gehört haben? Wie hat da dieser Senat ju-
biliert, im Übrigen auch in gleicher Sekunde das Geld
ausgegeben, indem einmal eben 80 Millionen Euro
an die Kliniken und viele Millionen Euro an den So-
zialhaushalt überwiesen worden sind! Hat sich damals
einer darüber beklagt, dass das das Ergebnis natio-
naler Steuerpolitik ist? Hat sich da einer beklagt, dass
es das Ergebnis nationalen Wachstums ist?

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ist es ja auch gar nicht!)

Nein, Sie haben dieses Geld auch als Land genom-
men! Aber dann ist es doch unfair, im Gegenzug zu
sagen, jetzt wird ein Geschäft zulasten Dritter ge-
macht. Die Steuereinnahmen für Bremen waren ein
Geschäft zugunsten Dritter. Es hat keinen Sinn, Länder
und Gemeinden immer gegen den Bund auszuspie-
len.

(Beifall bei der CDU)

Entweder gibt es Wachstum und Beschäftigung in
Deutschland, dann profitieren wir davon – und das
haben wir –, oder es gibt eben eine Rezession wie
zurzeit, dann profitieren wir nicht davon, dann muss
Bremen auch seinen Beitrag leisten.

Ich will an dieser Stelle nur eindeutig sagen: Jetzt
so zu tun, als ob das, was da beschlossen worden ist,
alles unsozial ist, grenzt wirklich an Unwahrheit. Das,
Herr Dr. Güldner, will ich an dieser Stelle ausdrück-
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lich sagen. Ist es wirklich sozial ungerecht, den Kin-
derfreibetrag anzuheben

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ja, genau das ist es! – Abg. Frau
B u s c h  [SPD]: Denen wird es doch abge-

zogen!)

und damit kleine Einkommen vom ersten Euro an und
Menschen, die jeden Tag durch ihrer eigener Hän-
de Arbeit Geld verdienen, dadurch zu entlasten?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP – Abg.
D r .  G ü l d n e r  [Bündnis  90/Die  Grü-

nen]: Unsozialer geht es gar nicht!)

Das ist doch nicht sozial ungerecht, Herr Dr. Güld-
ner!

Was  haben  Sie  eigentlich  für  ein  Familienbild?
Tausende von Eltern in Bremen und Bremerhaven
kümmern sich jeden Tag darum, dass ihren Kindern
eine vernünftige, eine zukunftsorientierte, eine so-
lide Entwicklung, Erziehung und Bildung anvertraut
wird. Sie tun ja gerade so, als ob das nur der Staat
könnte. Nein, meine Damen und Herren, diesen El-
tern ist, ob Sie es glauben oder nicht, auch mit 20 Euro
Kindergelderhöhung eine Menge geholfen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Null!)

Es gibt Menschen, die von dem Kindergeld tatsäch-
lich auch die Erziehung, Ernährung und Ausbildung
ihrer Kinder finanzieren müssen. Das ist nicht unso-
zial, sondern es ist sozial, dieses Kindergeld zu erhö-
hen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Davon profitieren auch nicht nur einige, sondern das
Kindergeld bekommt jeder!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Eben! Einkom-
mensunabhängig!)

Dann haben Sie gesagt, es sei eine Entsolidarisie-
rung der Gesellschaft, dass wir in Zukunft die Bei-
träge zur Sozialversicherung teilweise auch aus Steu-
ern finanzieren, im Übrigen eine Erfahrung, die wir
in Deutschland schon öfter gemacht haben. Meine
Damen und Herren auch von den Grünen, die Soli-
darität in dem Sozialversicherungssystem am Beispiel
Gesundheit drückt sich aber doch nicht dadurch aus,
dass wir unterschiedliche Beiträge haben. Die Soli-
darität drückt sich dadurch aus, dass diejenigen, die
gesund sind, Geld in eine Kasse bezahlen, aus der
diejenigen, die krank sind, Geld bekommen. Das ist
gelebte Solidarität. Das hat mit Beitragshöhe erst ein-
mal nichts zu tun.

(Glocke)

Die Frage, wer wie viel an Beiträgen leistet, Herr
Dr. Güldner, ist eine Frage des Sozialausgleichs. Es
ist  aber  ja  nicht  nur  Aufgabe  von  Arbeitnehmern,
diesen Sozialausgleich zu organisieren und zu finan-
zieren, es ist eine Aufgabe, die sich der Gemeinschaft
insgesamt stellt und deswegen auch über Steuern
finanziert werden muss. Dieser Weg ist richtig, er ist
sozial, und er ist konsequent.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP – Abg.
D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grü-

nen]: Kein bisschen!)

Es ist bemerkenswert, Herr Dr. Güldner, wie es Ih-
nen einmal wieder gelungen ist, eine Rede zum Bre-
mer Haushalt zu halten, ohne auch nur einen einzi-
gen Sparvorschlag zu machen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP – Abg.
D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grü-

nen]: Wir sparen doch die ganze Zeit!)

Sie sparen Null!

Diese Regierung wird von 2006 bis 2010 das Ni-
veau ihrer Ausgaben um 400 Millionen Euro und damit
um das Dreifache des heute von Ihnen kritisierten Be-
trags erhöhen, ohne auch nur einen müden Euro da-
von durch irgendwelche Maßnahmen gegenzufinan-
zieren. Wenn es eine Regierung in Deutschland gibt,
die auf Pump lebt, dann ist es diese rot-grüne Landes-
regierung. – Danke!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin
der Meinung, dass der jetzt geschlossene schwarz-
gelbe Koalitionsvertrag in Berlin mitten in der Krise
sicherlich eine große politische Zäsur darstellt. Das
wird auch, und das ist, glaube ich, auch von den
Vorrednern schon gesagt worden, für Bremen Fol-
gen haben. Man muss dabei aber auch fragen: Was
steht denn in diesem Koalitionsvertrag, oder wessen
Geistes Kind ist eigentlich dieser Vertrag? Dazu muss
man doch deutlich sagen, lieber Herr Tschöpe: Der
soziale Kahlschlag, der mit der SPD und den Grünen
unter Herrn Schröder angefangen wurde, der in der
Großen Koalition zwischen CDU und SPD verstetigt
wurde, wird jetzt in der Koalition von CDU und FDP
fortgesetzt. Das ist nichts als eine Fortsetzung, wenn
auch mit weniger und anderen Mitteln.

(Beifall bei der LINKEN)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Obwohl die Finanz- und ja letztendlich auch die
Systemkrise hinlänglich bewiesen hat, dass das ka-
pitalistische System mit seiner neoliberalen Zuspit-
zung nicht in der Lage ist, die Probleme der Mensch-
heit zu lösen – siehe Klimakatastrophe – und auch
nicht in der Lage ist, die Probleme des kleinen Bre-
mer Haushalts zu lösen, verhalten sich doch alle nach
einer kurzen Schrecksekunde so, als wäre nichts pas-
siert.

(Beifall bei der LINKEN)

Genau nach diesem Muster ist dieser Koalitions-
vertrag gestrickt. Die Finanzmärkte sind immer noch
nicht reguliert, das Kasino hat schon längst wieder
geöffnet, und der Koalitionsvertrag schweigt letzt-
endlich dazu. Die drohende Klimakatastrophe wird
den Wirtschaftsinteressen gebeugt, die öffentliche Da-
seinsvorsorge soll weiter privatisiert werden, das Mo-
dell der Riesterrente – von Herrn Schröder und Co.
wohlgemerkt, das hat Herr Röwekamp sehr richtig
bemerkt – wird nun von Frau Merkel und Herrn Wes-
terwelle auf die Pflegeversicherung angewandt. Das,
finde ich, ist im Grunde genommen schon ein ziem-
licher Skandal! Da muss man sich doch wirklich einmal
vorstellen – und ich betone das hier! –, da brechen
große kapitalgedeckte Pensionsfonds in den Verei-
nigten Staaten auseinander, und Hunderttausende,
vielleicht sogar Millionen von Menschen stehen ohne
Altersversorgung da, und Schwarz-Gelb stellt sich jetzt
hin und sagt, eben diese Kapitaldeckung ist das Zu-
kunftsmodell für die Pflegeversicherung und für die
gesamte Gesundheitsversorgung. Das ist Irrsinn! Das
ist sozialer Wahnsinn, den Sie da betreiben!

(Beifall bei der LINKEN)

Öffentliche Beschäftigung, um auch die zu nennen,
kommt im Koalitionsvertrag erst gar nicht vor. An
Hartz IV ändert sich nichts Wesentliches. Nur, wie
wir schon festgestellt haben, die Atomlobby strahlt
über beide Ohren.

(Beifall bei der LINKEN)

Insgesamt, sage ich einmal ganz lapidar, ist fest-
zustellen, dass die Kosten der Krisen einmal wieder
auf die kleinen Leute abgewälzt werden sollen. Lassen
Sie mich aber zu Beginn meiner Rede – und das ist
mir auch noch einmal sehr wichtig – feststellen, dass
die Fraktion der Bremer Linken ohne Wenn und Aber,
und ich betone und wiederhole das, ohne Wenn und
Aber zur Existenz und zur Selbstständigkeit Bremens
steht!

(Beifall bei der LINKEN)

Sollte also, wie von Rot-Grün angedeutet, ein Gang
nach Karlsruhe zum Bundesverfassungsgericht zwecks
Sicherung der Finanzierung des Landes notwendig

sein, werden wir Sie nach Kräften und mit unseren
Mitteln unterstützen, ob Sie es wollen oder nicht, im
Parlament und auf der Straße!

(Beifall bei der LINKEN – Heiterkeit bei der
CDU und beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ob Sie mit uns so auf die Straße gehen wollen, das
weiß ich nicht. Im Parlament wird es mit der Unter-
stützung einfacher sein, aber auf der Straße, da bin
ich gespannt, Sie sind herzlich eingeladen!

(Beifall bei der LINKEN)

Das kann ich auf jeden Fall im Namen der Fraktion
DIE LINKE den Bürgern und Bürgerinnen Bremens
versprechen.

Die angekündigten Steuersenkungspläne von CDU
und FDP im Bund, darüber wurde auch schon in An-
sätzen gesprochen, nützen erst einmal wieder nur den
Besserverdienenden. Zweitens erleiden die Länder
dadurch  Steuereinbrüche  in  Millionenhöhe.  Herr
Böhrnsen und Frau Linnert bezifferten auf ihrer Pres-
sekonferenz die Mindereinnahmen mit immerhin 163
Millionen Euro pro Jahr. Dazu muss man sicherlich
noch die anteilig zu bezahlenden 140 Millionen Euro
für die Konjunkturpakete I und II, die Bremen mitfi-
nanzieren  muss,  hinzurechnen.  Bringt  man  diese
Summe dann noch mit der immerhin im Grundge-
setz festgeschriebenen Schuldenbremse in Zusam-
menhang, ist eigentlich klar, dass der sogenannte
Sanierungspfad  der  Föderalismuskommission  ge-
scheitert ist, bevor er überhaupt betreten wurde.

(Beifall bei der LINKEN)

Natürlich hält die Bremer Fraktion DIE LINKE nichts
von den Vorschlägen der rechten Seite dieses Par-
laments. Wenn Herr Röwekamp nun beschwingt von
der  CDU/FDP-Koalition  im  Bund  wiederholt  in  der
Presse von einem Alle-Mann-Manöver oder von ei-
ner Enquetekommission spricht, dann, sage ich ein-
mal, ist Vorsicht geboten. Denn es kommt, wie es im-
mer kommen muss, und so kennen wir es ja auch von
unserer CDU: Die Gewoba und die Krankenhäuser
sollen verkauft werden, die Eliten müssen weiter be-
vorzugt werden, die Sozialleistungen müssen auf den
Prüfstand, die Kriminellen härter bestraft werden und
das, was immer noch wie eine sozialstaatliche Insti-
tution aussieht, muss privatisiert werden et cetera.
Man könnte diese Liste beliebig, und über die Jah-
re auch angesammelt beliebig, fortsetzen.

(Beifall bei der LINKEN)

Für diese Art von sozialem Kahlschlag, auch das
will ich hier noch einmal deutlich sagen, ist immerhin
die Große Koalition in Bremen abgewählt worden.
Herr Röwekamp, wenn Sie es jetzt noch einmal mit
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der FDP versuchen wollen, nur zu. Ich glaube aber,
die Bürger werden sich das kein zweites Mal gefal-
len lassen. Bremen ist nicht Berlin, das werden Sie
auch noch lernen müssen, Herr Röwekamp!

(Beifall bei der LINKEN)

Ich will aber auch nicht zu einseitig bleiben, nun
also zur linken Seite des Parlaments!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Jetzt kommt die Selbstkritik!)

Wenn Bürgermeister Böhrnsen und Finanzsenatorin
Linnert heute zu der aktuellen Haushaltslage vermel-
den, dass sich durch die Steuersenkungspläne von
CDU und FDP die Situation dramatisch verschlech-
tern wird und sie jetzt endlich einmal Stopp sagen,
dann begrüßt das natürlich DIE LINKE, auf jeden Fall!

Ich frage mich nur: Warum hat das so lange ge-
dauert? Wie oft hat unser Haushalts- und Finanzex-
perte Herr Rupp hier vor Ihnen gestanden und dar-
auf hingewiesen, warum der Sanierungspfad nicht
funktionieren kann beziehungsweise wie weit damit
die soziale Spaltung dieser Stadt von Rot-Grün vor-
angetrieben wird? Wie oft sind wir dafür verlacht wor-
den? Das ist nicht so schlimm, aber man muss doch
einmal deutlich sagen, Bürgermeister Böhrnsen, da
spreche ich Sie auch persönlich an, Sie sind nach Berlin
geeilt, um den zugegebenermaßen ungerechten Län-
derfinanzausgleich zu verändern, und als dieser dann
schon gar nicht mehr auf der Tagesordnung gestan-
den hat, sind Sie noch weiter gegangen und haben
auch noch die Schuldenbremse aktiv gefördert und
auch noch unterschrieben. Das kann ich wirklich
beileibe nicht verstehen. Ich frage Sie: Soll so glaub-
würdige Politik für die Bürger in Bremen aussehen?
Ich sage da deutlich nein!

(Beifall bei der LINKEN)

Nehmen wir als Beispiel, da will ich auch ganz kon-
kret werden, die Kosten der Unterkunft bei Arbeits-
losengeld-II-Beziehern! Wenn sich in den letzten Wo-
chen, was teilweise die Sozialdeputation für sich in
Anspruch nimmt, durch die neue Verwaltungsricht-
linie etwas für die Betroffenen getan hat, dann war
das nicht das Resultat Ihrer Politik, sondern das war
der anhaltende Widerstand der Betroffenen und vor
allem auch der der Sozialgerichte, die Sie dazu ge-
zwungen haben. Ich finde, das muss man sich doch
einmal vorstellen und auf der Zunge zergehen las-
sen, diese Bremer Sozialdemokratie muss von Sozi-
algerichten zur Einhaltung von sozialen Mindeststan-
dards gezwungen werden. Das finde ich skandalös!
Ich finde, da haben Sie noch ein ganzes Stück Weg
vor sich, bevor das eintritt, was, ich glaube, Oskar
Lafontaine gesagt hat. Die Resozialisierung der So-
zialdemokraten hin zu einer wirklich modernen So-

zialdemokratie  wird  aber  wohl  noch  ein  bisschen
dauern.

(Beifall bei der LINKEN – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Auf Oskar
Lafontaine können wir in Bremen verzich-

ten!)

Ich sage aber auch in aller Deutlichkeit, wir wer-
den Sie dennoch unterstützen, solange etwas für die
Menschen in dieser Stadt dabei herumkommt. Wenn
Sie endlich Ernst machen mit Ihrem Bremer Koaliti-
onsvertrag und wenn Sie dem Ziel, die soziale Spal-
tung der beiden Städte aufzuheben, endlich näher
kommen, dann werden wir Sie unterstützen, das ist
ganz klar.

(Beifall bei der LINKEN)

Ja, wir haben auch Vorschläge für eine Lösung zu
machen. Wir schlagen vor, die Vermögensteuer als
länderwirksame Steuer im Bund wieder auf mittle-
rem, ich betone noch einmal, europäischem Niveau
einzuführen. Das allein würden die meisten Proble-
me Bremens schon lösen, nicht aber doch alle erheb-
lich minimieren zu lassen. Das bedeutet aber, und das
sage ich hier natürlich klar und auch deutlich an die
Adresse der Sozialdemokratie, das bedeutet aber, dass
wir den Reichen und den ganz Reichen ans Geld
wollen. Das bedeutet, dass wir den Reichtum dieser
reichen Gesellschaft anders umverteilen wollen, näm-
lich diesmal von oben nach unten.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich sage Ihnen auch in aller Deutlichkeit, in Ab-
wandlung eines wohl bekannten Wahlkampfspruches:
Wir haben die Kraft dazu, das können Sie glauben.
– Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (parteilos): Herr Präsident, meine
sehr  verehrten  Damen  und  Herren!  Die rot-grüne
Koalition hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema
„Bremer Sanierungskurs durch schwarz-gelben Ko-
alitionsvertrag gefährdet“ beantragt. Es ist ja rich-
tig niedlich und wirklich herzzerreißend, denn der
Bremer Sanierungskurs war doch schon immer ge-
fährdet. Unter einer schwarz-roten Bundesregierung
hat es meines Erachtens auch noch nie einen richti-
gen Sanierungskurs im Land Bremen gegeben. Das
Land Bremen ist trotz finanzieller Zuwendungen des
Bundes noch nie so richtig saniert worden. Ganz im
Gegenteil!  Eine  Sanierung  fand  nie  statt,  und  der
Schuldenberg des kleinsten Bundeslandes stieg auf
sage und schreibe circa 16 Milliarden Euro an. Ein
Ende dieser gigantischen Summe dieses Schulden-
berges ist noch lange nicht abzusehen.
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Durch den schwarz-gelben Koalitionsvertrag wer-
den die Länder den größten Teil der geplanten Steu-
ersenkung bezahlen müssen. Dadurch sind die Finan-
zen der Länder meines Erachtens nicht mehr gewähr-
leistet. Die Folge ist, Bremen müsste noch mehr Schul-
den mit weiteren Nachtragshaushalten machen, die
jetzt schon absehbar sind. Dazu braucht man wahr-
lich kein Prophet zu sein.

Durch den schwarz-gelben Koalitionsvertrag wird
Deutschland zu einem noch größeren Verschuldungs-
staat werden, als wir es jetzt schon sind. Denn nach
Berechnung der Fachleute werden die Länder Min-
dereinnahmen  von  circa  15  Milliarden  haben,  der
Bund von circa 10 Milliarden Euro. Das bedeutet im
Klartext, dass dann Bremen jedes Jahr circa 170 Mil-
lionen Euro fehlen werden. Nun bin ich wirklich ein-
mal gespannt, wie Sie diese jährlichen Minderein-
nahmen von 170 Millionen Euro irgendwo deckeln
wollen und vor allen Dingen in welchen Bereichen
Sie diese 170 Millionen Euro einsparen wollen, die
jährlich fehlen.

Ich habe mich nachweislich schon immer für eine
deutliche und wirklich spürbare Steuerentlastung für
unsere Bürgerinnen und Bürger eingesetzt, das steht
hier außer Frage. Tatsache ist aber, dass unseren Bür-
gerinnen und Bürgern vor der Wahl von allen Par-
teien das Blaue vom Himmel versprochen wird, ge-
logen darf ich ja nicht sagen. Da bekommt der Bür-
ger vielleicht, wenn es hoch kommt, 50 Euro in die
linken Tasche hinein, und aus der rechten Tasche
werden unseren Bürgerinnen und Bürgern anschlie-
ßend wieder 150 Euro herausgenommen, sodass am
Ende gerade für den sogenannten kleinen Mann,
sprich Geringverdiener, von den vor der Wahl, ich
betone es extra, ach so großartigen versprochenen
Steuersenkungen wieder einmal nichts übrig geblie-
ben ist. Das nenne ich eine unehrliche, unseriöse Po-
litik natürlich wieder einmal nur auf Kosten des klei-
nen Mannes!

Ich sehe den Sanierungskurs des Landes weder
durch Schwarz-Gelb noch durch Rot-Schwarz gefähr-
det, weil meines Erachtens noch nie eine wirkliche
Sanierung des Landes Bremens stattgefunden hat.
Egal welche Regierung, welche Partei auch immer
gerade dafür hier im Land Bremen die Verantwor-
tung getragen hat.

Herr  Dr.  Güldner,  in  Ihrer  Rede  zur  Kernkraft-
energie und Laufzeitverlängerung von Kernkraftwer-
ken haben Sie vielleicht sogar wissentlich vergessen
oder nicht erwähnt, dass gerade Ihr ehemaliger Um-
weltminister Jürgen Trittin zahlreiche Verlängerun-
gen von Kernkraftwerken als grüner Umweltminis-
ter unterschrieben, mit unterzeichnet und genehmigt
hat.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das ist einfach eine Lüge! – Abg.
R ö w e k a m p  [CDU]: Das ist unparlamen-
tarisch! Das müsste der Präsident eigentlich

rügen!)

Das haben Sie ganz vergessen! Ich weiß nicht, wie
Sie so etwas nennen, ich nenne es jedenfalls eine un-
ehrliche, eine scheinheilige Politik mit an den Haa-
ren herbeigezogenen Argumenten.

Herr Tschöpe, nun zu Ihnen als Mitglied einer Partei,
die für Hartz IV, Agenda 2010 und so weiter für die
unsozialen Einschnitte gerade auf Kosten des klei-
nen Mannes, der Geringverdiener, mitverantwortlich
ist. Wer für soziale Ungerechtigkeit steht, für einen
unsozialen Kahlschlag sondergleichen, wie wir ihn
wohl noch nie in der Bundesrepublik Deutschland
gehabt haben, der hat eigentlich nicht das Recht, dazu
hier eine solche Rede halten zu dürfen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das entscheiden gerade Sie, wer
hier das Recht hat zu reden! Das wäre ja noch

schöner!)

Sie können ja gleich nach vorn kommen, Herr Dr.
Güldner! Bleiben Sie doch ruhig, Herr Dr. Güldner,
ich bin es doch auch. Warum sind Sie so aufgeregt?
Treffe ich wieder den Nagel auf dem Kopf? Bleiben
Sie doch ruhig!

Herr Erlanson, nach Ihrer eben gehaltenen Rede
verstehe ich nicht, warum DIE LINKE dem Haushalt
des Landes zugestimmt hat. Eine glaubwürdige Po-
litik sieht meines Erachtens ganz anders aus. – Ich
bedanke mich!

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Möllenstädt.

Abg. Dr. Möllenstädt (FDP)*): Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Bei dem einen oder an-
deren Redebeitrag kann man sich ja schon fragen,
ob der Realitätsverlust bei den Rednerinnen und Red-
nern hier von Sitzungswoche zu Sitzungswoche weiter
fortschreitet.

(Beifall bei der FDP)

Ich will einmal versuchen, mich auf die Fakten des
Koalitionsvertrags, den wir diskutieren, zu konzen-
trieren.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Haben wir aufmerksam gelesen!)

Meine Damen und Herren, dieser Koalitionsver-
trag ist eine riesige Chance für das Land Bremen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das glauben nur Sie!)

Ich glaube, lieber Herr Dr. Güldner, es lohnt sich schon
wirklich, dies im Einzelnen noch einmal zu würdi-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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gen, und zwar mit einem Blick auf die wirtschaftlich
starken Bereiche Bremens. Die Logistik und die Trans-
portwirtschaft gehen gestärkt aus diesem Koalitions-
vertrag  hervor.  Hafenhinterlandanbindung, Binnen-
wasserstraßen, Beseitigung von Engpässen bei Schie-
ne und Straße, das sind wirklich wichtige Dinge, die
für das Land Bremen auf den Weg gebracht werden
müssen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Die Wissenschaftspakete werden weiter fortgesetzt,
von denen profitiert Bremen überproportional. Der
Kollege Röwekamp ist auf das Thema Luftfahrtindus-
trie und Raumfahrtindustrie schon eingegangen. Das
sind die Punkte, an denen Sie die Zukunftsfähigkeit
unseres Bundeslandes am Ende messen können.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das war alles vereinbart, dafür ha-

ben Sie nichts getan!)

Auch im Sozialen, lieber Herr Dr. Güldner, haben
wir uns als Koalition, Union und FDP auf Bundes-
ebene zum Ziel gesetzt, einige zentrale Gerechtigkeits-
lücken Ihrer Gesetzgebungsarbeit, nämlich von Rot
und Grün bei Hartz IV, zu beseitigen. Wir erhöhen
das Schonvermögen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir schaffen Zuverdienstmöglichkeiten für Men-
schen in der Situation von Hartz IV. Es ist doch ganz
entscheidend, auch darüber zu diskutieren, wie es
im Gesundheitswesen weitergeht, damit wir nicht alle
drei Jahre wieder eine neue Reform brauchen. Die-
se Koalition, ich begrüße das ausdrücklich, hat sich
zum Ziel gesetzt, ein Gesundheitswesen zu schaffen,
das für die nächsten Jahrzehnte Bestand haben wird.
Da geht es natürlich auch darum, dass man Umver-
teilung dort vornimmt, wo sie hingehört, nämlich im
Steuersystem und im Bundeshaushalt und nicht in je-
dem Sozialversicherungssystem noch einmal sepa-
rat.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Zum einen, und das will ich auch sehr deutlich
sagen, hat mich das schon ein bisschen geärgert, wie
hier teilweise der Einstieg in die Debatte genommen
wird. Es kann Ihnen doch nicht ganz entgangen sein,
dass wir nicht mehr im Absolutismus leben. Der Staat
ist für die Bürger da und nicht umgekehrt. Das Geld,
das dem Staat von den Bürgern zur Erfüllung sei-
ner Aufgaben im Rahmen von Steuern und Abgaben
überlassen wird, gehört zuallererst den Bürgerinnen
und Bürgern. Deshalb sind wir als Parlamentarier auf
Landesebene, aber auch die auf Bundesebene zuerst
den Bürgerinnen und Bürgern verantwortlich. Ich
finde es völlig unsinnig, diese Debatte nach dem Motto

„Da wird den Ländern etwas weggenommen“, zu
führen. Entscheidend ist, dass viele Bürgerinnen und
Bürger von dem, was wir im Koalitionsvertrag ver-
einbart haben, am Ende profitieren, und das sind ge-
rade die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit
kleinen und mittleren Einkommen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wenn Sie hier über Energiepolitik reden, will ich
Ihnen auch eines sagen, Versorgungssicherheit und
bezahlbare  Strompreise  kommen  zunächst  gerade
denjenigen mit kleinen und mittleren Einkommen zu-
gute und niemandem sonst.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir haben uns als Aufgabe gestellt, einen Schutz-
schirm für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
deren Arbeitsplätze durch die Krise und die Folgen
der Krise bedroht sind, aufzuspannen. Das ist das Pro-
jekt, was sich diese Koalition auf Bundesebene rich-
tigerweise vorgenommen hat. Wenn wir über Klien-
telpolitik reden, lieber Herr Dr. Güldner, jetzt hören
Sie leider gerade nicht zu, dann will ich Ihnen doch
einmal sagen, das ist doch ganz klar: Das ist für Sie
und für die Hochschullehrer, die Oberstudienrätin,
die Sie vielleicht vertreten, völlig egal! Die zahlen
nachher nicht mit dem Arbeitsplatz für die Folgen der
Krise. Für diejenigen aber, die angestellt sind, die als
Facharbeiter tätig sind, die sich jetzt sorgen müssen,
ob sie in den nächsten Monaten noch einen Arbeits-
platz haben, sind die Arbeitskosten ein ganz entschei-
dender Faktor. Deshalb setzt diese Koalition dort auch
einen Schwerpunkt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Dies ist richtig, und das ist auch richtig für das Land
Bremen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Es ist genau andersherum!)

Lassen Sie mich am Ende noch mit einem Hinweis
darauf antworten, was die Haushaltslage Bremens
anbetrifft. Ich wäre da an Stelle dieser Koalition et-
was vorsichtiger. Was Sie uns hier an Haushalten in
den letzten Jahren vorgelegt haben, das spottet je-
der Beschreibung. Ich will nur einmal einige weni-
ge Zahlen nennen: Haushaltsvolumen von 3,9 Mil-
liarden Euro, dann auf 4,1 Milliarden Euro, jetzt deut-
lich über 4,1 Milliarden Euro für 2011. Das Haushalts-
volumen geht immer weiter nach oben. Im Jahr 2010
ist ein Defizit von 928 Millionen Euro vorgesehen,
allein damit Sie einmal die Größenordnung von dem
verstehen. Und jetzt kommt Frau Linnert und sagt:
Schuld am Ende ist die schwarz-gelbe Bundesregie-
rung. Schuld, dass dort eine Lücke nicht geschlos-
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sen wird, die seit Jahren klafft, wo Sie keinen einzi-
gen Beitrag dazu geleistet haben, dass sie auch nur
etwas geringer wird. Sie drehen immer mehr auf, und
das ist der falsche Weg. Schauen Sie sich doch einmal
um! Den Bundesländern, in denen Union und FDP
regieren, geht es gut. Den Menschen dort geht es er-
heblich besser als hier bei uns. Das kann auch etwas
mit der Arbeit ihres Koalitionspartners in den letz-
ten Jahren zu tun haben. Bedanken Sie sich doch ein-
mal bei denen!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Die Finanzminister dieser Länder

klagen gerade!)

Nein, Sie brauchen das auch überhaupt nicht weiter
hochzureden. Sie tun immer so, als würden Sie spa-
ren. Ihre Finanzsenatorin ist einmal so ehrlich gewe-
sen,  am  9.  September  2008  gab  es  die  Überschrift
„Gute Sparvorschläge sind selten!“ in einer großen
Zeitung, das ist aber doch nicht Ihre Rolle. Ich glau-
be, es wird Zeit, dass man Ihnen einmal die Aufga-
ben einer Finanzsenatorin erklärt.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Hier funktioniert das immer so, dass wir die Vor-
schläge machen und Sie anschließend die Zensuren
hochhalten. Das ist nicht das Spiel, das wir hier be-
reit  sind,  weiter  mitzuspielen.  Sie  können  sich  da-
rauf verlassen, und damit schließe ich, dass die FDP-
Fraktion in diesem Haus Ihnen auch in den anste-
henden Haushaltsberatungen wieder sehr konkret
sagen wird, wo Sie sparen können und welches die
richtigen Vorschläge sind.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]:  Bisher  haben  Sie  gar  nichts  ge-

macht!)

Tun Sie eines nicht! Schieben Sie es nicht der neuen
Bundesregierung in die Schuhe, wenn Sie es bei sich
hier nicht geordnet bekommen! – Herzlichen Dank!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD): Herr Präsident, sehr geehrte
Damen und Herren! Herr Kollege Erlanson, Sie sind
nicht da, aber wenn Sie da gewesen wären, würde
ich gern meinem Zweifel Ausdruck verleihen, dass
wir Sie an unserer Seite haben wollen.

(Abg. Frau T r o e d e l  [DIE LINKE]: Ich
höre zu! – Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Da

wäre ich jetzt vorsichtig!)

Nein, ich bin deshalb nicht vorsichtig, weil ich die-
selben Zweifel, die ich bei ihm habe, auch bei Ihnen
habe, Herr Woltemath!

Wenn man Finanzpolitik machen will, die nur darauf
gerichtet ist, dass man das umsetzt, was man an po-
litischem Interesse gerade einmal für eine einzelne
Gruppe formuliert, ohne das große Ganze im Bild zu
haben, ohne zu sagen, wie es am Ende eigentlich
aufgeht – das ist das, was die FDP in diesem Koaliti-
onsvertrag für ihre Klientel durchgesetzt hat, und das
ist das, was die Fraktion DIE LINKE durchsetzen will,
was wir hier immer wieder erleben, sie wollen un-
glaublich viel Geld ausgeben, ohne einen einzigen
Vorschlag dafür zu haben, wie es denn finanziert wer-
den soll –, geht das so nicht, Herr Erlanson! Vielleicht
würden Sie ihm das sagen, Frau Troedel!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Herr Röwekamp, ich war ja ein bisschen erstaunt.
Ich kenne Sie anders. Sie müssten eigentlich wissen,
wie die Struktur von Kindergeld und deren soziale
Auswirkung ist. Die Struktur von Kindergeld ist so:
Hartz-IV-Empfängern wird es abgezogen, das heißt,
sie haben von der Erhöhung gar nichts. Die Erhöhung
des Kinderfreibetrags führt dazu, dass diejenigen, die
viel verdienen, weniger Steuern zahlen müssen, und
dazwischen gibt es eine Bandbreite von arbeitenden
Leuten, die dieses Kindergeld bekommen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das ist die
Mehrheit! Die Mehrheit der Menschen be-

kommt das Kindergeld!)

Alle diejenigen, die Kindergeld bekommen und
nicht von dem Differenzbetrag profitieren, haben viel
mehr davon, wenn sie arbeiten gehen können, wenn
wir ihre Kapazitäten freisetzen. Wenn die Alleiner-
ziehenden tatsächlich ihre Kinder in Kindertagesein-
richtungen bringen können, haben sie viel mehr da-
von, als wenn sie 20 Euro mehr auf dem Konto haben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Zurufe von der CDU)

Lassen Sie mich zum Abschluss sagen: Mich ärgert
– und das muss ich einfach noch einmal sagen – die
Vermischung, die Sie machen, zwischen der Haus-
haltssituation Bremens und dem, was Sie vereinbart
haben. Ich will Ihnen einmal ganz plastisch sagen –
ich glaube, das müssen die Leute in diesem Land und
wir in der Bürgerschaft wissen –, welche Dimension
163 Millionen Euro haben! 163 Millionen Euro, die
Bremen nicht mehr haben wird, das sind alle Aus-
gaben für Kindertagesbetreuung – sie kostet 119 Mil-
lionen Euro –, alle Ausgaben für Wirtschaftsförderung,
die sich dieses Land leistet, das sind 138 Millionen
Euro, es sind zwei Drittel der Ausgaben für Hilfen für
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junge Menschen und Familien, nämlich 252 Millio-
nen Euro, es ist die Hälfte unserer Ausgaben für Hoch-
schulen und Forschung, und es ist auch die Hälfte der
Ausgaben für öffentliche Schulen in Bremen.

Über diese Dimensionen sprechen wir. Das ist das,
was Sie diesem Land entziehen wollen, damit der Staat
Bremen weder seiner Wirtschaftsförderung noch sei-
nen sozialen Aufgaben nachkommt. Ich denke, das
geht einfach nicht!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich habe gestern Abend eine nette E-Mail bekommen.

(Abg. F e c k e r  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Das ist auch selten!)

Ich bin noch nie so hochrangig eingeladen worden,
und deshalb denke ich auch ernsthaft darüber nach,
ob ich dieser Einladung folgen werde. Franz Münte-
fering, Peer Steinbrück, Frank-Walter Steinmeier, An-
drea Nahles und noch eine ganze Menge anderer
Leute haben mich zum SPD-Bundesparteitag einge-
laden. Sie haben das nicht anonym geschickt, son-
dern darauf steht ausdrücklich und deutlich: Uwe Wol-
temath, FDP-Bürgerschaftsfraktion.

(Abg. T s c h ö p e  [SPD]: Die geben kei-
nen auf!)

Das steht auch ausdrücklich darauf. Deshalb werde
ich wahrscheinlich mit dem Kollegen Röwekamp eine
Fahrgemeinschaft bilden, da für diese Fahrt nach Dres-
den keine Kosten übernommen werden. Eine Fahrt
nach Dresden ist auch immer lehrreich, weil man ein-
mal andere Bundesländer kennenlernen kann.

Warum erzähle ich diese Geschichte? Ich erzähle
die Geschichte deshalb – –. Herr Tschöpe, Fraktions-
vorsitzender des SPD, Sie ärgern sich? Um mit einem
solchen Gebrüll und solchen schrillen Tönen hier of-
fene Türen bei uns einzulaufen und zu sagen, wir sol-
len für dieses Bundesland Bremen einstehen, um hier
dann eine Show abzuziehen, da muss ich wirklich sa-
gen, das verstehe ich überhaupt nicht, das hat über-
haupt nichts mit Bremen zu tun!

Als der Vorschlag für eine Enquetekommission kam
– über den wir dann morgen noch einmal diskutie-
ren werden –, hätte ich mir gewünscht, dass so eine
nette Einladung, förmlich, ordentlich, schön, gut, von
unseren beiden Bürgermeistern gekommen wäre, und
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

wir hätten uns zusammengesetzt. Es ist doch gar keine
Frage, dass wir gegen bestimmte Situationen gar nicht
ansparen können, da waren wir uns immer einig, das
war immer genau die Position in diesem Haus. Die
müssen wir auch gemeinsam betonen. Das haben wir
auch während der gesamten Föderalismusreformdis-
kussion getan. Deshalb verstehe ich nicht, warum die
Koalition hier völlig am Thema vorbei losmarschiert
und meint, man müsse hier einmal ganz groß die Fah-
nen zeigen. Sie sind der Linkspartei kilometerweit
hinterher. Wenn Sie so weit nach links abrücken, brau-
chen wir uns überhaupt keine Sorgen zu machen.

Ich finde, man muss hier einmal die Mitte sehen.
Das haben mein Kollege Dr. Möllenstädt und der Kol-
lege Röwekamp gesagt, es geht hier auch um die Leu-
te – und das steht in dem Koalitionsvertrag –, die je-
den Tag zur Arbeit gehen und Steuern zahlen.

(Beifall bei der CDU – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Wie geht

es?)

Das müssen wir ja auch noch einmal feststellen: Der
Wahlkampf ist vorbei!

Vielleicht sollte jemand einmal im Rathaus und in
Ihren Fraktionsbüros das Licht einschalten und sa-
gen, der Wahlkampf ist vorbei, wir haben die Wahl
verloren, das ist schade für uns.

(Zurufe vom Bündnis 90/Die Grünen)

Das sollen Sie sich selbst sagen, das sage nicht ich!
Der Wahlkampf ist vorbei, damit müssen wir jetzt le-
ben und damit müssen wir umgehen.

Unser Bürgermeister, sehr geehrter Herr Böhrnsen,
war stellvertretender Vorsitzender der Föderalismus-
kommission. Wie oft haben wir hier gestanden und
gefragt: Wo sind denn Ihre Vorschläge dafür? Da hätte
man doch sagen können: Wir stimmen der Schulden-
bremse zu! Wo sind sie aber denn gewesen? Sie sind
nicht dagewesen. Jetzt im Nachhinein wird das kon-
struiert, weil Sie festgestellt haben, dass Sie überhaupt
keine Vorschläge gemacht haben. Das ist genau Ihr
Problem! Sie versuchen, jetzt aus dieser Geschichte
Schuldenbremse wieder herauszukommen. Man ver-
sucht, sich jetzt noch vor dem SPD-Bundesparteitag
ganz groß in Position zu bringen.

Das hat ja der Kollege Nußbaum in Berlin schon
einmal als Vorlage gemacht. Allerdings hat er einen
schönen Satz gesagt: Die Krise kann keine Dauer-
entschuldigung für finanzpolitische Untätigkeit und
neue Schulden sein. Genau das ist es! Wir hören hier
überhaupt keinen einzigen Vorschlag vom Senat. Es
werden hier larmoyant schon einmal 163 Millionen
Euro an die Wand geworfen, obwohl überhaupt noch
keiner weiß, ob es so kommt.

(Zurufe)
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Ich sage jetzt einmal Folgendes: Hier ist doch je-
der Politiker, und nichts wird so heiß gegessen, wie
es gekocht wird.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Ach so! Herr Westerwelle hat ge-

sagt, es kommt auf jeden Fall!)

Nun tun Sie doch nicht so!

Es gibt ein ganz normales Gesetzgebungsverfah-
ren dazu, bei dem jeder etwas sagen kann. Das wird
doch hier neuerdings nicht von Koalitionsverträgen
verordnet! Bei uns jedenfalls nicht!

(Beifall bei der FDP – Abg. D r .  G ü l d -
n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Kommt es

jetzt, oder kommt es nicht?)

Bei Ihnen mag es so sein, dass die Koalitionsver-
träge Ihr oberstes Gesetz sind. Hier wird darüber dis-
kutiert, dann werden die Länder ihre Position einbrin-
gen. Da soll doch bitte schön einmal der Senat ganz
deutlich Kante zeigen! Aber, stellvertretender Vor-
sitzender einer Kommission zu sein, irgendwie über
Jahre zu schweigen und jetzt im Nachhinein solche
Dinge zu konstruieren, das finde ich absolut schwach
und am Thema vorbei!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich kann Ihnen auch einen ganz einfachen Vor-
schlag machen, wo man sparen kann: Für mich hat
sich bis zum heutigen Tag überhaupt nicht erschlos-
sen,  warum  dieses  Finanzressort  zwei  Staatsräte
braucht. Ich will jetzt nichts gegen die beiden Per-
sonen sagen, die ich sehr schätze. Ich habe sowohl
Herrn Mützelburg als auch Herrn Lühr als sehr gute
Kollegen empfunden. Warum aber muss es denn so
sein? Auch da gibt es viele kleine Möglichkeiten, wo
man sparen kann.

(Beifall bei der FDP)

Wir können auch einmal das Kulturressort auflösen!

(Zuruf von der CDU: Ja!)

Warum muss es denn dieses Puppenstubenressort mit
einer  Staatsrätin,  einem  Pressesprecher  und  einer
Verwaltung geben, die noch nicht einmal die Krise
von „Marie Antoinette“, die mit Ansage war, in den
Griff bekommt?

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wer will denn dieses Land regieren und in der Bun-
desrepublik glaubhaft vermitteln, dass er irgendwel-
che Finanzen im Griff hat, wenn er noch nicht einmal

diese Pleitenummer verhindern kann? Sich dann hin-
terher in die Kulturdeputation zu stellen und zu sa-
gen, ich habe das alles gewusst, aber ich hatte kei-
ne Möglichkeit, das zu verhindern, das ist doch nicht
nur peinlich. Das ist wirklich nicht erträglich!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Da muss ich wirklich sagen: Ein Bürgermeister, der
nicht einmal als Kultursenator ein 3,8 Millionen-De-
saster verhindern kann, obwohl er sagt, er hätte das
im Blick gehabt, wird mir nicht erzählen können, dass
er den Rest des Haushalts in den Griff bekommt!

(Beifall bei der FDP)

Das ist das Kulturressort!

Dann können wir sagen, weil wir eine Sozialsena-
torin haben, die ihr Ressort nicht im Griff hat, braucht
man dort auch noch einmal zwei Staaträte. Warum
denn? Es geht auch mit einem Staatsrat!

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Wir debattieren über den Bundes-

koalitionsvertrag!)

Es gibt riesige Landesministerien, die das mit einem
Staatssekretär machen, aber wir brauchen für jeden,
der es nicht allein geregelt bekommt, zwei Staatsrä-
te. Ist das ein Vorschlag zum Sparen?

(Beifall bei der FDP – Zurufe)

Nein,  aber  das  ist  rot-grüne  Politik:  Macht  einmal
schöne Vorschläge, aber die passen uns allen nicht!

Wir haben schon in der letzten Debatte gehört, dass
der Verkehrslärm die Stadt sozial spaltet. Machen Sie
einmal wirklich Vorschläge, wie Sie dieses Land aus
dieser Krise führen wollen, wie Sie sparen wollen!
Dann sind wir an Ihrer Seite. Wir können diese Ver-
suche nicht konterkarieren, indem sie auf der ande-
ren Seite wieder abgeschöpft werden. Das haben wir
immer erklärt.

(Abg. D r .  K u h n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Nur dann macht ihr das, oder was?)

Verehrter Herr Kollege Dr. Kuhn, Ihre Zwischen-
rufe waren auch schon einmal besser! Heute schwä-
cheln Sie ein bisschen auf dieser Position.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU – Abg.
Frau B u s c h  [SPD]: Er macht wenigstens

welche, im Gegensatz zu Ihnen!)

Ich spreche ja gerade! Soll ich jetzt einen Zwischen-
ruf machen? Bravo, das war endlich einmal eine klare
Rede!

(Beifall bei der FDP und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Röwekamp.

Abg. Röwekamp (CDU): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Die rot-grüne Mehr-
heit in diesem Haus versucht zu vermitteln, als ob man
aus dem Koalitionsvertrag über die Frage, wann und
wie und welche Steuererleichterungen tatsächlich um-
gesetzt werden – dazu habe ich schon gesagt, da ist
das letzte Wort ja noch nicht gesprochen –, das Ende
des Sanierungskurses des Landes Bremen herleiten
könnte. Doch der Titel Ihrer Aktuellen Stunde heißt
„Gefährdung des Sanierungskurses durch Schwarz-
Gelb“. Meine Damen und Herren, Sie haben in die-
ser Regierung, der Sie angehören, kein Problem von
163 Millionen Euro durch Schwarz-Gelb, Sie haben
ein Problem durch 900 Millionen Euro Ihrer eigenen
Regierungsverantwortung, die Ihnen fehlen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen sage ich an dieser Stelle ganz nachhaltig:
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Böhrnsen, Ihre Par-
tei hat ja den letzten Versuch zur überparteilichen
Verständigung auf ein Sanierungspaket für unser Land
abgelehnt, indem Sie die Enquetekommission mor-
gen nicht mittragen werden. Sie sind als Bürgermeister
gewählt worden mit rot-grüner Mehrheit in diesem
Bundesland, um Verantwortung für dieses Bundesland
zu übernehmen, und Sie sind nicht gewählt worden,
um die Verantwortung für das Scheitern Ihrer Regie-
rungspolitik anderen in die Schuhe zu schieben. Die-
sen Versuch werden wir nicht zulassen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen kann ich nur sagen: Nehmen Sie diese
Verantwortung endlich wahr, sorgen Sie dafür, dass
dem Bund und den anderen Ländern nachgewiesen
werden kann, dass Bremen sich zur Sanierung sei-
ner Haushalte aus eigener Kraft mit Unterstützung
des Bundes auf den Weg gemacht hat! Dann bin ich
sicher, dass Sie am Ende auch die anderen davon
überzeugen  werden,  dass  wir  über  Steuerminder-
einnahmen  sprechen  können.  Aber  doch  nicht  erst
meckern und nichts tun, sondern erst selbst arbeiten
und dann schauen, wie einem andere helfen können,
das ist doch alte Bremer Tradition. Das hätte ich von
Ihnen verlangt, und nicht das Gegenteil!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen will ich auch nur ganz kurz zu dem, Herr
Tschöpe, etwas sagen, was Sie gesagt haben zur so-
zialen Spaltung! Ich komme aus einem sozialdemo-
kratisch geprägten Elternhaus, und ich habe von zu
Hause immer mitbekommen, dass die SPD die Par-
tei ist, die sich um die Interessen von Arbeitnehmer-
innen und Arbeitnehmern kümmert. Das Gegenteil

aber, Herr Tschöpe, ist bei Ihrer Partei mittlerweile
der Fall, und das ist auch Ihr Problem: Sie kümmern
sich nicht mehr um diejenigen, die die Sozialkassen
durch ihre eigene Arbeit füllen, Sie kümmern sich
nicht  mehr  um  diejenigen,  die  dafür  sorgen,  dass
überhaupt noch Steuern gezahlt werden. Sie küm-
mern sich nur noch darum, wie das Geld anderer Men-
schen ausgegeben wird. Das ist die Sackgasse der
Sozialdemokratie.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deswegen will ich auch noch einmal ganz bewusst
sagen, was uns vom System her unterscheidet: Der
Werftarbeiter, der Arbeitnehmer in der Fischindus-
trie in Bremerhaven in der Nahrungsmittelindustrie,
derjenige, der im Hafen arbeitet, musste durch Kurz-
arbeit, durch Verlust von Beschäftigung, durch Ver-
lust von Einkommen – insbesondere auch beim GHB,
aber auch bei anderen – seinen Beitrag dafür bezah-
len, dass wir die Banken gerettet haben und dass wir
Konjunkturpakete  finanziert  haben.  Das  haben  wir
alles über Schulden finanziert, überall über Schul-
den, und das werden diese Menschen mit ihren Steu-
ern und ihren Abgaben noch über Jahrzehnte abzah-
len müssen.

(Zuruf des Abg. T s c h ö p e  [SPD])

Was  sagen  Sie  eigentlich  den  Menschen,  Herr
Tschöpe, die in Kurzarbeit sind, die ihren Arbeitsplatz
verloren haben, die Angst um ihren Arbeitsplatz ha-
ben? Was sagen Sie eigentlich, was dieser Staat, der
ihnen das Geld nimmt, um anderen zu helfen, für sie
tut? Sie haben einen Anspruch darauf, dass sich dieser
Staat, nachdem er sich um die Banken und um die
Konjunktur gekümmert hat, jetzt auch um die Men-
schen kümmert, die den Wohlstand dieses Staates
ausmachen. Das ist die Politik dieser schwarz-gelben
Regierung, und die ist richtig, Herr Tschöpe!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP – Abg.
T s c h ö p e  [SPD]: Das steht gar nicht da-

rin!)

Natürlich steht es darin! Da steht zum Beispiel da-
rin, dass wir die Mehrbedarfe in den Sozialversiche-
rungssystemen, die wir haben, weil wir Beschäfti-
gungsrückgänge haben durch Bankenkrise und Wirt-
schaftskrise, eben nicht den Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern aufbürden, dass sie eben nicht durch
Sozialversicherungsbeiträge finanziert werden, son-
dern dass wir sie in Solidarität der Gemeinschaft al-
ler Bürgerinnen und Bürger dieses Landes genauso
finanzieren, wie wir die Bankenrettung und die Kon-
junkturpakete bezahlt haben. Die Menschen auf den
Werften, in den Fabriken und in den Unternehmen
können nichts für die wirtschaftliche Situation, und
deswegen sollen sie sie auch nicht allein bezahlen,
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sondern das ist eine gesamtgesellschaftliche Aufga-
be, die über Steuern finanziert werden muss. Das ist
der richtige Weg dieser Koalition.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ihre Politik führt dazu, und das wird heute wieder
einmal deutlich, dass Sie denjenigen, die mit ihren
Beiträgen zu dem Sozialversicherungssystem beitra-
gen und mit ihren Steuern die Einnahmen des Staa-
tes und der Systeme noch finanzieren, immer mehr
wegnehmen wollen,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

anstatt sich endlich darauf zu konzentrieren, dafür
zu sorgen, dass immer mehr Menschen ihre Beiträ-
ge leisten. Das ist doch der Weg! Deswegen sage ich
abschließend: 100 000 Arbeitsplätze mehr bringen
zwei Milliarden Euro Mehreinnahmen in die Sozial-
versicherungssysteme in Deutschland und in den öf-
fentlichen Haushalt. Deswegen ist es die Aufgabe die-
ser Regierung und deswegen ist es auch die feste,
unverrückbare Position der CDU Bremen, dass wir
unsere Staatsfinanzen und unsere Sozialversiche-
rungssysteme nicht dadurch in den Griff bekommen,
dass wir, wie Sie das wollen, denjenigen, die bisher
bezahlt haben, immer mehr abknöpfen, sondern dass
wir den Faktor Arbeit entlasten und dafür sorgen, dass
immer mehr Menschen überhaupt von eigener Hände
Arbeit leben können und damit eben auch ihren Bei-
trag zur solidarischen Finanzierung unseres Gemein-
wesens finanzieren können. Das ist der Richtungs-
wechsel!

Nicht verteilen, sondern vermehren, das hat sich
diese Regierung auf die Fahnen geschrieben! – Danke!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Man kann im Grunde genommen nur froh sein, dass
wir eine solche Debatte hier in diesem Haus auch in
dieser Schärfe führen, damit klar wird, wer tatsäch-
lich welche Position im Bund und im Land Bremen
vertritt!

(Unruhe bei der CDU und bei der FDP)

Wer hat eigentlich Bedenken, dass das, was Sie da
in steuerpolitischer Hinsicht tun, verheerend für die
Länder sein könnte? Ich sage Ihnen, wer Bedenken
hat! Am 19. Oktober, das ist jetzt noch nicht einmal
zwei Wochen her, haben Herr Dr. Schrörs und seine
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Kollegen  aus  den  Bundesländern,  die  finanz-  und
haushaltspolitischen Sprecher der CDU-Landesfrak-
tionen, hier in Bremen getagt und eine sehr bemer-
kenswerte Resolution verabschiedet. Ich zitiere mit
Genehmigung des Präsidenten aus der Resolution der
christdemokratischen haushalts- und finanzpolitischen
Sprecher: „Die haushalts- und finanzpolitischen Spre-
cher betonen, dass Steuersenkungen nicht einseitig
zulasten der Länder geschnürt werden dürfen, und
appellieren an die Verantwortung des Bundes, die
Konsolidierungsbemühungen in den Ländern nicht
durch zusätzliche Einnahmeausfälle zu erschweren.“

Da hat jemand Panik, weil er weiß, was in der ei-
genen Partei und auf Druck der FDP beschlossen wer-
den sollte. Eine Woche vor dem Abschluss der Koa-
litionsverhandlungen haben Sie das beschlossen, weil
Sie wussten, dass in den Ländern, und das haben Ihre
Kollegen CDU-Finanzminister ja auch schon massiv
in der Öffentlichkeit kritisiert, die Einnahmen weg-
brechen werden, wenn der Bund dies hier beschließt.
Sie haben es offensichtlich vorher gewusst. Diese
Resolution spricht Bände, die die CDU-Haushaltspo-
litiker dort verabschiedet haben.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Es ist in der Tat ein Problem, das wir auch in Bre-
men noch einmal aufgreifen wollen. Wir werden es
morgen  und  natürlich  in  den  Haushaltsberatungen
immer wieder diskutieren. Was Sie versuchen, Herr
Röwekamp, ist Folgendes: Sie sagen, wenn ich hier
kein symbolträchtiges, öffentliches Schlachtfest ver-
anstalte, indem ich das privatisiere, das verkaufe, die
Einrichtung schließe, das zusammenlege und so wei-
ter, dann wird nicht gespart. Das ist aber eine völlig
falsche Darstellung!

In Bremen wird seit Jahren unter Ihrer Ägide – und
unter unserer Ägide ganz genauso –, massiv gespart.
Sie können doch nicht einerseits, wenn es Probleme
und Engpässe beim Stadtamt und überall gibt, die
aufgrund einer jahrelangen PEP-Quote, einer soge-
nannten  Personaleinsparquote,  verursacht  werden,
dagegen protestieren, dass diese Engpässe entste-
hen, und dann kommen Sie andererseits hierher und
tun so, als ob nicht gespart würde. Natürlich ist das
ein Ergebnis von massiven Sparanstrengungen, die
in Bremen gemacht werden. Sie haben bei den In-
vestitionen darüber geklagt, dass wir gespart haben.
Beim Personal klagen Sie an vielen Stellen darüber,
dass wir sparen. Bei den konsumtiven Ausgaben für
viele Einrichtungen klagen Sie darüber, dass wir spa-
ren, und dann kommen Sie hierher und sagen, diese
Regierung spart nicht, weil sie nicht das von Ihnen
im Übrigen mit lauter Ladenhütern bestückte Schlacht-
fest veranstalten will!

Diese Regierung spart, bis es kracht und bis es weh-
tut. Es ist eine ganz schwierige Geschichte in Bre-
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men, Haushalte aufzustellen, die genau dieses um-
setzen, weil wir schon lange mit diesem Sparkurs in
Bremen zu tun haben. Insofern tun Sie doch nicht so,
als ob diese Finanzsenatorin, dieser Bürgermeister
und diese Koalition hier in Bremen nicht sparen wür-
den.

Dann zu Ihrem Punkt mit dem Kindergeld und den
Freibeträgen! Ich finde, das sind genau die Themen
– der Kollege Tschöpe hat es auch angesprochen –,
bei denen wir uns hier ganz deutlich auseinander-
entwickeln. Es bringt überhaupt nichts, 20 Euro zu-
sätzlich an die Familien zu verteilen. Es bringt über-
haupt nichts, bei hohen Einkommen prozentual den
Kinderfreibetrag zu einer erhöhten Einsparung zu füh-
ren. Wir brauchen in Deutschland gut ausgebildete
Kinder und Jugendliche, die in den Schulen und in
den Hochschulen ausgebildet werden. Sie wissen ganz
genau, was das kostet. Das kostet den Staat enorme
Anstrengungen, enorme Geldmittel.

Wir brauchen eine Kinderbetreuung, die es den
Eltern ermöglicht, auch arbeiten zu gehen. Denn es
ist  völlig  richtig,  dass  Arbeit  das  Rückgrat  dieser
Wirtschaft und dieser Gesellschaft ist. Dafür müssen
wir die Einrichtungen von der Unter-Dreijährigen-
Betreuung, über die Kita, Schule und Hochschule
stärken. Der Staat kann das definitiv nicht, wenn Sie
ihm durch Steuersenkungen den Boden unter den
Füßen wegziehen. Das ist die Auseinandersetzung,
die wir hier in der Bürgerschaft führen müssen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Abg. F r e h e  [Bündnis 90/

Die Grünen]: Kein Betreuungsgeld!)

Jetzt kommt etwas ganz Interessantes in die De-
batte, sowohl vom Kollegen Woltemath als auch vom
Kollegen Röwekamp. In Wirklichkeit ist das alles viel-
leicht gar nicht so gemeint, wie es darin steht. Vielleicht
kommt es ja gar nicht so, vielleicht kommt es ganz
anders. Wir müssen ja noch einmal darüber reden!
Ich greife das einmal positiv auf: Ich habe den Koa-
litionsvertrag so gelesen: ganz viele Kommissionen,
ganz viele Prüfaufträge, ganz viele Ideen und vielleicht
ab dem Jahr 2011 und vielleicht auch nicht und so
weiter. Wir werden diese Vagheit- und Unsicherheit
umdrehen, die Sie verursachen, und werden in al-
len gesellschaftlichen Bereichen kämpfen, dass be-
stimmte Dinge so, wie Sie es jetzt beschlossen ha-
ben, nicht zustande kommen.

Die Tür, die Sie da aufgemacht haben, dieses „Na
ja, vielleicht einmal schauen“, CSU und FDP wollen
es. Die CDU hat einige Finanzpolitiker in ihren Rei-
hen, ich habe gerade welche erwähnt, die sehen das
äußerst skeptisch. Genau da werden wir einhaken,
wir werden uns einmischen. Wir werden im Bundesrat
und auf vielen Ebenen versuchen zu verhindern, dass
es so kommt. Wir werden eine gesellschaftliche Aus-
einandersetzung über die Werte und über die tatsäch-

lichen Entscheidungen in dieser Gesellschaft mit Ihnen
führen.

Sie haben viele Dinge aus dem Koalitionsvertrag
zitiert, das ist genau der Gegensatz, wenn man ihn
liest. Auf der einen Seite Lippenbekenntnisse, mit de-
nen Sie sich zu etwas ohne konkrete Konsequenzen
bekennen,  auf  der  anderen  Seite  ganz  klare,  harte
Einschnitte, die schon zum 1. Januar 2010 beginnen
sollen. Das ist genau der Gegensatz, den wir gegen-
über den Menschen thematisieren werden: einerseits
klare Fakten, die Sie zugunsten der Gruppen, die Sie
begünstigen wollen, schaffen, andererseits schwam-
mige Ausflüchte, was Sie alles Schönes und Gutes
machen  wollen.  In  diesem  Gegensatz  wird  dieser
Koalitionsvertrag stehen, viele Mitglieder führender
deutscher Wirtschaftsforschungsinstitute haben sich
schon  so  geäußert.  Die  CDU-Finanzpolitiker  und
-Ministerpräsidenten haben sich schon so geäußert,
und diese rot-grüne Regierung wird darum kämpfen,
dass Sie dem Land Bremen und den Menschen in
Bremen und Bremerhaven mit Ihrer Regierung nicht
den  Boden  unter  den  Füßen  wegziehen.  –  Vielen
Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
Herr Bürgermeister Böhrnsen.

Bürgermeister  Böhrnsen:  Herr  Präsident,  meine
Damen und Herren! Der Wahlkampf ist vorbei, des-
wegen werde ich meine Neigung zur Polemik begren-
zen. Die Wählerinnen und Wähler haben entschie-
den, man mag die Entscheidung je nach Parteifarbe
bedauern oder bejubeln, jedenfalls gibt es einen Auf-
trag der Wählerinnen und Wähler zur Koalitionsbil-
dung. Deswegen werde ich das als Demokrat zunächst
einmal respektieren und selbstverständlich auch der
Kanzlerin zu ihrer Wiederwahl herzlich gratulieren.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Es fehlten ein paar Stimmen, habe

ich gehört, aus der Koalition!)

Jedenfalls ist sie gewählt worden!

Natürlich wird sich der Senat der Freien Hanse-
stadt Bremen um eine vernünftige, konstruktive Ver-
bindung  zur  neuen  Bundesregierung  im  Interesse
Bremens bemühen. Denn wir haben große Aufgaben,
die wir natürlich mit der Unterstützung der Bundes-
regierung weiter vorantreiben müssen: Verkehrsin-
frastruktur,  Hafenhinterlandanbindung,  Luft-  und
Raumfahrt, Forschung und Entwicklung und natür-
lich auch die Fragen regenerativer Energien und vie-
les mehr. Ich werde natürlich auch den Kontakt zu
allen unseren Bundestagsabgeordneten suchen, weil
ich fest davon überzeugt bin, dass jeder Bundestags-
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abgeordnete in seiner Rolle in den Fraktionen in Berlin
jemand ist und sein muss, der für bremische Inter-
essen wirbt.

Ich will mich darauf beschränken, aus bremischer
Sicht auf diesen Koalitionsvertrag zu schauen und zu
fragen, was er bedeutet. Ich teile im Übrigen selbst-
verständlich die allgemein politischen Bewertungen,
teile auch die Einschätzung, die in Deutschland all-
gemein verbreitet ist, dass es noch nie eine Bundes-
regierung und eine Koalition gegeben hat, die einen
derartigen Fehlstart hingelegt hat. Ich schaue aber
auch auf diesen Koalitionsvertrag und frage: Was
bedeutet er für uns in Bremen? Da schaue ich natür-
lich auf Zahlen und darauf, was uns in Aussicht ge-
stellt wird. Wir haben das errechnet, die Finanzse-
natorin mit ihren Fachleuten, und da kommen wir,
sehr aktuell und sehr konkret auf den Betrag.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Ab wann ei-
gentlich?)

Wir beginnen mit dem Jahr 2010.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Mit wie viel?)

Sie wissen, das Bürgerentlastungsgesetz ist noch et-
was von der Großen Koalition.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das haben
Sie mit beschlossen!)

Ja, gar keine Frage! Anschließend hat die neue Ko-
alition dort noch sieben Milliarden Euro für 2010 da-
rauf gelegt. Ab dem Jahr 2011 – und das ist für uns
ein entscheidendes Jahr, darauf komme ich noch zu-
rück – haben wir die volle Wirkung, nämlich plus 24
Milliarden Euro. Das bedeutet nach überschlägiger
Rechnung für Bremen einen Verlust von 163 Millio-
nen Euro, allein die steuerlichen Maßnahmen, die im
Koalitionsvertrag konkret benannt worden sind. Nicht
genannt und auch nicht berechnet sind alle anderen
Dinge.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Bei  Null-
wachstum rechnen Sie das! Das ist ein Worst-

Case-Szenario!)

Lieber Herr Röwekamp, ich würde es für Deutsch-
land natürlich sehr begrüßen, wenn es anders wäre.
Nennen Sie mir einen Ökonomen, der in den letz-
ten Tagen und Wochen eine Stellungnahme abge-
geben hat, die lautet, Wirtschaftswachstum in wel-
cher Größenordnung auch immer wäre in der Lage,
die  Steuerausfälle  aller  öffentlichen  Haushalte  in
Deutschland zu kompensieren. Eine solche Stellung-
nahme gibt es nicht!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Deswegen sollten Sie ehrlich sein und sagen, das
ist ein ungedeckter Scheck auf die Zukunft, und das
Schlimme ist, dieser Scheck ist nicht auf die Bundes-
regierung allein ausgestellt, sondern er ist auf die Län-
der, Gemeinden und Städte in Deutschland ausge-
stellt. Das ist die Wahrheit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der Hamburger Erste Bürgermeister Ole von Beust
hat gestern mit Recht, und nicht nur er allein, davon
gesprochen: Es ist ein Vertrag zulasten Dritter, und
normalerweise fragt man den Dritten, ob er diese Be-
lastungen tragen kann.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wird er ja
auch! Natürlich wird er gefragt!)

Wir sind nicht gefragt worden!

Ich wäre interessiert daran, wie der Landesvorsit-
zende der CDU in Bremen sich beim kleinen Partei-
tag am Montagabend verhalten hat, ob er gemein-
sam mit dem saarländischen Ministerpräsidenten Pe-
ter Müller darauf hingewiesen hat, dass Länder wie
das Saarland, Bremen, Schleswig-Holstein, Sachsen-
Anhalt und Berlin eine solche Belastung nicht tragen
können. Haben Sie sich im Parteirat der CDU ent-
sprechend verhalten? Das würde mich interessieren!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich habe mit Freude, aber auch mit Überraschung,
soeben gehört, was nach der Sendung „Anne Will“
unter anderem im Gespräch mit dem neuen Finanz-
minister noch zu großer Aufregung geführt hat, näm-
lich die Frage: Ist das, was steuerpolitisch verabre-
det worden ist, endgültig, oder steht es unter einem
Vorbehalt? Ich habe mit Interesse gehört, dass Ihre
beiden Fraktionen, augenscheinlich der Auffassung
sind, das steht noch unter Vorbehalt.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das steht so-
gar darin!)

Ja, das steht darin! Es steht ein „möglichst“ im Ko-
alitionsvertrag.

Es ist ja schön zu hören – ich freue mich, dass ich
das auch in andere Gremien mitnehmen kann –, dass
die Bremer FDP und die Bremer CDU der Auffassung
sind, dass man das noch einmal überprüfen muss. Dies
unter anderem mit Blick auf die Frage, ob die, die
es aufbringen sollen, auch in der Lage sind, es zu be-
zahlen! Wenn ich sage, Vertrag zulasten Dritter, dann
wissen Sie, dass der überwiegende Anteil dessen, was
steuerpolitisch vereinbart worden ist, von den Län-
dern und den Gemeinden zu tragen ist.
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Dann will ich noch auf zwei Punkte hinweisen, die
noch gar nicht angesprochen worden sind! Es sind
auch Dinge in den Koalitionsvertrag aufgenommen
worden, wie zum Beispiel die Erbschaftsteuer zu re-
gionalisieren. Wissen Sie, was das bedeutet, wenn
wir das auf die Länder nach Steuersatz, Steuerhöhe
beziehen und die Länder entscheiden können, ob sie
Erbschaftsteuer nehmen oder nicht? Das ist eine Sa-
che! Dies wollen Sie auch noch weiter prüfen. Aber
das Gravierendste für die Städte in Deutschland – das
Handelsblatt hat die Überschrift „Aufstand der Städte
in Deutschland!“ gebracht, ich war vor 14 Tagen im
Präsidium des Deutschen Städtetages und kann Ih-
nen sagen, es herrscht einhellige Empörung bei al-
len,  unabhängig  von  der  Parteifarbe  –  betrifft  den
Punkt, der seit dem Jahr 2003 in der Programmatik
der FDP steht und Eingang in den Koalitionsvertrag
als Perspektive gefunden hat, nämlich die Abschaf-
fung der Gewerbesteuer. Abschaffung der Gewer-
besteuer und Ersetzung durch einen Zuschlag zur Ein-
kommensteuer!

Sie wissen hoffentlich, was das bedeutet, dass Sie
dann hier in Bremen und für Bremen entscheiden müs-
sen, dass ein wesentlicher Teil unserer kommunalen
Finanzierung auf eine völlig andere Basis gestellt wird.
Das ist nicht nur eine Steuer, die auf Gewerbeleis-
tungen bezogen ist, sondern eine, die dann verbrei-
tert und auf alle Bürgerinnen und Bürger bezogen
wird. Ich hoffe sehr, dass die CDU an diesem Punkt
der FDP-Programmatik nicht folgt. Ich habe gesagt,
das hat für Bremen Auswirkungen! Ich würde mich
deswegen hier und jetzt zu der Behauptung durch-
ringen zu sagen: Dieser Koalitionsvertrag gefährdet
Bremen und seine finanzpolitische Zukunft in erheb-
lichem Maße. Lassen Sie uns die Eigenanstrengun-
gen und das, was wir von anderen erwarten, einmal
anschauen!

Sehr geehrter Herr Röwekamp, alle Polemik hilft
nicht darüber hinweg, dass man bei Finanzfragen auf
die Zahlen schauen muss, und da darf ich Ihnen sa-
gen, dass wir gerade von der Forschungsstelle Finanz-
politik im Oktober noch einmal bestätigt bekommen
haben, dass Bremen den geringsten Anstieg der Pri-
märausgaben – das sind alle Ausgaben ohne Zins-
ausgaben – aller Länder hat. Wenn Sie sich das Ver-
hältnis der drei Stadtstaaten anschauen, so lag Bre-
men im Jahr 2001 über den Primärausgaben von Ber-
lin und Hamburg, und zwar in beachtlicher Höhe.

Wir befinden uns jetzt zum Ende 2008 unter dem
Ausgabenniveau von Berlin und Hamburg. Wenn Sie
das im Verhältnis zu den Ausgaben von Flächenlän-
dern ansehen – Sie wissen, dass wir über die Einwoh-
nerveredlung eigentlich von einem Satz von 125 Pro-
zent als Minimum ausgehen –, so liegt Hamburg bei
130,5 Prozent, Berlin bei 129,5 Prozent und Bremen
bei 125,4 Prozent. Das bedeutet nach dem, was die
Finanzwissenschaftler sagen – und Sie erinnern sich
noch an den leider verstorbenen Herrn Seitz, der das
immer mit großer Überzeugung vertreten hat –, dass

Sie damit ein kritisches Maß für einen Stadtstaat er-
reichen. Ich halte es bei Finanzpolitik mit Zahlen!

Noch einmal auf die Föderalismuskommission ab-
gestellt: Die Föderalismuskommission hat erstmalig
in Deutschland – so etwas hat es vorher noch nicht
gegeben –, die Haushalte von Ländern, die sich frei-
willig bereit erklärt haben, sich untersuchen zu las-
sen, einer Prüfung unterzogen, die es in dieser Tiefe
und in dieser Genauigkeit noch nie gegeben hat. Das
sind die Haushalte von Bremen, von Schleswig-Hol-
stein und vom Saarland. Das Ergebnis ist für jeden
nachzulesen, der es möchte. Gehen Sie in das Inter-
net, schauen Sie es sich an! Bremen hat eine exzel-
lente Beurteilung bekommen, aber leider auch eine,
die für uns von den Zahlen her ungeheuer anstren-
gend ist. Das Ergebnis ist gewesen, dass wir uns wie
kein  anderes  Land  –  und  lassen  Sie  uns  doch  die
Erfolge  insoweit  auch  der  Großen  Koalition  nicht
schlechtreden, jedenfalls in den letzten zwei Jahren
angestrengt hatten.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Wie geht es
denn weiter?)

Wir haben uns in einer Weise angestrengt, dass wir
schon bis auf die Knochen gespart haben. Man darf,
auch  wenn  es  schwerfällt,  in  dieser  Runde  und  in
diesem Parlament jedenfalls stolz darauf sein, dass
man einen solchen Weg gegangen ist, der schwer ge-
nug war, zu einem Erfolg geführt hat, sodass wir in
der Ländergesamtheit ganz anders dastehen, als Sie
es hier darstellen wollen. Wir stehen als ein Land da,
das seine Aufgaben macht, und ich erwarte von je-
dem, dass er außerhalb Bremens sich auch entspre-
chend einlässt und nicht schlecht über Bremen re-
det, wenn es keinerlei Grund dafür gibt, und hier gibt
es keinen Grund.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wie geht es weiter? Es geht so weiter, dass wir das
Ergebnis der Föderalismuskommission, das eine Schul-
denbremse bedeutet, aber darüber hinaus eben auch
bedeutet, dass wir für zehn Jahre jährlich 300 Milli-
onen Euro bekommen, dass wir mit diesem Geld un-
sere Eigenanstrengungen komplementieren. Wir wer-
den Mitte des Jahres 2010 eine Verwaltungsverein-
barung mit dem Bund haben, und dort werden wir
die schwierige Aufgabe geklärt haben, die noch keiner
geleistet hat, nämlich zu klären, und wenn Sie sich
mit  den  Schuldenbremsregime  des  Grundgesetzes
näher beschäftigen, dann wissen Sie, dass es darum
geht, zu trennen, was ein konjunkturelles und was
ein strukturelles Problem in einem Haushalt ist. Da
gibt es die Fragen, die zwischen Bund und Land zu
klären sind.

Wir werden dann Mitte 2010 über eine Vereinba-
rung mit Abbauschritten verfügen, und wir werden
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diese Abbauschritte in den Haushalt 2011 einbauen
müssen, jedenfalls die ersten Abbauschritte. Das ist
die Aufgabe, die vor uns liegt, und sie wird anstren-
gend genug sein. Weil sie erstens anstrengend wird,
aber zweitens nur auf der Grundlage einer Verstän-
digung mit dem Bund möglich ist, rate ich sehr dazu,
dass wir uns hier nicht in Polemik verlieren. Vor al-
len Dingen, Herr Röwekamp, nicht zum falschen Zeit-
punkt! Wenn Sie zum Beispiel sagen, dass es eine
Jugendorganisation gibt, die 100 000 Euro bekommt
– und Sie finden, das sei ein wichtiger Sparbeitrag –,
und heben zum gleichen Zeitpunkt am Montagabend
die Hand dafür, dass Bremen 163 Millionen Euro ver-
liert, dann passt das nicht zusammen. Ich nenne das
zynisch, das in einem Atemzug zu nennen.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Wir werden uns auf einen noch anstrengenderen
Weg des Sparens machen. Der ist aber nicht mit ir-
gendwelchen Überschriften über zwei Staatsräte, eine
Jugendorganisation und einen Kindergarten bei der
Arbeitnehmerkammer oder so etwas zu leisten. Das
ist nicht ernsthaft und nicht sorgfältig genug, da muss
man anders herangehen!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Indem man
nichts sagt?)

Lieber Herr Röwekamp, ob ich zwei Theater zu-
sammenlege, einen Staatsrat einspare und eine Ju-
gendorganisation mit 100 000 Euro fördere oder nicht
fördere, das macht den Kohl nicht fett in Bremen. Wir
müssen zu ganz anderen gemeinsamen Anstrengun-
gen und Strukturen kommen!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Doch! So
etwas kostet Geld, das ist schon klar!)

Lieber Herr Röwekamp, ich erwarte in dieser Phase
von Ihnen und auch von der FDP etwas ganz ande-
res. Schließen Sie sich denen an – –.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Die nichts
sagen, die nichts tun wie diese Regierung?)

So, wie Herr Müller, wie Frau Lieberknecht, wie Herr
von Beust, wie der baden-württembergische Finanz-
minister und wie viele andere, wie Herr Prof. Böh-
mer oder wie Herr Wulff es vor der Unterzeichnung
des Koalitionsvertrags gesagt haben. Schließen Sie
sich denen an und stärken Sie die, die dafür sorgen
wollen, dass das, was im Koalitionsvertrag in diesem
Punkt angekündigt ist, nicht Realität wird! Sorgen Sie
dafür, dass diese Pläne keine Mehrheit im Bundes-
rat haben können! Das wäre ein Beitrag für Bremen,
ein ganz entscheidender Beitrag.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Um die Größenordnung in diesem Zusammenhang
klar zu machen: Die Abbauschritte, wie sie im Ein-
zelnen ab 2011 aussehen, werden ein Verhandlungs-
ergebnis mit dem Bund sein. Ich werde hier nicht eine
Summe nennen, um anschließend vom Bund zu hö-
ren, in der Bremischen Bürgerschaft hätte man ge-
wissermaßen schon einen Betrag hingestellt.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Aber die Ge-
samtsumme kennen Sie!)

Herr Röwekamp, haben Sie keine Ahnung? Ich ha-
be es Ihnen erzählt. Schauen Sie in das Grundgesetz!
Sie müssen unterscheiden, was konjunkturell und was
strukturell in einem Haushaltdefizit ist. Alle Länder
stehen vor dieser Aufgabe. Können Sie mir sagen,
was konjunkturell und was strukturell im bremischen
Haushalt ist?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Es fehlen 900
Millionen Euro!)

Ach, 900 Millionen Euro, was ist denn davon kon-
junkturell und was ist strukturell?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:  Das  fehlt,
egal, ob das konjunkturell oder strukturell

ist!)

Nein! Dann haben Sie nicht begriffen, worum es
geht!

(Zuruf des Abg. R ö w e k a m p  [CDU])

Wir haben nicht 900 Millionen Euro abzubauen,
sondern wir haben den strukturellen Anteil im bre-
mischen Haushalt abzubauen. Machen Sie sich kun-
dig!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Es ist erschreckend, dass ein Oppositionspolitiker
in Bremen, der einmal Mitglied des Senats war, nichts
von der Schuldenregelung des Grundgesetzes ver-
steht. Schauen Sie da hinein, und dann reden wir
weiter! – Vielen Dank für heute!

(Starker Beifall bei der SPD und beim
Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren! Der
Senat hat die Redezeit jetzt auf 17 Minuten verlän-
gert. Die Fraktionen hätten jetzt noch zwei Minuten
Redezeit.

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Woltemath.



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 53. Sitzung am 28. 10. 093948

(A) (C)

(B) (D)

Abg. Woltemath (FDP)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich nehme einmal die positiven Bei-
träge aus dem letzten Redebeitrag mit.

(Abg. I m h o f f  [CDU]: Das war nicht viel!
– Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Wollen Sie das

die ganze Zeit wiederholen?)

Ich versuche das jetzt einmal. Wir sind da überhaupt
nicht auseinander, wir hätten diese Debatte teilweise
gar nicht führen müssen. Dass wir jetzt für Bremen
einstehen, das haben wir uns jetzt oft genug versi-
chert und oft genug bewiesen. Ich finde, hier mit die-
sem lauten Getöse diese offenen Türen einzulaufen,
das habe ich vorhin schon einmal gesagt, ist pein-
lich.

Jetzt will ich etwas zur Gewerbesteuer sagen: Man
kann  in  den  Annalen  des  Deutschen  Städtetages
nachschauen, da gibt es nämlich auch einen Prüfauf-
trag und die Aussage, wie man denn eine Gemein-
desteuerreform überhaupt noch einmal hinbekom-
men kann. Denn es gibt auch Gemeinden, denen die
Gewerbesteuer wegbricht. Denen hilft die Gewerbe-
steuer am Ende des Tages überhaupt nichts mehr. Des-
halb das jetzt hier so aufzubauen und zu sagen, wir
hätten da ein Problem mit der Gewerbesteuer und
das wäre alles ganz schlimm, muss man ganz genau
prüfen. Dazu haben die Gemeinden und die Städte
auch mit Recht sehr unterschiedliche Meinungen. Das
kann  man  ja  auch  wirklich  untersuchen,  dagegen
habe ich überhaupt nichts, außerdem steht das The-
ma überhaupt gar nicht im Koalitionsvertrag.

Dann muss ich dazu sagen, dass diese Debatte in
diesen Punkten, bei denen es dann entscheidend wird,
wirklich viel zu polemisch ist, weil wir da völlig an
dem Thema vorbeireden. Wenn wir nicht gemeinsam
nach Berlin gehen, nicht gemeinsam für Bremen ein-
stehen und das unter einen Hut bringen, dann wer-
den wir überhaupt nichts erreichen. Das ist uns völ-
lig klar, und dazu stehen wir auch! Aber jetzt solch
ein Dorf aufzubauen und zu sagen, dass ihr da einen
Koalitionsvertrag abgeschlossen habt! Herr Röwe-
kamp und ich haben gesagt, das ist keine Gesetzes-
form, und Gott sei Dank ist es in Deutschland auch
so, dass Koalitionsverträge noch keine Gesetze sind,
sondern es sind Absichtserklärungen dessen, was man
in der Regierung gemeinsam machen will.

Ich kann mich an Bundeskanzler aller Couleur er-
innern, die gesagt haben, sie hätten Koalitionsver-
träge überhaupt nie gelesen. Helmut Schmidt, Hel-
mut Kohl und Gerhard Schröder haben das auch ge-
sagt, deshalb werden hier Potemkinsche Dörfer und
irgendwelche Tore aufgebaut, in die man hinterher
mit Schwung hineinlaufen kann. Mit dieser Debatte
haben Sie überhaupt nichts gewonnen, damit haben
Sie sich nur geschadet, weil Sie nämlich deutlich dar-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

gestellt haben, dass Sie für Bremen und Bremens Zu-
kunft überhaupt keinen Plan haben. – Danke!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Güldner.

Abg. Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr
geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Es geht einem schon ein bisschen an die Nie-
ren, wenn hier einfach auch mit falschen Fakten oder
mit Dingen gesprochen wird, die draußen an den Bild-
schirmen oder für die Medien in der Kürze der Zeit
so nicht nachvollziehbar sind. Deswegen lassen Sie
mich aus dem Koalitionsvertrag mit Genehmigung
des Präsidenten zu dem letzten Punkt des Kollegen
Woltemath  zitieren:  „Wir  werden  eine  Kommission
zur Erarbeitung von Vorschlägen zur Neuordnung der
Gemeindefinanzierung einsetzen. Diese soll auch den
Ersatz der Gewerbesteuer durch einen höheren Anteil
an der Umsatzsteuer, einen kommunalen Zuschlag
auf die Einkommen- und Körperschaftsteuer mit ei-
genem Hebesatz prüfen.“ Insofern ist hier eine klare
Willensbekundung der Koalitionen vorhanden. Sa-
gen Sie uns bitte hier, wenn Sie Gelegenheit finden,
wie wir zusätzlich zu dem, was Sie vom Bund beschlos-
sen haben, in Bremen durch den Wegfall der Gewer-
besteuer finanzpolitisch klarkommen sollen!

(Unruhe bei der CDU)

Es ist eine absolute Geisterbahn, auf die Sie uns
hier schicken. Wir können diesen Haushalt niemals
sanieren. Das ist ja immer auf Leistungen für Bürger-
innen und Bürger bezogen. Das ist ja kein Selbstzweck
an sich. Das ist nicht nur in Bremen so, das ist auch
in Städten in Nordrhein-Westfalen so. Dort werden
im Mai Landtagswahlen stattfinden. Da wird man se-
hen, wie die Menschen das bewerten, wenn Sie in
den Städten und Gemeinden, wo die Menschen woh-
nen und davon abhängig sind, dass der Staat die In-
frastruktur bereitstellt, ihnen derartig die Finanzen
unter den Füßen wegzieht. Damit werden Sie keinen
Erfolg haben!

(Zurufe von der FDP)

Da können Sie auch nicht darum herumreden, liebe
Kollegen von der FDP, da können Sie nicht so tun,
als ob es nicht darin steht. Der Bürgermeister hat es
ganz genau skizziert: Dass Sie jetzt so tun, als sei ganz
vieles in diesem Koalitionsvertrag gar nicht ernst ge-
meint, macht mich noch nachdenklicher, als ich eh
schon war, als ich ihn gelesen habe. – Danke!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Aktuelle Stunde ist geschlossen.

Ausweitung des Geltungsbereichs des Landes-
gleichstellungsgesetzes  (LGG)  auf  die  im  öf-
fentlichen (Mehrheits-)Besitz befindlichen Ge-

sellschaften

Mitteilung des Senats vom 25. August 2009
(Drucksache 17/901)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Bürgermeis-
terin Linnert.

Die Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete
Frau Arnold-Cramer.

Abg. Frau Arnold-Cramer (SPD)*): Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Öffentliche Unter-
nehmen sind nicht nur betriebswirtschaftlichen Zie-
len verpflichtet, diese Unternehmen müssen auch ei-
nen Beitrag leisten, mit dem allgemeine gesellschafts-
politische Ziele umgesetzt werden. Wir sind uns, glau-
be ich, alle einig, öffentliche Unternehmen haben hier
eine Vorbildfunktion. Dies gilt ganz besonders bei der
Umsetzung der Gleichberechtigung und somit natür-
lich schwerpunktmäßig auch für die Frauenförderung.
Das Ziel unseres Bürgerschaftsantrags war es, für alle
öffentlichen Unternehmen eine einheitliche Regelung
zu verankern, das heißt somit, den Geltungsbereich
des Landesgleichstellungsgesetzes auf alle Unterneh-
men zu übertragen.

Der Senat hat in seiner Mitteilung an die Bürger-
schaft jetzt über die erste Phase der Umsetzung be-
richtet. Die Voraussetzung ist vom Senat durch einen
Beschluss im letzten August geschaffen worden, eine
neue Mustersatzung für GmbH ist im Beteiligungs-
handbuch aufgenommen worden. Die Grundlage für
eine verlässliche Umsetzung ist die Verankerung in
den Unternehmenssatzungen, die aus Kostengrün-
den – so war es zwischen uns vereinbart – dann auf-
zunehmen ist, wenn Änderungen in den jeweiligen
Gesellschaftsverträgen anstehen.

Wie aber sieht die Umsetzung in den jeweiligen
Unternehmen denn konkret aus? Der erste Schritt ist
die Wahl einer Frauenbeauftragten, und der zweite
Schritt ist die Aufstellung von Frauenförderplänen von
den jeweiligen Gesellschaften. Einige Unternehmen
gehen sehr gezielt an diese neue Aufgabe heran –
dem Bericht ist es zu entnehmen –, hier seien genannt
Großmarkt, Kliniken oder Fischereihafen-Betriebs-
gesellschaft, andere Unternehmen müssen noch ein
wenig auf diesem Weg angestoßen werden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Vizepräsident R a v e n s  über-

nimmt den Vorsitz.)
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

Wir wissen, dass den Unternehmen Zeit eingeräumt
werden muss, wir erwarten aber auch vom Beteili-
gungsressort, dass Ausreden konsequent aufgedeckt
werden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Mit fachlichem Rat und mit Unterstützung auf die-
sem Wege steht die ZGF auch mit ihrem fachlichen
Background zur Verfügung. Es ist mir in diesem Zu-
sammenhang wichtig, noch auf einen Punkt hinzu-
weisen: Das Thema „Beruf und Familie“ ist zweifels-
frei sehr wichtig, und die Unternehmen – und davon
haben wir in Bremen viele –, die auf diesem Gebiet
gute Ideen umgesetzt und Vereinbarungen getrof-
fen haben, müssen hier auch gelobt werden. Eines ist
aber auch richtig: Das Thema „Beruf und Familie“ er-
setzt in Bremer Unternehmen nicht die Frauenförde-
rung.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir dürfen es nicht zulassen, dass sich Unternehmen
mit dem Hinweis auf eine Auditierung „Beruf und
Familie“ aus der Frauenförderung herauskaufen. Hier
bitte ich das Ressort, besonders wachsam zu sein!

Bei den Aktiengesellschaften mit öffentlichen An-
teilen ist die rechtliche Umsetzung etwas komplizierter
als  bei  den  GmbH.  In  den  Vorfelddiskussionen  um
eine mögliche praktische Umsetzung unserer gesell-
schaftspolitischen Ziele der Frauenförderung ist zum
Beispiel die Wahl einer Frauenbeauftragten bei den
Betriebsräten auf ziemliche Ablehnung gestoßen. Sie
befürchten schlichtweg Konkurrenz und Machtver-
lust. Elegant hat der Betriebsrat der Gewoba versucht,
sich  hier  herauszumogeln,  indem  ein  Mitglied  des
Betriebsrats zur Frauenbeauftragten gewählt wurde,
aber genau das darf nicht sein und kann von uns in
keiner Weise unterstützt werden!

(Beifall bei der LINKEN)

Eine Frauenbeauftragte als Mitglied des Betriebs-
rats ist dem Betriebsrat und seinen Beschlüssen ver-
pflichtet und ist nicht mehr unabhängig. Auch bei der
Gewoba wurde die Vereinbarung „Familie und Be-
ruf“ in den Vordergrund der Umsetzung der Frau-
enförderung gestellt, und ein Sich-Kümmern ersetzt
keinen Frauenförderplan. Hoffnung geben die BLG
und die BSAG, wenngleich beide Unternehmen auch
sehr unterschiedliche Strategien haben. Der erste
Schritt ist vonseiten des Senats gemacht. Wir wissen,
dass das oft auch der schwerste Schritt ist, und wir
schauen zuversichtlich auf den folgenden Bericht, der
uns in diesem Hause in etwa zwei Jahren erwartet.
– Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Troedel.

Abg. Frau Troedel (DIE LINKE)*): Herr Präsident,
meine Damen und Herren, Kolleginnen und Kolle-
gen! Die Fraktion DIE LINKE begrüßt die Auswei-
tung des Geltungsbereichs des Landesgleichstellungs-
gesetzes auf die im öffentlichen Mehrheitsbesitz be-
findlichen Gesellschaften. Wir können nur sagen
endlich, aber eine Stärke der Frauen ist ja Geduld
und manchmal unangemessene Langmut.

Nach der Selbstverpflichtung durch den Senatsbe-
schluss vom 19. Februar 2002 zur Einführung von
Gender-Mainstreaming, beginnend in der bremischen
Verwaltung, hat es nun fast sieben Jahre gedauert,
bis andere Zuständigkeitsbereiche ins Auge gefasst
wurden. Mit Verwunderung müssen wir allerdings
feststellen, dass der Senat fast zwei Jahre verstrei-
chen ließ, um die dafür nötigen Regelungen zu be-
schließen. Die Festlegung verbindlicher Termine zur
Umsetzung des Gesetzes fehlen immer noch, ebenso
fehlen die verbindlichen Einsetzungen und Zusagen
der finanziellen Mittel für die Freistellung der Frau-
enbeauftragten. Schwammig wird es in der Mittei-
lung des Senats immer dann, wenn konkrete Termi-
ne gefordert werden. Das betrifft mindestens sieben
personalrelevante Gesellschaften. Beispielhaft seien
genannt Fischereihafen-Betriebsgesellschaft, Bremer
Ratskeller und Klinikservice-Gesellschaft Bremen.

Die Regelungen zur Gleichstellung von Frau und
Mann werden bei einigen Betrieben – vorgeblich we-
gen Mangels an Beschäftigten – gar nicht erst ein-
gefordert. Soll das heißen, dass bei der Hanseatischen
Wohnungsbeteiligungsgesellschaft und der Ausbil-
dungsgesellschaft Bremen sowie bei der Bremer Ver-
kehrsgesellschaft jeweils nur eine Frau beschäftigt
ist? Leider lässt die Mitteilung des Senats die Bremi-
sche Bürgerschaft und die interessierte Öffentlichkeit
im Unklaren darüber, welche Mehrheitsgesellschaften
mit beschränkter Haftung nicht erfasst worden sind.
Des Weiteren fehlt die Begründung für diese Auslas-
sung.

Die  BLG  Logistics  Group  führt  nach  der  Mittei-
lung des Senats bei der Personalpolitik ein aktives
Diversity Management ein. Das bedeutet die Bekämp-
fung und Beseitigung der offenen und verdeckten Dis-
kriminierung und beinhaltet die Förderung bezogen
auf  Alter,  ethnische  Herkunft,  körperliche  Behin-
derung, sexuelle Orientierung, Religion, Familien-
stand, Elternschaft, Bildung sowie Lebens- und Be-
rufserfahrung und schließlich auch Geschlecht. Leider
scheint dieses aktive Diversity Management am Chef
der BLG, Herrn Aden, spurlos vorbeigegangen zu sein.
Seine Äußerungen, Frauen hätten mit den Schiffen
den großen, kostspieligen Bedarf an konservierenden
Farb- und Malerarbeiten und den frühen Rostansatz
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

gemein, ist diskriminierend und sagt viel über sein
Frauenbild. Die Erklärung des Sprechers der BLG Lo-
gistics Group und des Abgeordneten und Kollegen
Dr. Möllenstädt machen diesen Vergleich nicht bes-
ser, eher schlechter.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum  Abschluss:  Befremdlich  ist,  dass  den  Wirt-
schaftsunternehmen von gesetzlicher Seite noch keine
Verpflichtung zur Gleichstellung von Mann und Frau
abverlangt wird. Warum eigentlich? Forderungen und
Anträge von politischer und gewerkschaftlicher Seite
gibt es zuhauf. Dass auch in der Privatwirtschaft Frau-
enförderpläne und Frauenbeauftragte gesetzlich ver-
ankert werden, ist auch der Gleichbehandlung von
Frauen geschuldet, unabhängig davon, ob sie im öf-
fentlichen Dienst oder in der Privatwirtschaft arbeiten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir sehen, es gibt noch viel zu tun, und ich danke
für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Motschmann.

Abg.  Frau  Motschmann  (CDU):  Herr  Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie
mich zunächst eine Vorbemerkung machen: Dies ist
aus frauenpolitischer Sicht ein guter Tag, nicht nur,
weil die Bundeskanzlerin gewählt worden ist.

(Zuruf von der SPD: Neun Stimmen
weniger!)

An die Spitze des zweitgrößten Arbeitgebers in Deutsch-
land ist heute eine Frau gewählt worden, wir gratu-
lieren Margot Käßmann, sie ist Ratsvorsitzende der
EKD geworden.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD, beim
Bündnis  90/Die  Grünen  und  bei  der

LINKEN)

Immerhin, man sieht doch, es geht, und das bei ei-
ner Organisation wie der Kirche!

Jetzt kommen wir einmal in die Niederungen der
bremischen Politik und schauen uns einmal an, wie
es bei uns aussieht: Im Oktober 2007, also genau vor
zwei Jahren, hat die Bürgerschaft beschlossen, das
Landesgleichstellungsgesetz auf die im öffentlichen
Mehrheitsbesitz  befindlichen  Gesellschaften  aus-
zuweiten und die hierfür notwendigen Schritte un-
verzüglich einzuleiten. Prima! Wir haben nicht mit-
gestimmt. Zehn Monate später, nämlich am 26. Au-
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gust 2008, hat der Senat die Regelungen des Senats
zur Gleichstellung von Frau und Mann in bremischen
Mehrheitsgesellschaften beschlossen. Wir halten jetzt
erst einmal fest, unverzüglich einleiten heißt für den
Senat zehn Monate. Das finde ich relativ unbefrie-
digend. Wieder ein Jahr später, nämlich am 25. Au-
gust 2009, unterrichtet der Senat die Bremische Bür-
gerschaft über erste Schritte der Umsetzung des Be-
schlusses. Dafür sind wir dankbar.

15 Gesellschaften – das ist nur ein Teil, da stimme
ich Frau Troedel zu, wir wissen gar nicht, welche es
noch gibt – lassen uns nun wissen, wie weit sie mit
ihren Hausaufgaben sind. So weit, so gut! Drei die-
ser 15 Gesellschaften können Vollzug beziehungs-
weise Erfolg vermelden, das ist wirklich schön. Zur
Brepark heißt es: „Am 9. März wurde die Wahl zur
Frauenbeauftragten mit Erfolg durchgeführt.“ Das
sollten wir loben! Gesundheit Nord bringt uns eben-
falls gute Nachrichten. Die haben es auch besonders
nötig, wenn wir an die überwältigende Mehrheit von
Chefärzten und die verschwindend geringe Zahl von
Chefärztinnen in diesem Betrieb denken. Da heißt es,
ich zitiere: „Frauenbeauftragte wurden gewählt und
Frauenförderpläne in den Klinika vereinbart. In der
Neufassung der Gesellschaftsverträge wurden zusätz-
liche Regelungen zur Anwendung des LGG gemäß
Mustersatzung aufgenommen.“ Musterschüler, möch-
te man fast sagen, wenn das Verhältnis von Männern
und Frauen in den Spitzenfunktionen der Gesellschaft
doch nur ein bisschen besser wäre.

Schließlich gehört die Fischereihafen-Betriebsge-
sellschaft – das wird die Bremerhavener freuen – zu
denen, die den Senatsauftrag ernst genommen ha-
ben. Da heißt es, ich zitiere: „Am 7. November 2008
wurde im Vorgriff auf die gesellschaftsvertragliche
Regelung eine Frauenbeauftragte gewählt. Diese hat
ihre Tätigkeit aufgenommen.“ Man kann nicht kri-
tisieren, dass eine gewählte Frauenbeauftragte auch
ihre Arbeit aufgenommen hat, das kann uns wirklich
freuen.

Die übrigen zwölf Gesellschaften haben den Se-
natsauftrag nicht so ernst genommen, und es ist in-
teressant, was da so steht, ich halte mich streng an
den Text: „Die Geschäftsführung unterstützt die Wahl
einer Frauenbeauftragten und hat die Vorbereitun-
gen dazu initiiert“, bremen online. Oder bei den Bre-
mer Bädern: „Nach Auskunft der Geschäftsführung
vom Juni 2009 sollte beim nächsten Monatsgespräch
zwischen Geschäftsführung und Betriebsrat verab-
redet  werden,  wie  die  Regelungen  des  Senats  zur
Gleichstellung  von  Frau  und  Mann  in  bremischen
Mehrheitsbeteiligungen in der Gesellschaft umge-
setzt werden sollen. Als erster Schritt würde es um
die Wahl der Frauenbeauftragten gehen.“ Noch schö-
ner  die  Wirtschaftsförderung  GmbH,  Zitat:  „Eine
schnelle  Umsetzung,  Regelungen  des  Senats  zur
Gleichstellung von Frau und Mann in bremischen
Mehrheitsbeteiligungen, Wahl einer Frauenbeauftrag-
ten und Aufstellen von Frauenförderplänen, ist an-

gekündigt.“ Die Flughafen GmbH, Zitat: „Die Wahl
einer Frauenbeauftragten sowie Frauenförderpläne
sind im Zusammenhang mit der anstehenden Neu-
strukturierung der Gesellschaft derzeit in Vorberei-
tung.“

Mein Fazit, tut mir leid: Jede Menge Ankündigun-
gen, leider keine Umsetzung. Den Senat mag das zu-
friedenstellen, weil er ohnehin nur kleine Brötchen
backt. Mich stellt das nicht zufrieden. In Wahrheit ist
das Ergebnis nach mehr als zwei Jahren dürftig und
blamabel.

Wie sieht es bei den Aktiengesellschaften aus? Auch
da will ich zitieren: „Aufgrund der aktienrechtlich feh-
lenden Weisungsbefugnis von Aufsichtsrat und Haupt-
versammlung hat der Senat auf eine unmittelbare Im-
plementierung der Regelungen des Senats zur Gleich-
stellung von Frau und Mann in bremischen Mehrheits-
beteiligungen per Satzung verzichtet.“ Die erste Frage
ist: Kann man eigentlich auf etwas verzichten, das
rechtlich nicht möglich ist? Dann heißt es: „Gleich-
wohl soll in die Satzung der Bremer Straßenbahn AG
durch die Hauptversammlung am 28. August die Re-
gelung aufgenommen werden, dass der Vorstand in
der Gesellschaft die Gleichstellung von Mann und
Frau fördern muss.“ Na toll! Das ist eine großartige
Regelung, dass nämlich der Vorstand der Straßen-
bahn AG die Gleichstellung von Frau und Mann för-
dern muss.

Das wäre ein gefundenes Fressen für Harald Schmidt,
tut mir leid! Wir reden über eine Selbstverständlich-
keit, wir reden darüber, dass Frauen selbstverständlich
in  allen  Bereichen  der  Gesellschaften  jedes  Amt
übernehmen können. Da sind solche vorsichtigen,
leisen, ersten Schritte zwei Jahren nach dem Beschluss
möglich geworden? Die EKD, eine konservative Or-
ganisation, wählt an die Spitze eine Frau, und hier
sind wir im Kleinen nicht in der Lage, ein normales
Geschäft, nämlich Frauen in die Verantwortung und
in die Arbeit zu nehmen, hinzubekommen.

(Glocke)

Ich komme zum Schluss: Mich wundert im Hinblick
auf die Ungleichstellung von Mann und Frau in un-
serer Gesellschaft im Allgemeinen und in Bremen im
Besonderen gar nichts mehr. Ich kann es nur, Frau
Troedel, noch einmal aufnehmen: Was Herr Aden ge-
sagt hat, war als Scherz gemeint.

(Abg. Frau T r o e d e l  [DIE LINKE]: Es gibt
Momente,  da  kann  ich  darüber  gar  nicht

lachen!)

Ich sage Ihnen nach langer politischer Arbeit ganz
ehrlich, dass ich diese Chauvi-Sprüche leid bin.

(Beifall bei der CDU)



Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 53. Sitzung am 28. 10. 093952

(A) (C)

(B) (D)

Entschuldigung, Herr Präsident, lassen Sie mich
noch eines zum Schluss sagen: Wenn für die Wirt-
schaft gilt, dass das Klima entscheidend ist, sage ich,
dass es für uns Frauen auch entscheidend ist, in wel-
chem politischen und geistigen Klima wir unsere Ar-
beit tun. Solche Äußerungen tragen zu einer Klima-
verschlechterung bei, und deshalb müssen wir uns
auch dagegen wehren! Deshalb ist das auch kein
Kleinkram, wenn Herr Aden so etwas macht, sondern
das ist einfach in unserer Zeit eigentlich nicht mehr
tragbar. – Vielen Dank, meine Damen und Herren!

(Beifall)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte
zunächst eine Vorbemerkung machen: Frau Motsch-
mann, wenn ich mir Ihre Ausführungen anhöre, bin
ich doch leicht irritiert. Ich erinnere mich daran, Sie
haben vor zwei Jahren gegen unseren Antrag ge-
stimmt, weil Sie es nicht für notwendig hielten, das
Landesgleichstellungsgesetz auf die im öffentlichen
Besitz befindlichen Gesellschaften zu übertragen, und
jetzt geht Ihnen alles nicht schnell genug. Was stimmt
denn nun an dieser Stelle?

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Ihre Ausführungen und auch das, was in dem Senats-
bericht steht, zeigen doch gerade, dass dieser Antrag
vor zwei Jahren mehr als notwendig war. Das ist doch
das Ergebnis der Geschichte.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben diesen Antrag damals genau deswegen
auf den Weg gebracht, weil wir wollten, dass das
Landesgleichstellungsgesetz nicht nur in der öffent-
lichen Kernverwaltung gilt, sondern auch in den Ge-
sellschaften, und da hat sich dann auch herausgestellt,
dass  es  bei  den  Aktiengesellschaften  ein  bisschen
schwieriger ist als bei den GmbH, dazu komme ich
gleich noch. Im Wesentlichen ging es darum, Frau-
enförderpläne verbindlich in den Gesellschaften auf-
zustellen, die Beschäftigten bei der Wahl von Frau-
enbeauftragten zu unterstützen, die Frauenbeauftrag-
ten dabei zu unterstützen, wenn es mit den Geschäfts-
leitungen Schwierigkeiten gibt, Frauen bei gleicher
Eignung bevorzugt einzustellen, und auch die Aus-
bildungsquote, die entsprechende Geschlechterquo-
tierung des öffentlichen Dienstes, auf die Gesellschaf-
ten zu übertragen. Das waren alles ganz richtige und
wichtige Dinge damals, wie sich jetzt ja auch heraus-
stellt. Der Senat hat das dann auch so beschlossen,
und jetzt haben wir hier nach zwei Jahren einen Be-

–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

richt, der durchaus zeigt, dass dieser Antrag damals
sehr notwendig war und auch erste Erfolge sichtbar
sind.

Einige Gesellschaften haben sich vorher schon auf
den Weg gemacht, viele auch erst danach. Ich möchte
die Beispiele, die hier alle schon genannt worden sind,
nicht wiederholen, aber sie zeigen ganz deutlich, dass
die Gesellschaften da auch einen sehr unterschied-
lichen Umsetzungsstand haben und es diverse Ge-
sellschaften gibt, die noch ganz am Anfang stehen.
Es ist dort noch ein ganz erheblicher Teil der Weg-
strecke zurückzulegen, und wir wollen das an die-
ser Stelle auch begleiten und wollen auch, dass das
in den Gesellschaften Realität wird. Es ist aber auch
klar – das möchte ich an dieser Stelle auch sagen –,
dass ein Landesgleichstellungsgesetz in den Gesell-
schaften immer nur ein Teil von Gleichstellung in Be-
trieben sein kann und auch andere Schritte dazuge-
hören.

Zu den Aktiengesellschaften vielleicht ganz kurz:
Da gibt es rechtliche Schwierigkeiten für eine Eins-
zu-eins-Umsetzung, aber auch dort hat sich ein bis-
schen getan. Am fortschrittlichsten ist die BSAG, die
eine Betriebsvereinbarung zur Frauenförderung und
auch einen Beschluss auf der Hauptversammlung her-
beigeführt hat. Bei der Gewoba – Frau Arnold-Cra-
mer hat es schon gesagt – gibt es eine Frauenbeauf-
tragte bei den Betriebsräten. Das kann auch aus un-
serer Sicht nur ein erster Schritt sein, weil völlig klar
ist, eine Frauenbeauftragte muss unabhängig arbeiten
können, und so ist sie ja in das Kollektivorgan des
Betriebsrats eingebunden und damit nicht unabhän-
gig.

Was positiv zu bemerken ist, die Frauenquote bei
Führungskräften der Gewoba hat von 10 auf 30 Pro-
zent zugenommen. Ich finde, das ist ein erheblicher
Schritt. Zur BLG ist schon einiges gesagt worden, ich
möchte das nicht wiederholen. Ich glaube aber trotz-
dem, dass der Senat seine Einflussmöglichkeiten –
wenn es über das Aktienrecht nicht so ohne Weite-
res möglich ist – über Kontraktvereinbarungen oder
über entsprechende Beschlüsse auf den Jahreshaupt-
versammlungen, wo ja durchaus Möglichkeiten be-
stehen, nutzen sollte.

Als Fazit möchte ich sagen, dass es genau der rich-
tige Schritt war, das Landesgleichstellungsgesetz auf
die öffentlichen Gesellschaften auszuweiten. Für Rot-
Grün  ist  Gleichstellungspolitik  ein  ganz  wichtiger
Punkt des Handelns. Ich möchte an der Stelle noch
einmal darauf hinweisen, gerade Rot-Grün hat dafür
gesorgt, dass wir wieder mehr Frauen in Führungs-
positionen haben. Die Präsidentin des Landesrech-
nungshofs sitzt dort, das ist ein Beispiel, als Landes-
beauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit
haben wir auch eine Frau gewählt, und die Brepark-
Geschäftsführung hat auch eine Frau inne.

Wir werden diesen Weg konsequent weitergehen,
weil für uns Gleichstellungspolitik auch Nachhaltig-
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keitspolitik ist. Wir werden uns regelmäßig berich-
ten lassen, gerade weil wir noch eine große Weg-
strecke zu gehen haben. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Möllenstädt.

Abg. Dr. Möllenstädt (FDP)*): Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Rot-Grün ist eine be-
scheidene Koalition, das wird auch an dem Bericht,
der uns hier zuteil geworden ist, einmal mehr deut-
lich; bescheiden, was die Ergebnisse Ihres politischen
Handelns angeht, aber nicht bescheiden, was den For-
malismus und Bürokratismus angeht, den Sie auslö-
sen, um das wenige, was Sie nachher erreichen, zu
erreichen. Deshalb haben wir als liberale Fraktion
damals auch gesagt, uns erscheint  das  zu  formalis-
tisch,  allen  Gesellschaften vorzuschreiben, dass sie
eine Frauenbeauftragte und Förderpläne brauchen,
dass wir uns das dann regelmäßig anschauen. Das
hat aus unserer Sicht schon im öffentlichen Dienst nicht
wirklich gut funktioniert, und deshalb spricht eigent-
lich nichts dafür, dass das in Gesellschaften, die der
öffentlichen Hand gehören, mehrheitlich besser funk-
tionieren soll.

(Beifall bei der FDP)

Ich möchte Ihnen nur einmal einige Auszüge aus
dem Bericht, den wir bekommen haben, vorlesen, weil
ich davon ausgehe, dass sich vielleicht nicht jeder,
der es gelesen hat, daran erinnern kann. Zur Aus-
bildungsgesellschaft  Bremen  GmbH,  Bremer  Ver-
kehrsgesellschaft mbH, Performa Nord und so wei-
ter ist ausgeführt: „Mangels Beschäftigten ergibt sich
kein Anwendungsbereich für die Regelungen des Se-
nats zur Gleichstellung von Frau und Mann in bre-
mischen Mehrheitsbeteiligungen.“ Für die Hansea-
tische Naturentwicklung GmbH wurde zurückgemel-
det: „Die Notwendigkeit zur Wahl einer Frauenbe-
auftragten und zum Aufstellen von Frauenförderplä-
nen wird nicht gesehen, der Anteil der Frauen zu
Männern beträgt sieben zu zwei.“ Da könnte man
sich vielleicht eher fragen, ob es in solchen Gesell-
schaften nicht angeraten sein könnte, eher einen Män-
nerbeauftragten einzusetzen und Männerförderpläne
aufzustellen!

(Beifall bei der FDP)

Bei der Bremer Arbeit GmbH sind 82 Prozent der Be-
schäftigten Frauen, dafür dürfte das Gleiche gelten
wie bei der eben genannten Gesellschaft.

(Beifall bei der FDP)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Ich fand die Einlassung der Rednerin der Koalition
an einigen Stellen schon wert zu hinterfragen. Frau
Arnold-Cramer hat gesagt, ein Sich-Kümmern ersetzt
keinen Frauenförderplan. Da sind wir ganz entschie-
den anderer Meinung. Es muss darum gehen, ein gu-
tes Betriebsklima zu haben, in dem es keine Rolle
spielt, ob jemand männlichen oder weiblichen Ge-
schlechts ist, und da hilft auch kein Frauenförderplan,
Frau Kollegin, ein gutes Unternehmensklima und eine
gute Unternehmensführung zu erreichen. Darum müs-
sen wir uns bemühen und nicht um Formalismus und
Bürokratismus, Frau Kollegin.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Darauf fallen
wir nicht mehr herein! – Abg. Frau T r o -
e d e l  [DIE LINKE]: Herr Aden lässt grü-

ßen!)

Ich komme noch zu Ihnen! Sie misstrauen ja jedem
auf Ihrem Weg.

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Nein, Ihnen be-
sonders!)

Frauen bevorzugt zu befördern, sogar in den Be-
triebsräten, dazu besteht aus unserer Sicht kein An-
lass. Ich glaube, dass es gute Betriebsräte gibt, die
dieses Thema in der Vergangenheit sehr vernünftig
bearbeitet haben. Wenn sich dort Frauen finden, die
sagen, ich möchte mir das gern im Rahmen meiner
Betriebsratstätigkeit zum Thema machen, finde ich
das ehrenwert. Das sollte man hier auch nicht her-
abwürdigen, genauso wenig wie man herabwürdi-
gen darf, dass das Engagement vieler Unternehmen
zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf
ausdrücklich zu begrüßen ist und auch ein wichtiger
Beitrag für eine bessere Gleichberechtigung für Frau-
en im Arbeitsleben ist. Das Thema ist nach wie vor
wichtig, und es hier so herunterzureden, ist dem The-
ma, glaube ich, nicht angemessen.

(Beifall bei der FDP)

Kommen wir zu dem Punkt, der hier auch ange-
sprochen worden ist, zu den Äußerungen des Herrn
Aden! Ich glaube, die Einlassungen der Kolleginnen
haben eines sehr deutlich gemacht, dass man, wenn
man vernünftig mit diesem Thema umgehen will, nicht
so verbittert und verbiestert damit umgehen darf, wie
das einige von Ihnen in der Vergangenheit getan ha-
ben. Viellleicht wäre auch etwas mehr Verständnis
für manchen launigen Humor angebracht, um zu ei-
nem besseren Verhältnis der Geschlechter zu kommen.

(Abg. Frau T r o e d e l  [DIE LINKE]: Wir
haben jahrhundertelang Verständnis für die

Männer aufgebracht!)

Es ist nicht immer alles so übertrieben ernst, wie Sie
das nehmen. Ich glaube, dass die Einlassungen, die
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von den Kolleginnen hier teilweise gemacht wurden,
eher dazu führen, dass diese Debatte hier in die Lä-
cherlichkeit abgleitet, als dass wirklich ein ernsthafter
Beitrag zu dem Ziel, das Sie sich eigentlich einmal
gesetzt haben, geleistet werden kann. – Herzlichen
Dank!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Busch.

Abg. Frau Busch (SPD)*): Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Vielen Dank für die Möglichkeit,
das noch einmal eben sagen zu können! Ich finde,
diese Rede von Herrn Dr. Möllenstädt hat uns um 20
bis 30 Jahre zurückgeworfen.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Er hat überhaupt nichts begriffen, er hat nicht einmal
die gesetzlichen Regelungen begriffen, dass man zwi-
schen Betriebsrat, Personalrat und dem Amt der Frau-
enbeauftragten trennen muss. Sie haben den Frau-
en mit dieser Rede überhaupt keinen Gefallen ge-
tan und ihnen schon gar nicht geholfen! – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin erhält
das Wort Frau Bürgermeisterin Linnert.

Bürgermeisterin Linnert: Herr Präsident, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der Senat legt
Ihnen hier einen Zwischenbericht vor, einen Zwi-
schenbericht darüber, wie wir es geschafft haben, die
Verabredung der Koalition, den Beschluss der Bür-
gerschaft und den Senatsbeschluss vom August 2008
umzusetzen, nämlich zu versuchen, in den bremischen
Mehrheitsgesellschaften sicherzustellen, dass das
Landesgleichstellungsgesetz dort sinngemäß ange-
wendet werden kann.

Einige von Ihnen hier aus dem Hause wissen es,
dass die Frage, wie wir eigentlich mit unseren Ge-
sellschaften umgehen, oder der Plan, dass wir es mit
dem Ausgründen von GmbH schaffen, dass es zwei
verschiedene Geltungsbereiche im Staat gibt, näm-
lich welche, wo sich eher so neoliberale Sichtweisen
durchsetzen können, und den Kernstaat, dass die Aus-
einandersetzung damit jemand wie ich auch über die
Oppositionsjahre lange geführt hat. Deshalb wissen
Sie, dass es mir ein persönliches Anliegen ist, zu ver-
hindern, dass die GmbH, die dem Staat mehrheitlich
gehören, eine Art von Nebenstaat bilden und die Pro-
bebetriebe für Low-Bedingungen in den Bereichen,
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

die wir hier als Staat regeln wollen, darstellen kön-
nen.

Ich habe die Debatte so verstanden, dass alle Red-
nerinnen und Redner – mit unterschiedlicher Höflich-
keit und Zurückhaltung, aber doch sehr einhellig –
eine Kritik am Senat geäußert haben, dass es nicht
schnell genug geht. Das kann ich nachvollziehen,
wobei, wenn Sie sich noch einmal die Bürgerschafts-
debatte  ansehen,  die  hier  zu  dem  Thema  geführt
wurde: Ich habe nie versprochen, dass wir das inner-
halb von kurzer Zeit umsetzen können wegen der
Entscheidung, die der Senat getroffen hat, nicht flä-
chendeckend jetzt sofort bei allen Gesellschaften alle
Satzungen der Mehrheitsgesellschaften zu verändern,
sondern sukzessive und immer dann, wenn Satzun-
gen verändert werden müssen, übrigens auch aus
Verwaltungs- und Kostengründen. Wenn wir einen
solchen Weg gehen wollen, dauert es ein bisschen
länger.

Ich stehe nach wie vor dazu, dass wir das so ge-
macht haben, und, Frau Motschmann, da muss man
auch nicht Hohn und Spott ausgießen: Sie wissen ganz
genau, wenn man eine Fusion der Wirtschaftsförde-
rung macht, in diesem Fall BIG, WFG und HVG zu-
sammenlegt, dann ist es sinnvoll, die Etablierung des
neuen Aufsichtsrates und der neuen Gremien abzu-
warten,  bevor  man  die  Regelung  des  Landesgleich-
stellungsgesetzes einführt. Das ist doch ganz normal.
Das gilt zum Beispiel auch für den Flughafen. Ich weiß
nicht, warum man das hier so lächerlich machen muss.
Wir haben da zum Teil auch Dinge vorgefunden, die
man gewaltig aufräumen musste, und das dauert eine
Zeit.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Auch die Kritik, dass man ja gar nicht weiß, wie
viele Gesellschaften der Staat hat, Frau Troedel, neh-
me ich nicht an. Es gibt einen Beteiligungsbericht,
der kommt regelmäßig heraus und wird dem Haus-
haltsausschuss jährlich überreicht, dort können Sie
das ganz genau sehen. Dort legen wir auch genau
Rechenschaft darüber ab, wie viele Männer und Frau-
en in den Betrieben beschäftigt sind, und wir wer-
den das auch weiterhin zugunsten der Beschäftigung
von Frauen verändern.

Ich möchte hier noch einmal darauf hinweisen, dass
die GmbH sich dadurch auszeichnen, dass es kei-
nen direkten Zugriff des Senats gibt, sondern wir müh-
selig über die Veränderungen der Satzungen errei-
chen müssen, dass die Regelungen des Gleichstel-
lungsgesetzes in den Gesellschaften Geltung bekom-
men können und sämtliche Vorgänge zum Beispiel
notariell beglaubigt werden müssen. Vielleicht kann
man im Gleichstellungsausschuss einmal berichten,
mit welchen Verwaltungsverfahren das auch verbun-
den ist. Das geht sogar so weit – das Beispiel BSAG
ist hier ja schon genannt worden –, dass wir länger
suchen mussten, weil wir nämlich auch inhaltlich Neu-
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land betreten, bis wir einen Notar oder eine Notarin
gefunden hatten, die bereit waren, das auch zu ma-
chen, was wir gern in der Satzung der BSAG veran-
kern wollten. Da gibt es auch nach wie vor unter-
schiedliche Rechtsauffassungen über die Frage, ob
es verfassungskonform ist, wenn der Senat Punkte
in die Satzungen bekommt, die bisher als unzulässi-
ger Eingriff der Anteilseigner in die Hoheit des Vor-
stands gelten.

Es ist also nicht so einfach, wie man sich das hier
vielleicht vorstellt, wenn man sagt, ich möchte, dass
das alles gilt. Wir arbeiten weiter daran. Ich finde es
auch gut, dass die Frage der Umsetzung des Landes-
gleichstellungsgesetzes in den regelmäßigen Gleich-
stellungsberichten der Bürgerschaft auftaucht, weil
es damit nämlich nicht mehr dieses ganz Besondere
ist, sondern wir müssen zusammen daran arbeiten,
dass die Gesellschaften ein normaler Teil des Staa-
tes werden. Dazu trägt das auch bei. Ich kann Ihnen
sagen, ich gehe davon aus, dass wir bis Ende des Jah-
res 2009 einen Großteil der wesentlichen Mehrheits-
gesellschaften erfasst haben. Wenn aber Gesellschaf-
ten zum Beispiel, wie hier darauf hingewiesen wur-
de, mehr Mitarbeiterinnen als Mitarbeiter haben, dann
ist es so, dann müssen wir die Satzung da auch nicht
ändern und nicht Geld für Satzungsänderungen zum
Fenster hinauswerfen.

Wie gesagt, es ist ein Zwischenbericht, wir werden
uns weiter bemühen, und Sie können sicher sein, dass
mir das auch ein persönliches Anliegen ist. Ich möchte
aber in diesem Zusammenhang noch einmal ganz
explizit darauf hinweisen, dass es sich hierbei um
einen kleinen und isolierten Ausschnitt der Bemü-
hungen des Senats handelt, der Gleichstellung von
Frauen im öffentlichen Leben und insbesondere im
öffentlichen Dienst mehr Geltung zu verleihen. Wenn
man auf diesen Bereich eine eher unbarmherzige Lupe
legt, kann man natürlich zu dem Ergebnis kommen,
dass wir schneller sein können, das können wir immer.

Wir kommen aber aus der Situation, in der hier noch
vor weniger als drei Jahren eine Mehrheit im Parla-
ment behauptet hat, dass all das, was wir da gerade
machen, rechtlich gar nicht möglich ist und natürlich
auch der Untergang des Abendlandes ist und gänz-
lich unerwünscht. Wenn man das damit vergleicht,
können Sie vielleicht doch ein bisschen mit uns zu-
frieden sein.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 17/901, Kenntnis.

Es war angedacht, die Punkte 14 und 15 nach die-
sem Tagesordnungspunkt zu diskutieren. In Anbe-
tracht der Zeit findet das nicht mehr statt. Es ist in-

terfraktionell vereinbart worden, diese Punkte nach
Punkt 36 aufzurufen. Um 14.30 Uhr wird der Punkt
29 behandelt, danach Punkt 36 und dann diese Punkte,
die wir jetzt eigentlich debattieren wollten.

Ich unterbreche die Sitzung zur Mittagspause.

(Unterbrechung des Sitzung 13.05 Uhr)

*
Vizepräsident Ravens eröffnet die Sitzung wieder um
14.30 Uhr.

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
die unterbrochene Sitzung der Bürgerschaft (Land-
tag) ist wieder eröffnet.

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herz-
lich ehemalige Mitarbeiter der Brauerei Dressler in
Bremen.

Herzlich willkommen im Hause!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir setzen die Tages-
ordnung fort.

Bremisches Gesetz zur Errichtung und Führung
eines Korruptionsregisters (Bremisches Korrup-

tionsregisterG)

Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 90/
Die Grünen

vom 29. September 2009
(Drucksache 17/937)

1. Lesung

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Staatsrätin
Buse.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort erhält der Abgeordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Korruption schadet dem Wettbewerb und
gefährdet deshalb Arbeitsplätze bei rechtstreuen Un-
ternehmen. Korruption schädigt den Staat, weil ma-
terielle  Ressourcen  unnütz  vergeudet  werden,  sie
schädigt damit unsere Gesellschaft.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Am wichtigsten ist, und ich glaube, das kann man
an allen internationalen Vergleichen ablesen, Kor-
ruption schädigt das Vertrauen in staatliche Entschei-
dungsprozesse. Sie schädigt Vertrauen in ein trans-
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parentes, sie schädigt Vertrauen in ein offenes, in ein
faires Verfahren, und damit schädigt sie die Demo-
kratie.  Wir  können  in  internationalen  Vergleichen
überall ablesen, dass dort, wo Korruption ausgeprägt
ist, auch die demokratische Kultur eines Landes —.
Herr Röwekamp, ist in der Mittagspause etwas pas-
siert?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Mir nicht!)

Mir auch nicht, gut! Ich war jetzt etwas – –.

Wir können das in allen internationalen Verglei-
chen ablesen, dass überall dort, wo Korruption einen
vorherrschenden Faktor im Wirtschaftssystem ergibt,
auch demokratische Mitwirkungsmöglichkeiten und
Partizipation gering geachtet werden.

Was liegt also näher, als korrupte Unternehmen von
der  öffentlichen  Auftragsvergabe  auszuschließen?
Damit solche Firmen auch ein finanzielles Risiko tra-
gen, muss man ihnen öffentliche Aufträge entziehen.
Das geeignete Instrument dafür ist ein Korruptions-
register.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Kritiker wenden dagegen ein, dass der Ausschluss
von der Auftragsvergabe dann diese Unternehmen
doppelt  bestrafen  würde.  Ich  glaube,  das  ist  nicht
richtig. In einem Unternehmen wird für korrupte Hand-
lungen jeweils der einzelne Handelnde in einem Straf-
verfahren verantwortlich gemacht. An denjenigen,
dem aber der wirtschaftliche Vorteil zugeflossen ist,
nämlich denjenigen, der durch Korruption einen Auf-
trag ergattert hat, an ihn und das Geld wird nicht he-
rangegangen. Deshalb wird ein Unternehmen auch
nicht doppelt bestraft. Selbst, wenn es so wäre, wäre
es richtig, dass dieses gesellschaftswidrige, dass dieses
soziopathische Verhalten einzelner Unternehmen da-
mit bestraft wird, dass sie von der öffentlichen Auf-
tragsvergabe ausgeschlossen werden.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Weiter wenden die Kritiker ein, was macht denn
eigentlich  so  ein  Landeskorruptionsregistergesetz,
wenn man die Unternehmen nur in Bremen von öf-
fentlichen Auftragsvergaben ausschließt. Diese Kri-
tik ist durchaus berechtigt, aber jetzt muss man sich
an die eigene Nase fassen und schauen, was geht und
was nicht geht. CDU/CSU und FDP lehnen ein Kor-
ruptionsregistergesetz auf Bundesebene ab, zumindest
habe ich keine Neupositionierung in ihrem Koaliti-
onsvertrag dazu gefunden. Herr Hinners, vielleicht
hat sich das ja noch einmal geändert. Solange die
Bundeslage so ist, wie sie ist, müssen wir hier ein deut-
liches Zeichen gegen Korruption setzen. Damit fan-
gen wir an, indem wir die bremische Auftragsvergabe
so gestalten wollen, dass in Zukunft an korrupte Un-

ternehmen keine Aufträge vergeben werden dürfen.
Wir brauchen in Bremen schwarze Listen für schwarze
Schafe!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Allein  mit  einem  Korruptionsregistergesetz  wird
man Korruption nicht eindämmen können, aber es
ist ein Pfeiler. Wir haben Ihnen in diesem Antrag noch
weitere Pfeiler aufgezeigt, die wird ergänzend Herr
Fecker gleich auch noch einmal erläutern. Wir ha-
ben im Vorfeld zu unserem Gesetzentwurf noch sehr
viele  Anregungen  bekommen,  dass  beispielsweise
dieses Korruptionsregistergesetz vielleicht auch elek-
tronisch geführt werden kann. All diese Anregungen
sind uns hochwillkommen. Wir werden diese nach
der ersten Lesung in die Beratung in der Innende-
putation einbeziehen. Wir werden dort alle weiteren
Vorschläge, die vielleicht auch noch kommen mögen,
bewerten, und all das, was uns hilft, dass mit der öf-
fentlichen Auftragsvergabe in Bremen der Verdacht
beseitigt werden kann, dass diese der Korruption un-
terliegt, werden wir in dieses Registergesetz einbauen.

Ich hoffe, dass sich in Bremen ganz viele daran be-
teiligen. Ich wünsche, dass am Ende dieses Prozes-
ses ein transparentes Vergabeverfahren steht und kor-
rupte Unternehmen hier in Bremen vom Markt ge-
drängt werden. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

 Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Abge-
ordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Korruption beeinträchtigt immer wieder
in erheblichem Maße das politische, wirtschaftliche
und soziale Leben. Sie schwächt das Vertrauen der
Bevölkerung  in  die  Funktionsfähigkeit  des  Staates
und  in  die  Lauterkeit  seiner  Repräsentanten.  Nur
durch eine effektive Bekämpfung in diesem Bereich
lässt sich dieses Vertrauen zurückgewinnen. Korrup-
tion schadet nicht nur dem Vertrauen, sondern auch
ganz real den kleinen und mittleren Betrieben, die
sich dem fairen Wettbewerb stellen wollen.

Bremen ist bei der Korruptionsbekämpfung bereits
länger auf einem guten Weg. Mit der Einrichtung einer
zentralen Antikorruptionsstelle, diversen Richtlinien
und der Benennung von Antikorruptionsbeauftrag-
ten in jedem Ressort haben wir durchaus wirksame
Mittel der Prävention, aber auch der Reaktion. Die-
sen  Instrumenten  wollen  die  Koalitionsfraktionen
heute ein weiteres Mittel hinzufügen. Mit der gesetz-
lichen Einrichtung eines Korruptionsregisters wollen
wir allen vergebenden Stellen die Möglichkeit ge-
ben, eine Informationsquelle zur Prüfung des Unter-
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nehmens zu nutzen. In diesem Register sollen all die
Firmen aufgeführt werden, die gegen entsprechende
Passagen des Strafgesetzbuches, also Vorteilsnahme,
Bestechung oder Betrug, sowie weitere im direkten
Zusammenhang zur Korruption stehende Straftatbe-
stände wie unter anderem auch die illegale Beschäf-
tigung, verstoßen.

Natürlich ist ein rein bremisches Korruptionsregister
nicht  allein  ausreichend.  Schade,  dass  gerade  die
Union auf Bundesebene alle Entwicklungen für ein
bundesweites zentrales Register blockiert! Die Grü-
nen  halten  das  Zeichen,  das  die  CDU  an  dieser
Stelle setzt, für politisch falsch und auch schädlich
für unser Land.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen, bei
der SPD und bei der LINKEN)

So bleibt den Ländern nichts anderes übrig, als selbst
tätig zu werden. Bremen ist da bei weitem kein Ein-
zelfall. Ich nenne jetzt an dieser Stelle exemplarisch
Nordrhein-Westfalen, das ein ähnliches Gesetz schon
vor längerem verabschiedet hat.

Diesem Gesetzentwurf, der uns heute vorliegt, war
in den Fraktionen eine lange Diskussion vorgeschaltet.
Es gab unter anderem auch eine gemeinsame Ver-
anstaltung  der  SPD-Fraktion  und  unserer  grünen
Fraktion, in der wir uns aus den Erfahrungen aus
Nordrhein-Westfalen haben berichten lassen. Auch
einen Austausch mit der Bremer Handelskammer ha-
ben wir geführt.

Wir wollen heute aber nicht nur das Gesetz in erster
Lesung beschließen, sondern auch den Senat auffor-
dern, weiter zu handeln. Die zentrale Antikorrupti-
onsstelle bedarf aus unserer Sicht einer gesetzlichen
Grundlage und muss auch die Zuständigkeit für die
bremischen Gesellschaften umfassen. Das macht Sinn,
und das hätte man eigentlich gleich von Beginn an
auch so handhaben müssen. Wir brauchen für das
Bremische Beamtengesetz eine Regelung, in der wir
den sogenannten Whistleblowern Schutz zusichern,
denn gerade bei Korruptionstatbeständen, und das
hat auch die Vergangenheit immer wieder gezeigt,
sind die Verfolgungsbehörden auf Hinweise auch
direkt aus den Unternehmen oder den Behörden an-
gewiesen.

Lassen Sie mich zum Abschluss kurz noch auf das
Verfahren eingehen! Uns liegen eine Reihe Ände-
rungsvorschläge aus den Reihen der Antikorruptions-
beauftragten vor, Herr Tschöpe hat bereits darauf hin-
gewiesen, von denen aus grüner Sicht auch viele
sinnvoll sind. Es gibt sicherlich auch von den Oppo-
sitionsfraktionen noch entsprechende Vorschläge. Uns
Grünen ist daran gelegen, dieses Gesetz auf eine
breite Basis zu stellen, und wir machen auch gern an
dieser Stelle das Gesprächsangebot an alle, die uns
in dieser Angelegenheit mithelfen wollen, in unse-
rem Bundesland Korruption wirkungsvoll zu bekämp-
fen.

Es ist nicht so verniedlichend der Slogan „Eine Hand
wäscht die andere“, sondern es ist ein klarer Angriff
auf unsere Gesellschaft. Lassen Sie uns gemeinsam
dafür eintreten, dass Korruption überall in Bremen
und Bremerhaven entschieden bekämpft wird! – Herz-
lichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Abge-
ordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Korruption beeinträch-
tigt zweifellos den fairen Wettbewerb im Rahmen
öffentlicher Ausschreibungen. Ohne Zweifel entsteht
dabei auch ein großer Schaden für das Vertrauen in
den Staat – dafür gibt es weltweit viele Beweise – und
seine  Institutionen,  Herr  Tschöpe  und  auch  Herr
Fecker haben schon darauf hingewiesen. Die CDU-
Fraktion unterstützt deshalb ausdrücklich die Be-
kämpfung der Korruption. Aus diesem Grund, mei-
ne Damen und Herren, haben wir in der Großen Ko-
alition mit für die Einrichtung der zentralen Antikor-
ruptionsstelle gesorgt.

Meine Damen und Herren von der Koalition, der
vorliegende  Antrag  zur  Einrichtung  und  Führung
eines Korruptionsregisters geht allerdings weit über
das Ziel hinaus, das sehen im Übrigen auch die Han-
delskammer  und  die  Handwerkskammer  so.  Herr
Fecker, Sie haben bei Ihrem Hinweis unterschlagen,
dass Sie mit denen in Kontakt getreten sind. Ihr Antrag
beinhaltet nicht nur typische Tatbestände der Kor-
ruption, sondern listet vielmehr ein Sammelsurium
von Paragrafen des Strafgesetzbuches und anderer
Gesetze auf. Die Palette geht von Geldwäsche über
den  normalen  Betrugstatbestand,  Steuerhinterzie-
hung, ungenehmigte Beschäftigung von Ausländern
bis  hin  zur  Bekämpfung  von  Schwarzarbeit.  Eine
Rechtsfolgeregelung, als Jurist wissen Sie, was da-
runter zu verstehen ist, fehlt dagegen völlig.

Insgesamt 22 Rechtsvorschriften, meine Damen und
Herren, listen Sie in Ihrem Antrag auf. Besonders kri-
tisiert wird von der CDU-Fraktion die aus dem An-
trag hervorgehende Verletzung des Grundsatzes der
Unschuldsvermutung, denn nach Ihrem Willen soll
es schon möglich sein, Unternehmen während eines
laufenden Straf- und Bußgeldverfahrens in das Re-
gister eintragen zu können.

Weiterhin wollen Sie, meine Damen und Herren
von der Koalition, auch bei Einstellung eines Verfah-
rens nach 153 a Strafprozessordnung, StPO, eine Ein-
tragung des betroffenen Unternehmens oder der na-
türlichen Person in das Register vornehmen. Auch das
ist mit uns nicht zu machen.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Im Übrigen enthält Ihr Antrag, meine Damen und
Herren von der Koalition, keine Hinweise darauf, wie
Sie mit Unternehmen umgehen wollen, deren Mit-
arbeiter eigenständig und zum eigenen Vorteil Kor-
ruption ausgeübt haben. Wollen Sie in solchen Fäl-
len etwa die Firma in Sippenhaft nehmen und in das
Register eintragen lassen? Ganz offensichtlich geht
es Ihnen in dem Antrag auch nicht nur um die Be-
kämpfung der Korruption, sondern eher um die Über-
prüfung der Zuverlässigkeit und des Charakters ei-
nes Unternehmens. Dafür ist das Korruptionsregis-
ter weder geeignet noch zulässig.

Meine  Damen  und  Herren,  aus  den  genannten
Gründen lehnen wir Ihren Antrag unter Ziffer 3 zur
Einrichtung und Führung eines Korruptionsregisters
ab. Der CDU-Fraktion ist völlig klar, dass etwas ge-
gen Korruption, ich hatte es schon angedeutet, un-
ternommen werden muss. Wir sind deshalb durchaus
für die Einrichtung eines entsprechenden Registers,
allerdings sollte es dafür auf eine bundeseinheitliche
Regelung mit eindeutigen Tatbeständen der Korrup-
tion geben. Herr Tschöpe, da gibt es nichts zu lachen,
ich habe deutlich gemacht, dass Sie hier Tatbestän-
de aufführen, die mit Korruption im eigentlichen und
engeren Sinne nichts zu tun haben.

(Beifall bei der CDU)

Wir wollen auch keine Insellösung für Bremen mit
dem  von  Ihnen  dargestellten  Sammelsurium  von
Rechtsvorschriften.

Noch ein Hinweis an die Adresse der Grünen, Herr
Fecker. Der auch von Ihnen unterzeichnete Antrag
wurde im Wortlaut fast identisch am 8. Oktober 2009
von der SPD in die Hamburger Bürgerschaft einge-
bracht und von Ihren Parteifreunden dort abgelehnt.

(Abg. F e c k e r  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Da gibt es einen Koalitionsvertrag! – Abg.
D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Weil die CDU es dort nicht will und

hier auch nicht!)

Meine Damen und Herren, da Ihr Antrag weitere
Anforderungen an den Senat beinhaltet, beantragen
wir zu den einzelnen Punkten getrennte Abstimmung.
Mir ist wichtig, dass das deutlich wird. Da müssen
Sie sich mit Ihren Hamburger Kollegen unterhalten!

(Zuruf von der CDU: Wir auch! – Abg. D r .
G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Sie

nicht, Sie könnten zustimmen!)

Sie auch!

Im Einzelnen nehmen wir wie folgt dazu Stellung:
Getrennte Abstimmung hatte ich soeben beantragt.
Der unter Ziffer 1 a geforderten Rechtsgrundlage in

Form eines Gesetzes über die Tätigkeit der zentra-
len Antikorruptionsstelle stimmen wir zu. Die unter
Ziffer 1 b geforderte gesetzliche Regelung im Bremi-
schen Beamtengesetz lehnen wir ab – Herr Fecker,
Sie haben eben darauf hingewiesen –, da das Beam-
tengesetz in Paragraf 37 Absatz 2 schon Regelungen
für Beamte bei begründetem Verdacht auf eine Kor-
ruptionsstraftat  vorsieht.  Weiterhin  lehnen  wir  die
unter Ziffer 1 c aufgestellte Forderung nach Korrup-
tionsbeauftragten für alle Ressorts und Dienststellen,
man möge sich einmal vorstellen, was das für einen
Umfang  annimmt,  ab.  Dadurch  wird  nur  der  Büro-
kratismus weiter verstärkt und die zentrale Antikor-
ruptionsstelle geschwächt. Sinnvoller in diesem Zu-
sammenhang ist eine bessere Aufklärungs- und Prä-
ventionsarbeit.

Der unter Ziffer 2 formulierten Forderung an den
Senat, über den Bundesrat eine Initiative zur Einfüh-
rung eines bundesweiten Korruptionsregisters zu er-
greifen, stimmen wir nicht zu, Herr Tschöpe, dies aus
folgendem Grund: Ihr Antrag beinhaltet so viele Straf-
tatbestände und Rechtsvorschriften, dass wir davon
ausgehen, dies soll Ihr Antrag auf Bundesratsinitia-
tive werden, und konsequenterweise können wir den
dann nur ablehnen und ihm nicht zustimmen. Vie-
len herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! DIE LIN-
KE hat sich mit diesem Antrag auch sehr ausführlich
beschäftigt. Wir begrüßen, dass es eine Einzelabstim-
mung über die einzelnen Punkte gibt. Ich möchte ein-
mal Folgendes kurz benennen: Wir haben uns in der
Tat sehr genau gefragt, ob die Eintragungsvoraus-
setzungen, die hier genannt worden sind, und wann
der für die Eintragung erforderlich hinreichende Nach-
weis des jeweiligen Rechtsverstoßes, ausreichend
erbracht wird, wirklich nicht zu eng gefasst sind. Da
waren wir uns zugegebenermaßen nicht ganz sicher.

Wir begrüßen generell, dass es so ein Korruptions-
register geben soll. Natürlich finden wir den Punkt 2,
dass es eine Bundesratsinitiative gibt, völlig richtig.
Wir werden das unterstützen, sonst wird das, wenn
das nur für Bremen gelten sollte, wie auch die Vor-
redner schon gesagt haben, zu einem zahnlosen Ti-
ger. Bremen ist ein Anfang!

Zu dem Gesetz würden wir vorschlagen, was durch-
aus ein übliches Verfahren ist, wenn wir heute die
erste Lesung machen, dass es eine Überweisung in
die Ausschüsse gibt. Damit wären wir einverstanden,
dann könnten wir allen Punkten zustimmen und die
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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offenen Fragen, die ich soeben benannt habe, für uns
noch einmal klären. Danke!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich will nicht alles wiederholen, was
zur Korruption gesagt worden ist, aber da sind wir
uns ja auch alle einig, dass es den Rechtsstaat und
das Vertrauen in den Staat unterhöhlt, wenn Korrup-
tion betrieben wird, und dass es tiefgreifende Maß-
nahmen gibt, um Korruption zu bekämpfen.

Ich möchte gleich, um es kurz zu machen, in die
einzelnen Punkte des Gesetzes einsteigen: Wir ha-
ben als FDP-Fraktion bei Paragraf 2, Einstellung des
Strafverfahrens und dann Eintragung, ein Problem,
vor allen Dingen bei Abschnitt 5, Dauer der Durch-
führung eines Straf- und Bußgeldverfahrens, wenn
im Einzelfall angesichts der Beweislage bei der mel-
denden Stelle kein vernünftiger Zweifel besteht und
so weiter. Darüber sollten wir, finde ich, noch einmal
hinreichend nachdenken, denn dagegen haben wir
massive rechtsstaatliche Bedenken. Dafür muss es
nach unserem Dafürhalten ein eindeutiges Urteil und
eine eindeutige Rechtsgrundlage geben.

(Beifall bei der FDP)

Ich denke auch, dass wir keine Insellösung anstre-
ben sollten und eine bundeseinheitliche Lösung brau-
chen, weil Korruption nicht an der Landesgrenze Halt
macht. Es gibt vor allen Dingen hier in Bremen eine
sehr enge Verflechtung und Verbindung mit dem Um-
land.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Aber Nordrhein-Westfalen mit 20
Millionen Einwohnern hat schon eines!)

Der Punkt, der hier auch schon angesprochen wor-
den ist: Was passiert, wenn Mitarbeiter sich der Kor-
ruption hingeben, ich möchte das einmal so formu-
lieren, und die Firma dadurch in Mitleidenschaft ge-
zogen wird? Lange Rede, kurzer Sinn, wir werden
dem Gesetz in dieser Form, wie es vorliegt, nicht zu-
stimmen, und ich denke, es ist dringend erforderlich,
dass es noch einmal in die Ausschüsse überwiesen
und überarbeitet wird. – Danke!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Das Wort erhält der Abge-
ordnete Tschöpe.

Abg. Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Sofern sich die Auseinandersetzung
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

an den Eintragungsvoraussetzungen entzündet, sage
ich einmal, was die Eintragungsvoraussetzungen dafür
sind, dass ein solches Unternehmen dort hineinkommt:
Erstens, es hat eine strafrechtliche Verurteilung vor-
gelegen, dies ist rechtsstaatlich völlig unbedenklich,
das können Sie, glaube ich, alle annehmen, dass es
unbedenklich ist.

Zweitens, es hat ein Strafbefehl vorgelegen, dies
wäre völlig unbedenklich, weil derjenige, dem der
Strafbefehl zugestellt wird, durch einen Einspruch
jederzeit ein Verfahren hätte erreichen können. Legt
er keinen Einspruch ein, akzeptiert er die Verurtei-
lung durch den Strafbefehl!

Drittens, und da sagen Sie, das wäre bei einer Ein-
stellung des Strafverfahrens nach Paragraf 153 a StPO,
das ist eine Einstellung gegen Zahlung eines Verwar-
nungsgelds: Dieses Verfahren beende ich natürlich
nur dann, wenn ich meine, dass der Vorwurf irgendwie
schon zutrifft.

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Das ist ja wie-
der Interpretation! – Abg. R ö w e k a m p
[CDU]: Das machen sie doch, um das Ver-

fahren zu beenden!)

Das  machen  sie  zur  Verfahrensbeendigung!  Wenn
Sie aber als derjenige, der angeklagt ist, ernsthaft glau-
ben, ausreichende Argumente zu haben, dass Sie hin-
terher nicht verurteilt werden, dann werden Sie das
nicht tun. Das ist eine völlig einfache rechtsstaatli-
che Geschichte, womit man bei sonstigen register-
rechtlichen Eintragungen auch keine Probleme hat,
Herr Kollege Röwekamp!

Worüber man nachdenken kann, ist: Warum steht
dann  eigentlich  darin  „für  die  Durchführung  eines
Straf- oder Bußgeldverfahrens“?

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Eine Einstel-
lung nach Paragraf 153 a steht nicht im Füh-
rungszeugnis! Warum soll das hierin stehen?)

Das steht nicht im Führungszeugnis, das nicht! Darf
ich eben noch einmal den Gedankengang aufneh-
men: Wir wissen doch alle, wie lange Wirtschaftsstraf-
verfahren dauern. Da gibt es eine Anklageerhebung,
dann dauert das zwei Jahre, bis in der ersten Instanz
entschieden wird, dann gibt es eine Berufung, die
dauert noch einmal zwei bis drei Jahre, gegebenenfalls
gibt es am Ende noch eine Revision.

Ich glaube, wenn man nicht ernsthaft dieses Un-
ternehmen, und die Fälle haben wir auch erlebt, wo
kurz vor Verfahrensbeendigung das Unternehmen
einfach umfirmiert oder den Besitzer gewechselt hat
– –. Wenn wir nicht sagen, wenn kein vernünftiger
Zweifel mehr daran besteht und das ist die Voraus-
setzung, es darf kein vernünftiger Zweifel mehr be-
stehen, dann kann das Ganze eingetragen werden.
Ich finde das abgewogen. Ich biete aber allen noch
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einmal an, in den Ausschüssen auch über diese Ein-
tragungsvoraussetzungen zu sprechen.

Herr Hinners, dass es keine Rechtsfolge gibt, ist
natürlich nicht richtig! Wenn Sie in diesem Register
sind, dann erhalten Sie keine öffentlichen Aufträge
mehr. Das ist eine klare, wirtschaftliche Folge.

Letzter Punkt, Sie haben gesagt, das ist ja viel zu
viel und darin stehen ja ganz viele Dinge. Für die Kol-
legen, die hier gern einmal hineinsehen möchten, un-
ter Paragraf 3 Absatz 1 stehen insgesamt 30 verschie-
dene Tatbestände. Diese verschiedenen Tatbestän-
de sind alle darauf ausgerichtet, dass sich Unterneh-
men  nicht  rechtstreu  verhalten.  Dies  ist  Schwarz-
arbeit, es ist illegale Beschäftigung, es sind Verstöße
gegen Wettbewerbsbeschränkungsregelungen. Das
sind  alles  Dinge,  die  man  im  fairen  Wettbewerb
schlicht und ergreifend nicht macht. Wir wollen ei-
nen fairen Wettbewerb, und jedes Unternehmen, das
gegen fairen Wettbewerb mit illegalen Methoden ver-
stößt, darf unseres Erachtens keine öffentlichen Auf-
träge mehr erhalten!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wenn Sie eine andere Meinung haben, dann ist das
okay, aber wir wollen das so: Ich biete noch einmal
an, über die Eintragungsvoraussetzungen vielleicht
auch mit den Kollegen der FDP zu reden, vielleicht
macht es Ihnen das einfacher, in erster Lesung zu-
zustimmen. Das können wir in der Innendeputation
noch einmal bereden, das heißt ja nicht, dass Sie in
der  zweiten  Lesung  dann  zustimmen  müssen.  –
Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:
Auf den Trick fallen wir, anders als die Links-

partei, nicht herein!)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Tschöpe hat eben schon auf die
in der Tat hohe Anzahl von Straftatbeständen hin-
gewiesen, die wir in das Gesetz hineingeschrieben
haben. Die sind in der Regel alle auch in direktem
Zusammenhang mit den Korruptionstatbeständen an-
zutreffen. Wenn man sich einmal die lange Liste der
auch bundesweit bekannten Fälle anschaut, kann man
eine andere Meinung dazu haben, das akzeptiere ich
auch. Ich glaube aber, wir sollten die Augen nicht da-
vor verschließen, dass Korruption meistens auch mit
anderen Straftaten einhergeht.

(Abg. Frau W i n t h e r  [CDU]: Aber meis-
tens! So kann man das Gesetz ja nicht in-

terpretieren!)

Ja, Frau Winther! Sie haben ja auch das Gesetz ge-
lesen und wissen auch, dass die Behörden nachher
bei der Vergabe frei sind und immer noch entschei-
den können, ob sie vergeben wollen oder nicht. Des-
wegen glaube ich, ist der gewählte Weg schon der
richtige!

Ich möchte einfach einmal auflisten: Die Länder
Berlin und Nordrhein-Westfalen haben ein Korrup-
tionsregister auf gesetzlicher Ebene, und wenn man
sich jetzt ansieht, welche Bundesländer das auf Er-
lassebene haben, also auch ein entsprechendes Kor-
ruptionsregister haben, dann sind solche prominen-
ten Länder dabei wie Baden-Württemberg, Bayern,
Hessen und Rheinland-Pfalz. Ich glaube, auch die-
sen  Ländern  kann  man  nicht  den  Untergang  des
Abendlandes prophezeien, nur weil man entschieden
konsequent gegen Korruption vorgeht, meine Damen
und Herren!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ganz spannend, Herr Hinners, finde ich den Spa-
gat, den Sie hier gemacht haben, nämlich zu sagen:
Eigentlich finden wir ein Korruptionsregister gut, das,
was Sie als Koalition vorgeschlagen haben, geht uns
aber zu weit. Die Meinung darf man haben. Eine Bun-
desratsinitiative aber, wo Sie vorher noch gesagt ha-
ben, dass gerade eine bundesweite Vereinheitlichung
sinnvoll wäre, machen Sie nicht mit, weil Sie Angst
haben, dass dieser Gesetzentwurf die Grundlage wer-
den kann. Das kann man, glaube ich, relativ schnell
aus dem Weg räumen. Wir als Koalition möchten, und
da würden wir uns richtig freuen, wenn wir möglichst
viele Fraktionen hier dabei haben, gemeinsam für eine
bundesweit einheitliche Regelung streiten, gern auch
zusammen mit der CDU. Wenn wir das wenigstens
im Vermittlungsverfahren nachher noch hinbekom-
men, dann, glaube ich, sind wir ganz weit.

Der Auftritt hier, der hat sich mir nicht ganz erschlos-
sen ebenso wie dieses nette Spiel in Hamburg, dort
haben Sie dem nicht zugestimmt, obwohl die Sozi-
aldemokraten da einen Antrag gemacht haben. Sie
haben ja nun noch nicht die Koalitionserfahrung, dass
man manchmal wirklich gute Ideen hat, aber der Ko-
alitionspartner auf der anderen Seite findet, dass diese
Idee nicht gut ist. Die Kolleginnen und Kollegen in
Ihrer Fraktion werden Ihnen das bestätigen können.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Darunter lei-
det die CDU noch heute!)

Genauso wie auch die Kolleginnen und Kollegen der
SPD durchaus von der anderen Seite Vorschläge be-
kommen haben, die nicht sinnvoll sind.

In Hamburg ist die Situation relativ einfach, da gibt
es eine schwarz-grüne Regierung, und wenn der eine
Koalitionspartner sagt, dass man vielleicht dem sinn-
vollen Vorschlag der SPD folgen sollte, und der an-



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 53. Sitzung am 28. 10. 09 3961

dere Koalitionspartner sagt, dem folgen wir nicht, dann
wird dieses Gesetz abgelehnt. Das ist normale Koa-
litionsarithmetik, die sollten wir uns hier nicht gegen-
seitig vorwerfen, das ist nicht parlamentarischer Stil!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD – Abg. R ö w e k a m p  [CDU]:
Das haben Sie ja auch noch nie gemacht!)

So etwas machen wir auch nie, Herr Röwekamp!

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Das hat es
hier noch nie gegeben!)

Ich finde, Herr Röwekamp, wir haben Ihnen als Grüne
immer die Politik vorgeworfen, die Sie hier 12 Jahre
lang gemacht haben, dafür haben Sie Verantwortung
getragen, das ist unser gutes Recht. Wenn Sie uns jetzt
die Inhalte vorwerfen, können wir auch damit leben,
bitte aber nicht auf der Ebene „Sie haben da nicht
zugestimmt“! Ich finde, man muss sich das immer an
Inhalten orientiert genau ansehen.

Dann finde ich den Bereich der Antikorruptionsbe-
auftragten sehr problematisch, zu dem Sie gesagt ha-
ben, Herr Kollege Hinners, es gebe da einen großen
Wust an Bürokratie. Wenn man sich ansieht, wie die
Antikorruptionsbeauftragten mittlerweile in den Res-
sorts arbeiten, dass sie nämlich sensibilisieren, dass
sie sehr vorsichtig vorgehen und immer wieder sa-
gen, Leute passt auf, das und das könnte ein Problem
werden, dann ist die Einrichtung von Antikorrupti-
onsbeauftragten  beziehungsweise  die  Ernennung
dieser Menschen eine unheimliche gute und sinnvolle
Sache gewesen, die ja auch in den Zeiten der Gro-
ßen Koalition stattgefunden hat, das auf alle Dienst-
stellen auszudehnen, weil man damit natürlich in allen
Dienststellen Probleme hat. Sie haben eben auch ge-
sagt,  entsprechend  schulen!  Ja,  wer  soll  das  denn
sonst machen, wenn nicht die Korruptionsbeauftrag-
ten? Das, finde ich, geht auch nicht!

Zusammengefasst: Ich bin gespannt auf die Ände-
rungsvorschläge, die wir in der Innendeputation dann
von den entsprechenden Oppositionsfraktionen be-
kommen werden. Warten wir es ab! Ich glaube, Herr
Kollege Tschöpe hat klargemacht, dass wir an eini-
gen Stellen durchaus noch verhandlungsbereit sind.
– Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin rufe
ich Staatsrätin Buse auf.

Staatsrätin Buse: Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Ich denke, dass ich wie alle Vorredner davon
ausgehen kann, dass keiner von uns hier Korrupti-
on dulden will. Ich meine auch herausgehört zu ha-
ben, dass sogar ein Korruptionsregister an sich von

niemandem infrage gestellt wird, und jetzt besteht
nur die unterschiedliche Interpretation, welche Straf-
taten in welchem Stadium der strafrechtlichen Fest-
stellung in dieses Register aufgenommen werden kön-
nen.

Ich bin auch sehr froh gewesen, gehört zu haben,
dass die Bereitschaft besteht, im Rahmen der Aus-
schüsse noch über einzelne Fragen zu sprechen, denn
ich denke, dass wir da tatsächlich noch den einen oder
anderen Verbesserungsvorschlag möglicherweise
auch von den Kolleginnen und Kollegen der CDU und
der  FDP  aufnehmen  können.  Ein  Bereich,  der  mir
insbesondere aus der Verwaltung als Wunsch mitge-
geben wurde, war, dass man doch versuchen möge,
dieses Register elektronisch zu führen, und dann eine
automatisierte Abfrage machen könnte. Das würde
Personal sparen und auch die Transparenz erhöhen.
Das müsste dann allerdings in diesem Gesetz auch
schon so vorgesehen sein. Ich bin da aber sehr zu-
versichtlich nach dem, was ich hier gehört habe, dass
solche Ziele hier erreicht werden können.

Zur Frage Insellösung denke ich im Übrigen: Das
ist natürlich eine ganz schwierige Diskussion, wenn
in jedem Land gesagt wird, wir finden das eigent-
lich richtig, aber um uns herum gibt es noch einige,
die es nicht getan haben, also lassen wir es. Irgend-
wann muss man auch einmal eine Priorität setzen und
sagen: Dies ist ein Signal in Bremen! Wir möchten
uns gegen die Korruption in einer Weise aussprechen,
die nach außen deutlich wird, und die wird deutlich
durch die Einführung eines Korruptionsregisters. Da-
her setzen wir damit ein positives Signal, und bald
gibt es dann so viele Inseln nebeneinander, dass wir
ein Festland haben. Dann haben wir das erreicht, was
wir möchten, nämlich dieses Register möglicherweise
in ganz Deutschland einzurichten. – Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich über den Antrag abstimmen.
Es ist getrennte Abstimmung beantragt worden.

Zuerst lasse über die Ziffer 1 a des Antrags abstim-
men.

Wer der Ziffer 1 a des Antrags der Fraktionen der
SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit der Drucksa-
chen-Nummer 17/937 seine Zustimmung geben möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
der Ziffer 1 a des Antrags zu.

(Einstimmig)
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Nun lasse ich über die Ziffern 1 b, 1 c und 2 des
Antrags abstimmen.

Wer den Ziffern 1 b, 1 c und 2 des Antrags der Frak-
tionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit der
Drucksachen-Nummer 17/937 seine Zustimmung ge-
ben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP, Abg. T i m k e  [BIW]
und Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
den Ziffern 1 b, 1 c und 2 des Antrags zu.

Jetzt lasse ich über das Gesetz zur Errichtung und
Führung eines Korruptionsregisters in erster Lesung
abstimmen.

Wer das Bremische Gesetz zur Errichtung und Füh-
rung eines Korruptionsregisters, Drucksache 17/937,
in erster Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, FDP, Abg. T i m k e  [BIW]
und Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Es ist beantragt worden, den Gesetzesantrag nach
der ersten Lesung an die staatliche Deputation für
Inneres zu überweisen.

Ich lasse jetzt über die Überweisung abstimmen.

Wer das Bremische Gesetz zur Errichtung und Füh-
rung eines Korruptionsregisters, Drucksache 17/937,
zur Beratung und Berichterstattung an die staatliche
Deputation für Inneres überweisen möchte, den bit-
te ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz  zu  dem  Staatsvertrag  zwischen  der  Freien
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen
über die Änderung der gemeinsamen Landesgrenze

vom 5. Mai 2009 und zu dessen Ausführung

Mitteilung des Senats vom 6. Oktober 2009
(Drucksache 17/950)

1. Lesung

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Nagel.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Als  erster  Redner  erhält  das  Wort  der  Abgeord-
nete Günthner.

Abg. Günthner (SPD)*): Verehrter Herr Präsident,
meine Damen, meine Herren! Wir sprechen heute
über den Staatsvertrag zwischen dem Land Nieder-
sachsen und der Freien Hansestadt Bremen über die
Änderung der gemeinsamen Landesgrenze. Wenn
man deutlicher machen möchte, worum es geht, muss
man eigentlich noch den Zusatz Luneplate hinzufü-
gen, dann wissen nämlich auch alle, worüber hier ge-
redet wird. Wenn man sich dann noch deutlich macht,
dass wir es in diesem Fall mit einem der inzwischen
insgesamt seltenen Fälle von friedlichem Flächenzu-
wachs zu tun haben, indem sich nämlich das Land
Bremen mit Niedersachsen darauf geeinigt hat, dass
die noch in Niedersachsen befindliche Luneplate zu-
künftig in das Eigentum Bremens und dann in die Ho-
heit und das Eigentum der Stadt Bremerhaven über-
geht, ist das, finde ich, ein wichtiger Schritt für Bre-
men und insbesondere für die Stadt Bremerhaven.

Es ist auch deswegen ein wichtiger Schritt, weil
damit dem Genüge getan wird, was wir in den ver-
gangenen Jahren beobachten konnten, dass wir es
im Bereich der Windenergie zum einen nämlich mit
einem Boom zu tun und starke Zuwächse haben, ge-
rade wenn es um Beschäftigung geht. Daraus resul-
tierend haben wir es zum anderen natürlich auch mit
dem Thema weiterer möglicher und nötiger Flächen
zu tun, Stichwort Flächenknappheit, das in den ver-
gangenen Jahren immer wieder eine Rolle gespielt
hat. Das heißt, mit dem Zuwachs, den wir über die
Luneplate erhalten, erhalten wir auch im Land Bre-
men die Möglichkeit, eine weitere Gewerbefläche auf
dieser Luneplate, insbesondere nach unserer Auffas-
sung als SPD-Fraktion für den Bereich der Winden-
ergie, nutzen zu können. Das ist insofern wichtig, wenn
Sie einmal in den vergangenen Monaten durch Bre-
merhaven gefahren und in den Bereich des südlichen
Fischereihafens gekommen sind und sich angeschaut
haben, wie sich dort die Windenergie entwickelt hat,
wird klar, was das für ein Zukunftsthema ist.

Ich glaube, dass unbeschadet der Diskussion, die
wir vorhin über die Frage hatten, wie sich Schwarz-
Gelb thematisch in der Energiepolitik aufstellt, das
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Thema Offshore-Windenergie nach Auffassung der
SPD auch in Zukunft ein starkes Gewicht in der Po-
litik haben muss, die wir im Land Bremen machen.
Diese Bedeutung sehen wir durch diesen Staatsver-
trag auch bestätigt.

Wenn man sich die Flächen, über die wir sprechen,
anschaut, sieht man, dass davon auch größere Was-
serflächen betroffen sind, dass da natürlich auch die
Außendeichflächen und damit auch Flächen betrof-
fen sind, die wir im Naturausgleich für andere Maß-
nahmen haben. Insofern kann ich uns allen nur an-
raten, dieses Umweltthema, das auf der Luneplate,
wie ich finde, insgesamt ein ganz spannendes The-
ma ist, mit der nötigen Sorgfalt anzugehen. Wir ha-
ben vor einiger Zeit über eine Anfrage in der Frage-
stunde einmal nachgefragt, welche Möglichkeiten
beziehungsweise Pläne es eigentlich gibt, die Lune-
plate für „sanften Tourismus“, für Ökotourismus zu
nutzen. Ich glaube, dass das auch ein Thema ist, das
wir angehen können.

Natürlich ist klar, dass wir mit der Entscheidung
für die Übertragung der Luneplate auch in die Pha-
se eintreten, in der wir sehr genau darüber sprechen
müssen, wie sich der Windenergiebereich weiterent-
wickeln soll. Dazu gehören nach unserer Auffassung
zwei große Themen, die gemeinschaftlich von Bre-
men, das dort eine große Rolle spielt, und Bremer-
haven, das die Flächen übernimmt, angegangen wer-
den müssen: Das ist zum einen die Frage, wie man
perspektivisch diese Gewerbeflächen erschließt, mit
wem man sie erschließt und zu welchen Modellen
der Erschließung man sich durchringt. Man könnte
ja sagen, man vermarktet sie en gros, man kann sa-
gen, man richtet sie her und vermarktet sie anschlie-
ßend, womit man mehr Geld erzielen könnte. Zu der
Frage, die wir auch noch perspektivisch diskutieren
müssen, gehört das Thema, das in den Senat getra-
gen worden ist, nämlich: Was macht man mit dem Ha-
fen, der nach unserer Auffassung als SPD-Fraktion
in der Weser entstehen soll, um die Windenergie ent-
sprechend  noch  stärker  an  den  Standort  heranzu-
ziehen?

Insofern sehen Sie, dass wir mit diesem Schritt hier
heute einen wichtigen tun – Flächenzuwachs für Bre-
men, aber natürlich Flächenzuwachs insbesondere
für die Stadt Bremerhaven –, dass aber weitere Schritte
folgen müssen. Ich glaube, dass wir in Zukunft über
diese weiteren Schritte, insbesondere über die Fra-
ge, wie wir sie denn mit dem nötigen Geld unterle-
gen, hier intensiv diskutieren werden müssen.

Insofern freue ich mich auf die weiteren Diskussi-
onen, freue mich aber erst einmal, dass wir diesen
Schritt hier erreicht haben. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Bödeker.

Abg. Bödeker (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
geehrten Damen, meine sehr geehrten Herren! Zu-
nächst einmal denke ich, es ist heute ein guter Tag
für  Bremerhaven  und  für  das  Land  Bremen.  Die
Grundlage dieses Staatsvertrags, der über acht Jah-
re lang verhandelt worden ist, war die Überlegung,
dass wir bei CT 4 selbst keine Kompensationsflächen,
keine Ausgleichsflächen haben. Das war die erste
Grundüberlegung. Ich erinnere noch einmal daran,
dass wir Gebietskäufe im Bereich der Luneplate ge-
tätigt haben, um schon Ausgleichsflächen schaffen
zu können, aber wir haben auch Ausgleichsflächen
bei Nordholz gekauft, nämlich die Außendeichflächen
dort, und haben dann über bremenports Überlegun-
gen angestellt, den Sommerdeich zu schleifen. Das
Problem war nur, dass die Gemeinde Nordholz in kei-
ner Weise informiert war und dementsprechend die
Reaktion natürlich dort nicht gerade Begeisterung ge-
wesen ist.

Insofern, denke ich, ist der Weg, den wir jetzt be-
schreiten, richtig, dass wir verhandeln, dass wir die
Ausgleichsflächen dann auch in unsere Gebietskör-
perschaften bringen. Dabei ist damals in der Großen
Koalition die Idee entstanden, dass man zusätzlich
auch Gewerbeflächen in dem Bereich schaffen kann,
dass man auch durch Gebietstausch Gewerbeflächen
an Loxstedt abgeben kann, sodass auch sie sich in
dem Bereich weiterentwickeln können. Ich denke,
das ist eine vernünftige und sinnvolle Entscheidung
gewesen, insofern war es richtig, diesen Staatsver-
trag so auszuhandeln.

Man muss dabei allerdings bedenken, dass Bre-
merhaven, was die Finanzierung angeht, ungefähr
10 Millionen Euro finanzieren muss. Das machen wir
über die BIS, um dann über Grundstücksverkäufe
wieder eine Refinanzierung hinzubekommen. Der Se-
nat hat inzwischen im Haushalt eine Erschließungs-
straße für 10 Millionen Euro beschlossen, und das Geld
ist im Haushalt eingestellt.

Da beginnt aber schon das Problem. Wir haben Ge-
werbeflächen, und – Herr Senator, ich möchte mich
nicht wieder falsch ausdrücken – wir haben schon ein-
mal eine Ansiedlung, die kommen sollte, nicht an-
nehmen können, weil wir keine Gewerbeflächen hat-
ten, nämlich Ambau. Ich denke, so ist es genau richtig,
und ich warne davor, dass uns das noch einmal pas-
siert, denn nur Gewerbeflächen vorzuhalten nützt uns
nichts, sondern wir müssen diese Gewerbeflächen
dann auch erschließen. Das muss schnellstmöglich
passieren, sodass die ansiedlungswilligen Unterneh-
men dort auch angesiedelt werden können.

Es hat im Rahmen des Staatsvertrags eine Diskus-
sion mit der Stadt Cuxhaven gegeben, die natürlich
gesagt hat, wenn schon Gewerbeflächen nach Bre-
men gegeben werden, dann aber bitte nicht für Wind-
energie. Ich halte diese Diskussion für falsch, und ich
glaube, dass das, was in einem Zusatzprotokoll ver-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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einbart worden ist, richtig ist, dass man sagt, Wind-
energie ist nicht nur eine Technologie für Bremerha-
ven und Bremen, sondern für die gesamte Region.
Auch unsere Arbeitsplätze treffen ja – der Kollege
Günthner hat es gesagt – zum Teil die Region und
eben nicht nur Bremerhaven. Insofern denke ich, es
ist eine vernünftige Entscheidung, die Verabredun-
gen sind auch vernünftig und der Streit, der mit Cux-
haven geführt worden ist, allerdings auch von unserem
Oberbürgermeister in einer nicht ganz sachlichen Art
und Weise, ist nun einmal beigelegt.

Die Frage des Schwerlasthafens ist natürlich ganz
spannend, weil man gelesen hat – zumindest habe
ich es nur gelesen, auch offiziell noch nicht gehört –,
dass man überlegt, ob man CT 4 nicht für Schwer-
lastverladung nutzen kann.

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: CT I!)

Wir  Christdemokraten  sind  trotzdem  der  Meinung,
dass im direkten Bereich der Luneplate ein Schwer-
lasthafen entstehen muss, dass uns das gelingen muss,
und ich glaube, inzwischen hat sich die Diskussion
dort etwas versachlicht, ich erinnere an die Diskus-
sion zum Flugplatz Luneort. Ich glaube, dass man dort
eine  gesamtheitliche  Entwicklung  hinbekommen
kann, sodass auf der einen Seite die Investitionen,
die das Land Bremen in Bremerhaven bei Luneort
getätigt hat, nicht umsonst gewesen sind, weil auch
Unternehmen sagen, eine vernünftige Luftverkehrs-
anbindung ist auch sinnvoll, und auf der anderen Seite
ist ein Schwerlasthafen in diesem Bereich ebenfalls
sinnvoll.

Der Appell der CDU ist es, nicht nur die Gewer-
beflächen zu übernehmen, sondern die Gewerbeflä-
chen auch schnellstmöglich zu erschließen und dem-
entsprechend Zeichen nach außen zu setzen. Damit
Sie sehen, dass auch die Stadtverordnetenversamm-
lung und der ihr angeschlossene Bauausschuss nicht
untätig ist, haben wir inzwischen schon eine öffent-
liche Bürgerbeteiligung durchgeführt. Wir haben be-
schlossen, den Bebauungsplanentwurf zu entwickeln,
und wir haben auch das Beteiligungsverfahren ein-
geleitet, sodass von unserer Seite nichts im Weg steht.
Bremerhaven hat ja gezeigt, was Bauleitplanung an-
geht, auch bei CT 4, wofür wir ja verantwortlich waren,
aber auch in dem schwierigen Gebiet Alter/Neuer
Hafen, dass das von uns gut abgewickelt worden ist,
ohne große Bremer Hilfe. Insofern denke ich, dass wir
das hier auch vernünftig über die Bühne bekommen.

Ich glaube, dass wir einen guten Schritt weiterge-
kommen sind, was Offshore-Windenergie angeht, und
wir sollten dort auch genauso aktiv weiterarbeiten.
– Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Müller.

Abg. Müller (DIE LINKE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit
der intensiven Ausdehnung des stadtbremischen und
in Bremerhaven liegenden Containerterminals Wil-
helm Kaisen wurden große und unwiederbringliche
Naturflächen Bremerhavens vernichtet. So wurden
im Norden Bremerhavens die Feuchtwiesen und die
natürlich entstandenen Fischteiche, die für die Jung-
fische der Weser sehr wichtig waren, für den Con-
tainerhafen geopfert und zubetoniert. Ein namhaf-
tes Restaurant, das bisher mit einer unverbauten Sicht
auf die Weser warb, kann heute nur noch mit dem
vor seiner Nase errichteten CT 4 werben. Laut An-
wohnern und Touristen ein wahrlich trauriger Tausch.

Meine Damen und Herren, da stellt sich mir als Bre-
merhavener die Frage, was wohl die Bremer Bevöl-
kerung dazu gesagt hätte, wenn stattdessen die Wüm-
mewiesen zum Wohle einer großen Logistikansied-
lung zubetoniert worden wären. Ich denke, den Wi-
derspruch der Bevölkerung hätten wir wohl bis nach
Bremerhaven noch hören können.

Um  nun  die  verlorengegangenen  Naturflächen
Bremerhavens ausgleichen zu können, wurde mit dem
Land Niedersachsen im Jahre 2004 vereinbart, dass
als Kompensationsmaßnahme Teile der Luneplate, im
Süden Bremerhavens gelegen, an das Land Bremen
übergeben werden sollen. Heute wird die Bremische
Bürgerschaft ein Gesetz zum Staatsvertrag zwischen
der Freien Hansestadt Bremen und dem Land Nie-
dersachsen in erster Lesung beschließen. Mit diesem
Staatsvertrag wird das Land Niedersachen für 25,5
Millionen Euro dem Land Bremen eine Kompensa-
tionsfläche von zirka 1 400 Hektar verkaufen, die dann
der Stadt Bremerhaven übergeben wird. Über den
Staatsvertrag wird zusätzlich geregelt, dass das neu
hinzugekommene Gebiet nach den Bestimmungen
der EU-Vogelschutzrichtlinien, der FFH-Richtlinien
und des besonderen Artenschutzes eine besondere
Bedeutung erhält.

Von der Gesamtfläche sind circa 183 000 Quadrat-
meter für weitere Gewerbeansiedlungen im Süden
der Stadt Bremerhaven vorgesehen, was bereits Streit
mit Niedersachsen ausgelöst hat, wir haben es ja schon
gehört. So wollen die Niedersachsen keine Konkur-
renz zu ihren eigenen Investitionen und verlangten
einen Passus im Staatsvertrag, der dies ausschließen
soll. Dieser wurde auch so im Staatsvertrag festge-
schrieben. Meine Damen und Herren, hier bleibt nur
zu hoffen, dass dieser Passus in Zukunft nicht zu wei-
teren Auseinandersetzungen mit dem Land Nieder-
sachsen führen wird.

Niedersachsen wie auch das Land Bremen inves-
tieren zurzeit erhebliche Summen in die Windener-
giebranche und deren Infrastruktur. Allein die Pla-
nung Bremerhavens, einen Offshoreterminal in die
Weser hineinzubauen, war der erste Streitpunkt, der
aber anscheinend beigelegt werden konnte. Jeden-
falls hört man nichts mehr vonseiten Niedersachsens.
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Aber der nächste Streit wird wohl heraufbeschwo-
ren werden, wenn Bremerhaven das neue Gewerbe-
gebiet auf der Luneplate dazu nutzen will, die Pla-
nung  eines  LNG-Gasterminals  mit  angrenzendem
Gaskraftwerk Realität werden zu lassen. Die Umset-
zung diesen Plans wurde bereits von einem Gutachter
untersucht und für realisierbar erklärt. Bereits im Sep-
tember 2008 hatte die BIS in Bremerhaven den Auf-
trag erhalten, die aufgezeigten Möglichkeiten zu prü-
fen und die Akquisition und Standortentwicklung vo-
ranzutreiben. Die Windenergiebranche auf der einen
und ein Gasterminal mit Gaskraftwerk auf der an-
deren Seite: Meine Damen und Herren, in unserem
Land ist wohl nichts mehr unmöglich!

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Wovon reden
Sie eigentlich, Herr Müller!)

Sowohl ein in die Weser hineingebauter Offshore-
terminal als auch der Bau eines LNG-Gaskraftwerks
mit angrenzendem Gasterminal wären schon sehr
zweckwidrig für das angrenzende Naturschutzgebiet,
das ja nach den Bestimmungen der EU-Vogelschutz-
richtlinien, der FFH-Richtlinien und des besonderen
Artenschutzes eine besondere Bedeutung erhalten
soll. Eine Realisierung dieser Pläne hätte sowohl für
Bremerhaven  als  auch  für  unsere  gesamte  Region
hauptsächlich negative Folgen. Um für Bremerhaven
eine Möglichkeit zur Kompensation der bereits an-
gerichteten Umweltzerstörung anbieten zu können
und in der Hoffnung, dass die geschilderten Gefah-
ren nicht eintreten werden, meine Damen und Her-
ren, DIE LINKE würde sich diesen Gefahren natür-
lich aufs Massivste entgegenstellen, meine Fraktion
wird der Vorlage 17/950 ihre Zustimmung erteilen.
– Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster erhält das Wort
der Abgeordnete Willmann.

Abg. Willmann (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der hier vorliegende Staatsvertrag zur Änderung der
gemeinsamen Landesgrenze zwischen der Freien
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen
steht am Ende eines langen Verhandlungszeitraums.
Dem geneigten Zuhörer sei gesagt, dass es sich im
Wesentlichen um das Gebiet der Luneplate handelt,
das ist hier schon erwähnt worden, sowie um Flächen-
tausche im Bereich des Reitufers und der Siedewurt.
Dann ist da noch ein kleines Stückchen auf der Au-
tobahnauffahrt Bremerhaven-Wulsdorf, das bisher
noch Niedersachsen ist. Das soll heißen: Bremerha-
ven wird größer!

Unabhängig vom genannten Vertragswerk ist dies
etwas ziemlich Seltenes in der Geschichte der Bun-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

desrepublik Deutschland. So häufig kommt es nicht
vor, dass ein Bundesland ein Stück Land – wir spre-
chen hier über insgesamt 1 400 Hektar – kauft und
dass ein Land dem anderen etwas dazugibt. Immerhin
ist sogar das Grundgesetz in Artikel 29 betroffen! Da
aber weniger als 10 000 Einwohner dort wohnen –
den zwei neuen Einwohnern Bremerhavens sei auch
von dieser Stelle noch einmal ein herzliches Willkom-
men ausgesprochen –, ist keine Volksbefragung not-
wendig gewesen. Was aber ist das genau, abgese-
hen von der zu empfehlenden Gastronomie, die – ne-
benbei – jetzt auch in Bremerhaven Steuern zahlt?

Es handelt sich zum größten Teil um circa 1 200
Hektar Fläche, und da bitte ich Herrn Müller noch
einmal, genau zuzuhören, die im Rahmen des Ver-
waltungsabkommens vom März 1993 für die Kom-
pensation von bremenports als Flächen für die Ha-
fenerweiterung renaturiert wurden und im Anschluss
daran auch in ein Naturschutzgebiet und ein zu schüt-
zendes Gebiet umgewandelt worden sind. Dass man
hier Wasserbüffel, Galloways oder auch einmal ei-
nen Eisvogel, der übrigens wunderschön ist, zu se-
hen bekommt, ist das eine.

Sie finden hier auf der anderen Seite aber hoch
komplexe Kompensationen, die einen Teil des Flur-
schadens wiedergutmachen sollen, der durch den
erheblichen Ausbau der Häfen ab CT III a in Bremer-
haven entstanden ist. Da ist es in der Summe auch
nur richtig, dass die Hansestadt Bremen und die Stadt-
gemeinde Bremerhaven die nachhaltige Verantwor-
tung auch unter die eigene Hoheit über dieses Ge-
biet gestellt bekommen, dies, und das muss man noch
erwähnen, auch mit allen bisher geleisteten und noch
zu leistenden Zahlungen, die damit verbunden sind.

Auf der anderen Seite sind es aber auch knapp 200
Hektar Gewerbeerweiterungsflächen, die die Stadt
Bremerhaven in ihren in Niedersachsen eingebetteten
Grenzen nicht hat, aber dringend benötigt. Der An-
siedlungsdruck im Bereich der Offshore-Windener-
gie im südlichen Fischereihafen ist nach wie vor un-
gebremst. Somit lässt sich hier eine nachhaltige und
sinnvolle Erweiterung der Gewerbeflächen durchfüh-
ren. Diese Flächen lassen Möglichkeiten zu, das Clus-
ter Offshore-Windenergie weiter wachsen zu lassen.
Gleichzeitig möchte ich aber noch einmal auf die klare
regionalwirtschaftliche Wirkung und Bedeutung die-
ser Flächen und der bisher dort agierenden Branche
hinweisen. Im Vorfeld hat es da doch Irritationen ge-
geben, auf die meine Vorredner bereits hingewiesen
haben.

Bremerhavens Offshore-Cluster ist mit 60 Prozent
Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmern  aus  dem
Landkreis Cuxhaven sicherlich als Oberzentrum auch
für die Arbeitsmarktpolitik zu sehen. Jede weitere
Entwicklung oder Ansiedlung dort ist auch immer eine
Perspektive für den Landkreis Wesermarsch und die
Stadt und den Landkreis Cuxhaven, die gesamte Un-
terweserregion  also.  Hier  ist  das  Credo:  Metropol-
statt Monopolpolitik!
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Zum Schluss noch einmal kurz: Ich freue mich, dass
diese langen, hin und wieder steinigen Verhandlun-
gen abgeschlossen sind. Ich hoffe, dass die Ratifizie-
rung jetzt ohne Verzögerung vonstatten geht und die
Pflichten, die daraus für die Stadt Bremerhaven ent-
stehen, ernst genommen werden und die Wasserbüffel
sich dort weiterhin wohlfühlen und reichlich mehren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster erhält das Wort
der Abgeordnete Ella.

Abg. Ella (FDP): Herr Präsident, meine Damen und
Herren! Während wir hier noch über den Staatsver-
trag debattieren, könnten in Bremerhaven die Bag-
ger rollen, um das dringend benötigte Gewerbege-
biet zu erschließen. Während der Niedersächsische
Landtag den Staatsvertrag bereits vor einigen Mo-
naten ratifiziert hat, kommen wir leider erst jetzt dazu.
Aber dessen ungeachtet denken wir Liberale ja immer
positiv.

(Abg. Frau D r .  S c h a e f e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Ach!)

Es ist nun gelungen, und das ist gut so!

Völlig klar! In der Sache sind wir uns bei dieser
Frage weitgehend einig. Die Möglichkeiten, die sich
uns, aber auch dem niedersächsischen Umland bie-
ten, sind groß. Durch den Staatsvertrag bekommen
wir unter anderem, das wurde gesagt, Platz für die
dringend benötigten Gewerbeflächen. Die Windkraft-
industrie  sucht  händeringend  geeignete  Flächen.
Auch wenn das gern kleingeredet wird, Kollege Bö-
deker hat es bereits erwähnt: Bremerhaven sind Fir-
men verloren gegangen, weil es kein passendes An-
gebot an Gewerbeflächen gab!

(Beifall bei der FDP)

In Zeiten der Wirtschaftskrise können wir uns froh
und glücklich schätzen, eine so stark boomende In-
dustrie bei uns in der Stadt zu haben, eine Industrie,
die übrigens auch gerade unter der neuen Bundes-
regierung einen weiteren Aufschwung erleben wird.

(Abg. W i l l m a n n  [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Haha!)

Entgegen den Unkenrufen – ich höre es da hinten auch
wieder –, mit denen die Wahlverlierer jetzt versuchen,
Angst zu verbreiten, wird die Windkraft auch in den
kommenden vier Jahren einen kräftigen Rückenwind
aus Berlin erhalten.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben es heute gehört, als Beispiel erwähne
ich nur den Fonds, mit dem die Erforschung von er-

neuerbaren Energien und insbesondere der Energie-
speicherung sowie die Festlegung zur Sicherung der
Offshore-Industrie gesichert werden. Die neuen Ge-
werbeflächen auf der Luneplate werden also nicht
lange leer bleiben! Bei aller Zuversicht gibt es für uns
aber noch eine Menge zu tun. Die Planung zur Er-
schließung der neuen Gewerbeflächen sind nicht sehr
weit gediehen, stattdessen kleinliches Hickhack um
die Frage, wer denn zahlt. Das Land würde gern al-
les auf die Kommune abwälzen, die Kommune hat
kein Geld. Wie unklar die Frage der Finanzierung
ist, haben die FDP-Anfragen in der Stadtverordne-
tenversammlung und in der Bürgerschaft bereits er-
geben.

Wir fassen einmal zusammen: Erst hat es der Se-
nat über Monate nicht geschafft, die Verhandlungen
zu einem Ende zu führen, dann schafft er es nicht,
dem Parlament den Staatsvertrag schnell zur Ratifi-
zierung vorzulegen. Nun wird erst einmal um die Kos-
ten gestritten, und die Planungen zur Erschließung
sind gerade einmal halb fertig. Die Bagger könnten
schon längst rollen! Die Windkraftbranche braucht
die neuen Gewerbeflächen schnell, stattdessen ver-
spielt der Senat gemeinsam mit dem Magistrat der
Stadt Bremerhaven die Chance, in der schweren Wirt-
schaftskrise eine der wenigen Boombranchen zu stüt-
zen.

(Beifall bei der FDP)

Daher appellieren wir Liberalen noch einmal an
den Senat, sich jetzt sehr zügig an die Planung für
die Erschließung zu machen, die Finanzierungsfra-
gen zu lösen und bald mit den Baumaßnahmen zu
beginnen. Der Schwerlastterminal muss kommen! –
Herzlichen Dank, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster erhält das Wort
der Abgeordnete Günthner.

Abg. Günthner (SPD)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Zu Herrn Ella nur einen Satz: Ich
finde es interessant, dass Sie hier mit der Haltung um
die Ecke kommen, die Bagger sollten rollen, bevor über-
haupt  Planungsrecht  geschaffen  worden  ist.  Es  ist
schon eine etwas komische Haltung, Herr Kollege!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Es ist schon gerade für einen Liberalen eine komi-
sche Haltung, der hier sonst immer so viel auf Recht
hält. Das war jetzt der zweite Satz zu Ihnen!

Ich habe mich vor allem gemeldet, weil ich mich
fast genötigt sah, zu der Rede von Herrn Müller noch
einmal etwas zu sagen. Ich weiß ja nicht, wie Sie das
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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hinbekommen: Auf der einen Seite stellen Sie sich
an die Spitze der für ihre Arbeitsplätze kämpfenden
GHB-Leute und erzählen denen, wie wichtig ihre Ar-
beitsplätze sind.

Auf der anderen Seite stellen Sie sich hierhin und
erzählen, eigentlich wäre der ganze Hafen ja nur eine
Umweltzerstörung gewesen, und bezweifeln damit
komplett, dass es notwendig war, diesen Hafen aus-
zubauen, um nämlich genau die Arbeitsplätze, um
die da jetzt gekämpft wird, erst einmal zu schaffen
und neue Arbeitsplätze zu sichern. Das müssen Sie
irgendwann einmal zur Kenntnis nehmen, Herr Kol-
lege Müller!

(Beifall bei der SPD)

Weil nämlich der Ansatz, und da sind sich, glaube
ich, in diesem Haus alle einig, die Trennlinie verläuft
da schon an den Kollegen Möhle, Mahnken, Schildt,
Böschen und den Kollegen von FDP, CDU und Grü-
ne entlang, entscheidend ist, doch erst einmal Men-
schen in Beschäftigung zu bringen, und das ist uns
in den vergangenen Jahren durch eine große Kraft-
anstrengung in diesem Haus, nämlich durch den Aus-
bau unserer Häfen, insbesondere in der Stadt Bre-
merhaven, gelungen. Ich finde, Sie verengen in Ih-
ren Diskussionen immer alles darauf, am liebsten da-
rüber reden zu wollen, wenn die Menschen in Hartz
IV kommen, wie schlecht das alles ist. Wir müssen
doch vielmehr darüber reden, wie wir es schaffen,
dass die Leute in Beschäftigung sind, und es schaf-
fen, dass die Leute, die arbeitslos sind, dann auch eine
Perspektive auf einen Arbeitsplatz haben. Das hat mir
in Ihrer Rede zum Thema Offshore komplett gefehlt!

Sie haben da ganz viel über Grünschnäbel und was
es da so an Vögeln und Tieren gibt, geredet, das ist
alles wichtig.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Der entscheidende Punkt aber bei diesem Vorhaben
ist doch, dass wir uns natürlich in einem, Herr Sena-
tor Dr. Loske von den Grünen hat es einmal einen
klassischen Zielkonflikt genannt, befinden, den As-
pekt, auf der einen Seite Arbeitsplätze schaffen zu
wollen und auf der anderen Seite natürlich Natur nicht
zerstören zu wollen. Es gibt aber einfach einen Punkt,
bei dem es nicht zu vermeiden ist, dem Ziel, Arbeits-
plätze und damit Beschäftigung und Lebensperspek-
tiven für Menschen zu haben, dadurch nahe zu kom-
men, dass man eben Natur zerstören muss. Das, was
zerstört wird, wird dann entsprechend kompensiert.
Das kann man auf der Luneplate übrigens gut beo-
bachten!

Ich finde, dass das Thema Offshore-Windenergie,
bei dem es nämlich gerade darum geht, regenera-
tive Energien auszubauen – auch das, Herr Kollege
Müller, müssen Sie irgendwann einmal zur Kennt-
nis nehmen –, also, saubere Energie auszubauen und

durch den Ausbau dieser sauberen Energie dann auch
noch Arbeitsplätze zu schaffen, ein riesiges Pfund für
Bremerhaven ist. Ich finde, dass man das nicht immer
auf die Art und Weise, wie Sie es hier machen, zer-
reden sollte und nur über die vermeintliche Zerstö-
rung, die dadurch angerichtet wird, redet, sondern dass
man darüber sprechen sollte, welche Chancen es gibt.
Das haben hier sonst alle gemacht, und die Partei,
die sonst immer so tut, als würde sie sich hier für Arbeit
einsetzen, ich habe das Gefühl, die setzt sich für was
auch immer ein, aber für Arbeit setzt sie sich auf je-
den Fall in diesem Haus nicht ein, jedenfalls Sie nicht,
Herr Müller! – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als Nächster erhält das Wort
der Abgeordnete Möhle.

Abg. Möhle (parteilos)*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich halte es für einen
sehr großen Fortschritt, dass der Staatsvertrag nun-
mehr abgeschlossen werden kann. Ich würde emp-
fehlen, ihn anzunehmen, und ich würde empfehlen,
auch der FDP, nicht an jeder Stelle herumzumäkeln,
weil es an dieser Stelle überhaupt nichts zu mäkeln
gibt.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wir haben große Chancen und große Möglichkei-
ten, aber eines will ich Ihnen auch sagen: Jede Maß-
nahme auf der Luneplate wird mit Sicherheit natur-
schutzrechtlich ordentlich abgeprüft werden müssen.
Da wird man nicht sagen können: Bagger Hurra, wir
fangen einmal an. Das wird niemand so machen, son-
dern wir werden sehr sorgfältig darauf achten müs-
sen, dass all das, was an Prüfungen notwendig ist –
europäische Richtlinien sind da übrigens auch betrof-
fen –, ordnungsgemäß abgearbeitet wird, und dann
kann man dort mit Sicherheit auch irgendwann Ge-
werbe ansiedeln und bauen.

Was mich hier nach vorn treibt, ist eigentlich, noch
einmal einen Hinweis zu nennen, der bis jetzt noch
nicht gefallen ist: Ich glaube, dass es eine bestimm-
te Notwendigkeit gibt, gerade angesichts des Booms
in der Windenergie, dass sie sich auch finanziell an
den Erschließungskosten beteiligen muss. Die Zei-
ten, in denen man einfach nur noch eine Förderung
für Windenergie betreiben konnte, damit eine Indus-
trie in Gang kommt, sind meiner Meinung nach ein
Stück weit vorbei, weil es der Branche so gut geht,
dass sie meiner Auffassung nach eben ihren Anteil
an den Infrastrukturkosten auch selbstständig über-
nehmen muss, darüber sollte man hier im Haus je-
denfalls nachdenken. Die Erschließungskosten, ge-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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rade für die Luneplate, sind eben nicht besonders bil-
lig, das wird eine Menge Geld kosten, und ich wäre
froh, wenn da privates Engagement zu akquirieren
wäre. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Bödeker.

Abg. Bödeker (CDU)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Nur zwei ganz kurze Anmerkun-
gen: Zu den ganzen Gebietsflächen gehören die Au-
ßendeichflächen nicht, die bleiben in niedersächsi-
scher Hoheit. Das andere ist, Herr Müller, es hat mich
nun doch schon ziemlich erschreckt, und ich muss Sie
ja nun auch alle sechs Wochen in der Stadtverord-
netenversammlung ertragen,

(Heiterkeit bei der CDU und bei der SPD –
Abg. Frau T r o e d e l  [DIE LINKE]: Das

beruht auf Gegenseitigkeit!)

aber was Sie hier gerade erklärt haben, das muss man
sich einmal deutlich vor Augen führen, denn Sie ha-
ben hier und heute erklärt, dass Sie gegen CT 4, gegen
den Hafenausbau sind, denn wenn Sie nicht dage-
gen wären, würden Sie ja nicht ein Restaurant in die
Diskussion einführen, das dort die Sicht verloren hat.
Im Gegensatz zu Ihnen war der Restaurantinhaber
aber zumindest flexibler, der hat sein Restaurant näm-
lich jetzt in „Hafenblick“ umgetauft!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Müller.

Abg. Müller (DIE LINKE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr
Güldner, DIE LINKE setzt sich natürlich dafür ein,
zusätzlich Arbeitsplätze zu schaffen,

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Aber nicht im
Hafen!)

Herr Günthner, DIE LINKE ist schon früher auch ge-
gen den Bau von CT 4 gewesen,

(Abg. G ü n t h n e r  [SPD]: Da gab es die
doch noch gar nicht! – Abg. W i l l m a n n
[Bündnis  90/Die  Grünen]:  Da  gab  es  DIE

LINKE noch gar nicht! 1993!)

eben aufgrund der Tatsache, dass sie extremste – –.
Das ist richtig, wir hießen zu dieser Zeit noch anders.
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

Schon damals hatten wir darauf hingewiesen, dass
der Bau des CT 4 extremste Umweltzerstörungen als
Folge haben wird. Diese haben wir heute realisiert,
Herr Güldner, und wir haben auch realisiert, dass wir
über die Weltwirtschaftskrise nun erhebliche Proble-
me mit den von Ihnen so angepriesenen Arbeitsplät-
zen haben. Weitaus wichtiger wäre es aus meiner Sicht
gewesen, das Geld, das wir in den Bau des CT 4 hi-
neingesteckt haben, für die kleinen und mittleren Un-
ternehmen eingesetzt hätten, in deren Infrastruktu-
ren. Denn dort sind die wichtigen und nachhaltigen
Arbeitsplätze, da sind die Steuerzahler, und da ist die
Mehrzahl  der  Ausbildungsplätze  zu  finden.  Herr
Güldner, fragen Sie im Hafen einmal ganz genau nach,
wie viele Ausbildungsplätze da wirklich sind! Ihre Äu-
ßerungen finde ich schon ziemlich heftig.

Die Windenergie wird natürlich auch von uns als po-
sitiv angesehen, weil es der Weg heraus aus der Kern-
energie ist. Es ist der Weg heraus aus den Kohlekraft-
werken, aber, Herr Güldner, wenn Sie dann aber
gleichsetzen, dass DIE LINKE dann auch dafür sein
soll, dass wieder erhebliche Umweltzerstörung ver-
ursacht wird durch den Bau eines Offshore-Hafens,
im Süden Bremerhavens, dann stehen Sie alleine da.
Ich will auch klarstellen, dass wir hier nicht über Hun-
derte von Arbeitsplätzen reden, wir reden hier von
lediglich 40 Arbeitsplätzen, die eventuell – –.

(Zurufe von der SPD und vom Bündnis 90/
Die Grünen)

Herr Güldner, es ist ein Papier veröffentlicht worden,
in dem an die 40 Arbeitsplätze avisiert wurden, und
hierfür setzen Sie sich ein, und dafür wollen Sie ein
Naturschutzgebiet  vernichten.  Wir  haben  hier  die
Möglichkeit, einen Ausgleich zur Umweltzerstörung
zu schaffen, und Sie wollen diesen wieder über eine
Writschaftsansiedlung kaputt machen! – Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Willmann.

Abg. Willmann (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr
geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Normalerweise beschränke ich mich ja
ganz gern auf einen Redebeitrag, aber das hat mich
dann doch nach vorn gebracht. Erstens möchte ich
klarstellen, dass mein Fraktionsvorsitzender immer
noch Dr. Güldner ist und der Kollege in der SPD Herr
Günthner ist, das ist mir persönlich ein Anliegen.

(Heiterkeit und Beifall beim Bündnis 90/
Die Grünen)

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 53. Sitzung am 28. 10. 09 3969

Zweitens möchte ich Sie einmal fragen, in welcher
Nachfolgetradition oder Nachfolgeorganisation Sie
sich denn verorten, wenn Sie davon sprechen, dass
sich DIE LINKE schon immer seit Beginn der Planung
um  den  CT  4  gegen  den  CT  4  ausgesprochen  hat
und an der Spitze der Bewegung durch die Stadt Bre-
merhaven und das Umland gelaufen ist! Das, Herr
Müller, können Sie den Menschen vor diesem Mikro-
fon auf der anderen Seite nicht erklären. Das begann
1993, da wusste DIE LINKE noch nicht, wie sie sich
schreiben soll, und es gab dann sicherlich schon – –.

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Das weiß sie
heute auch noch nicht!)

Wenn Sie das sagen, Herr Woltemath, will ich nicht
widersprechen.

Sie stellen sich hier hin, Herr Müller, und sagen, Sie
wollen in den grünen Energien Arbeitsplätze schaf-
fen. Sie verkennen, dass wir in der Offshore-Bran-
che im südlichen Fischereihafen im letzten Jahr fast
400 Arbeitsplätze auf kleinstem Raum geschaffen ha-
ben, wenn Sie sich die Mühe machen, sich die Flä-
chen dort anzuschauen. Noch enger können diese
gigantischen Teile nicht gefertigt werden.

Sie verkennen auch, dass Sie, wenn Sie Arbeits-
plätze schaffen und Ansiedlungen im Offshore-Be-
reich haben wollen, auch Raum zur Verfügung stel-
len müssen. Die Offshore-Windenergiebranche ist eine
der Branchen, die wirklich Flächen braucht. Es gibt
keine Anfragen nach ein bis zwei Hektar, sondern
nach 10, 15, 30 oder 50 Hektar, weil all das, was dort
vorproduziert wird, groß ist und nur zu bestimmten
Zeiten montiert werden kann und vorgelagert wer-
den muss. Sie können nicht einen Turm produzieren
und diesen Turm in den Herbststürmen nach draußen
bringen. Das geht nur in den ruhigen Zeiten.

Wenn Sie hier erzählen, dass wir 200 Hektar Ge-
werbeerwartungsflächen darauf vorbereiten, 40 wei-
tere Arbeitsplätze einzustellen, dann haben Sie erstens
die Vorlage nicht gelesen, denn Sie folgen den Aus-
führungen auch in der Wirtschaftsdeputation nicht,
und zweitens nehmen Sie schlicht nicht zur Kennt-
nis, dass hier bis zu 2 000 weitere Arbeitsplätze ge-
schaffen werden sollen. Ich bitte Sie, da auch ehrlich
zu bleiben, auch wenn Sie gern auf die Seite, ich weiß
nicht, der Verlorenen oder der Hilfesuchenden ren-
nen, auch das tun wir gern hin und wieder, aber wir
versuchen, ehrlich zu bleiben. Wir versuchen, uns
nicht irgendwie herauszureden. – Vielen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Günthner.

Abg. Günthner (SPD)*): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

finde, manchmal muss man Feste feiern, wie sie fal-
len, Herr Müller, und ich finde, das ist schon beein-
druckend, was Sie hier vorgeführt haben. Sich hier
vorn hinzustellen und zu erklären, der CT 4 wäre eine
Fehlinvestition,

(Abg. M ü l l e r  [DIE LINKE]: Nennen Sie
doch Zahlen!)

sich hier vorn hinzustellen und zu erklären, die Hand-
voll Arbeitsplätze im Hafen und die paar Ausbildungs-
plätze im Hafen! In welcher Welt leben Sie eigent-
lich?

(Zuruf des Abg. K a s t e n d i e k  [CDU])

Nein, da würde man dem Kollegen Manfred Schramm
sehr nahetreten. Der hat wenigstens gewusst, dass
es da ordentliche Arbeitsplätze gibt. Wir reden im
Hafen- und Logistikbereich im Bereich Bremen und
Bremerhaven über 120 000 Arbeitsplätze, die direkt
und indirekt davon abhängig sind. Es geht um Exis-
tenzen, über die wir hier reden. Da kann man sich,
finde ich, hier nicht so locker hinstellen und das mit
so einer Handbewegung nach dem Motto, die paar
Arbeitsplätze abtun. Für welche Partei sprechen Sie
hier eigentlich?

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Hartz IV für alle!)

Ich verstehe irgendwie die Welt nicht mehr. Wol-
len wir Arbeit schaffen, wollen wir Perspektiven für
die Menschen schaffen, wollen wir sie aus der Ar-
beitslosigkeit herausholen? Die Misere beim GHB ist
doch im Moment gerade die, dass viele jetzt von Ar-
beitslosigkeit bedroht sind, die wir erst gerade aus
der Arbeitslosigkeit wieder durch die Maßnahmen
herausgeholt haben, die wir im Hafen ergriffen ha-
ben.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Wenn Sie sich anschauen, was an Beschäftigung
geschaffen worden ist, gerade bei Firmen im Hafen
wie  Eurogate,  BLG  und  NTB,  und  wenn  Sie  sich
anschauen,  dass  dort  Frauen,  Langzeitarbeitslose,
zu Brückenfahrerinnen qualifiziert, zu Van-Carrier-
Fahrerinnen qualifiziert worden sind, da kann man
sich doch nicht hinstellen und sagen, Fehlinvestiti-
on CT 4, da ist nichts passiert im Hafen, da gibt es
keine Arbeitsplätze! Ich frage mich wirklich an der
Stelle, in was für einer Welt Sie leben. Vielleicht sollte
der Hafensenator Sie einfach einmal mitnehmen, Ih-
nen vor Ort zeigen, was da an Beschäftigung trotz
Krise noch ist. Vielleicht informieren Sie sich einfach
einmal bei den Firmen vor Ort, was dort an Beschäf-
tigung gelaufen ist! Ich finde, langsam muss man sich
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diese Debatten hier wirklich nicht mehr antun, Herr
Kollege Müller!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort Herr Senator Nagel.

Senator Nagel: Sehr geehrter Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Herr Günthner,
was mache ich jetzt mit diesem steilen Vorschlag, den
Sie da eben gebracht haben? Mit Herrn Müller durch
den Hafen schlendern?

Das ist ein guter Tag für das Land Bremen. Das Land
wird größer, und es war auch erklärter Wille des Se-
nats, dass das Wachstum des Landes Bremen über
ein Wachstum von Bremerhaven stattfindet.

Herr Günthner, Sie hatten gesagt, das sei einer der
wenigen Fälle, in denen friedlich eine Erweiterung
eines Landes stattfinden kann. Das könnte das Miss-
verständnis auslösen, dass es unfriedliche Alterna-
tiven gegeben hätte. Da man uns in Bremerhaven ja
viel  zutraut  und  der  Oberbürgermeister  über  eine
Ortspolizei verfügt: Wir wollten es von Anfang an nur
friedlich, und natürlich waren einige Diskussionen,
Herr Bödeker, Sie sind darauf eingegangen, mit den
Nachbarn im Umland zu führen.

Dieser Staatsvertrag schafft Raum für Entwicklung,
und zwar mindestens in doppelter Hinsicht, Raum für
ökonomische Entwicklung und auch Raum für öko-
logische Entwicklung. Jeder, der die Luneplate kennt
und häufiger dort einmal spazieren geht oder mit dem
Fahrrad fährt, der sieht, was für hochwertige ökolo-
gische Flächen im europäischen Maßstab dort ent-
stehen. Die Aufgabe, die besteht, ist, diesen Raum
jetzt zu füllen und zu erschließen, das ist, glaube ich,
eine ähnlich ambitionierte Aufgabe wie damals das
Carl-Schurz-Gelände, das ja auch ein großes Gelände
war, allerdings mit Altlasten. Nun stellen sich bei der
Luneplate einige andere Themen, aber das ist die
Dimension, und es ist gut, dass wir dieses Problem
haben, Raum zur Verfügung, den wir jetzt nutzen
wollen.

In Richtung der LINKEN sage ich nur so viel: Sie
kann man links liegen lassen, weil sie die Arbeitneh-
mer links liegen lassen, deshalb will ich darauf nicht
weiter eingehen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Herr Ella, nur zu Ihrem Hinweis, Bagger hätten da
schon rollen können: Wie sollen wir denn planen, ein
Grundstück beplanen, das uns gar nicht gehört? Da
hätten sich die Niedersachsen bedankt, und das hätte
das Verfahren noch deutlich verlängert.

(Zuruf des Abg. E l l a  [FDP] – Abg.
G ü n t h n e r  [SPD]: Das wäre feind-
liche Landübernahme! – Abg. D r .
G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grünen

nen]: Fast eine Kriegserklärung!)

Ein zweiter Punkt! Lieber Herr Ella, Sie fordern hier
den Senat, insbesondere den Wirtschaftssenator auf,
das Geld nun einmal zu besorgen, damit da schnell
die Bagger rollen können: Also, uns in Berlin 164 Mil-
lionen Euro zu stehlen, das ist etwa so viel, wie ich
oder wir gemeinsam für Wirtschaft und Häfen zur Ver-
fügung haben, und hier dann dicke Backen zu ma-
chen und zu sagen, Senator, besorge einmal das Geld,
das ist ein leichter Widerspruch, zumindest in mei-
ner Wahrnehmung!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen – Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bünd-
nis 90/Die Grünen]: Aber hinterher heißt es

wieder, wir sparen nicht genug ein!)

Nachher sparen wir dann wieder nicht genug ein.

Ich will aber schon, wenn wir von Geld reden, darauf
hinweisen, dass das Land Bremen schon etwa 15,3
Millionen Euro bezahlt hat, um das möglich zu ma-
chen, das waren unter anderem auch Ausgleichszah-
lungen an die Gemeinde Loxstedt, und dass etwa 10,2
Millionen Euro – Sie haben darauf hingewiesen, Herr
Bödeker – noch zu leisten sind, davon etwa 9,7 Mil-
lionen Euro durch die Stadt Bremerhaven. Wir ha-
ben dann auf einem langen Weg natürlich auch das
Thema Deiche und Deichunterhaltungsmaßnahmen,
also eine erhebliche Investition, die wir als Land und
als Stadt Bremerhaven leisten, um Raum für ökono-
mische und ökologische Entwicklung zu haben.

Wir sind in Bezug auf das Planen, in dem Fall sind
das Bremerhaven und Loxstedt, auch so weit, was die
Erschließungsstraße angeht, dass wir im Jahr 2010
das notwendige Baurecht haben, auf dem einen Zipfel,
der noch zu Niedersachsen gehört, den wir aber brau-
chen, um die Erschließungsstraße bauen zu können,
das wird gewährleistet. Zum Zweiten haben wir in
den Haushaltsentwurf 2010/2011 gut acht Millionen
Euro eingestellt, um die äußere Erschließung der Lu-
neplate und den Anschluss zwischen Luneort und
Luneplate und der A 27 herzustellen. Das ist eine enor-
me Kraftanstrengung, wenn man einmal einen rea-
listischen Blick auf unsere finanziellen Möglichkei-
ten legt!

Zu dem Thema Offshore-Plattform nur so viel: Dass
jetzt verschiedene Alternativen diskutiert werden, liegt
auch schlicht daran, dass wir von der planungsrecht-
lichen Seite her gezwungen sind, alle Alternativen
durchzuprüfen. Wenn dann eben die eine oder an-
dere in der Öffentlichkeit einmal prominent, warum
auch immer, platziert wird, muss man das in Kauf neh-
men.
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Nein, wir sind verpflichtet, alle Alternativen zu prü-
fen, um das, was gewünscht ist, was wir wollen, mög-
lich zu machen. Es bleibt das zentrale Planungsziel,
dass der Anschluss, dass die Luneplate an seeschiff-
tiefes Wasser angeschlossen werden kann, weil das
eine wichtige Voraussetzung ist, um dieses Gebiet
so zu entwickeln, wie es hier auch mehrfach beschrie-
ben worden ist. Ein guter Tag für das Land Bremen,
ein guter Tag für Bremerhaven, ich danke für die Un-
terstützung, und ich hoffe auf weitere Unterstützung,
wenn es darum geht, diesen Brocken dann mit Le-
ben zu erfüllen und die Arbeitsplätze dorthin zu brin-
gen, die wir dringend brauchen! – Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der
Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersach-
sen über die Änderung der gemeinsamen Landes-
grenze vom 5. Mai 2009 und zu dessen Ausführung,
Drucksache  17/950,  in  erster  Lesung  beschließen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, bevor ich die Tages-
ordnungspunkte14 und 15 aufrufe, möchte ich Ihnen
sagen, dass uns heute Morgen bei der Eröffnung der
Sitzung ein kleiner Fehler unterlaufen ist. Ich möchte
ihn aber jetzt korrigieren. Wir haben ein Geburtstags-
kind unter uns. Frau Schmidtke, herzlichen Glück-
wunsch zum Geburtstag, Sie haben ja noch ein paar
Stunden Geburtstag, darum kommt er heute umso
herzlicher vom Haus!

(Beifall)

16. Bericht der Bremischen Zentralstelle für die
Verwirklichung  der  Gleichberechtigung  der
Frau über deren Tätigkeit vom 1. Januar 2006

bis 31. Dezember 2007

Mitteilung des Senats vom 14. April 2009
(Drucksache 17/748)

Wir verbinden hiermit:

Bericht und Antrag des Ausschusses für die Gleich-
stellung der Frau zum 16. Bericht der Bremischen
Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichbe-
rechtigung der Frau über deren Tätigkeit vom 1. Ja-
nuar 2006 bis 31. Dezember 2007 (Mitteilung des Se-

nats vom 14. April 2009, Drucksache 17/748)
vom 27. August 2009

(Drucksache 17/909)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Ro-
senkötter, ihr beigeordnet Frau Hauffe.

Meine  Damen  und  Herren,  der  16.  Bericht  der
Bremischen Zentralstelle für die Verwirklichung der
Gleichberechtigung der Frau über deren Tätigkeit
vom 1. Januar 2006 bis 31. Dezember 2007 vom 14.
April 2009, Drucksache 17/748, ist von der Bürger-
schaft (Landtag) in ihrer 42. Sitzung am 29. April 2009
an den Ausschuss für die Gleichberechtigung der Frau
überwiesen worden. Dieser Ausschuss legt mit der
Drucksachen-Nummer 17/909 seinen Bericht und An-
trag dazu vor.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort als Berichterstat-
terin Frau Arnold-Cramer.

Abg. Frau Arnold-Cramer, Berichterstatterin*):
Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Der
Bericht, den die Bremische Zentralstelle für die Ver-
wirklichung der Gleichberechtigung der Frauen, ZGF,
uns vorgelegt hat, und Sie alle haben diesen Bericht
auch, ist wieder sehr umfangreich. Ich fange einmal
von hinten an: In diesem Bericht ist eine große Liste
aufgeführt von Verbänden, Institutionen, mit denen
die ZGF zusammenarbeitet. Das zeigt auch deutlich,
wie wichtig die ZGF für die Vernetzung von Frau-
eninitiativen und Frauenverbänden in unserem Land
ist.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Nicht dass jeder Arbeitskreis von einer der Kollegin-
nen geleitet wird, sie stehen aber – und das ist vor
allem wichtig – mit Rat und Tat jederzeit zur Verfü-
gung, wenn dies notwendig und gewünscht ist. Die
ZGF ist – und das belegt dieser Bericht wieder einmal
–  eine  verlässliche,  besser  gesagt,  die  verlässliche
Kontakt-  und  Koordinierungsstelle  frauenpolitischer
Belange in unserem Land.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Der Bericht und die Stellungnahme des Gleichstel-
lungsausschusses liegen Ihnen ebenfalls vor, und des-
wegen erlauben Sie mir, hier nur einige Anmerkun-
gen für den Ausschuss zu machen und unsere Wün-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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sche an die ZGF hier darzustellen! Die bisherigen Ar-
beitsschwerpunkte der ZGF in den zurückliegenden
Jahren waren überaus vielfältig. Sie haben fast alle
Bereiche der gesellschaftlichen Betätigungen abge-
bildet, bis auf zwei Bereiche. Das sind zwei Punkte,
da würden wir die ZGF bitten, in Zukunft ihre Schwer-
punkte auch einmal ein bisschen darauf zu fokussie-
ren. Das sind die Bereiche Sport und Tourismus.

Die Notwendigkeit, sich vor allem mit dem The-
ma Tourismus aus frauenpolitischer Sicht zu beschäf-
tigen, liegt auf der Hand. Wenn Sie, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Deputationsvorlage zum Tou-
rismuskonzept gelesen haben, ist Ihnen sicherlich ein
Punkt unter der Rubrik Gender-Prüfung aufgefallen,
und dort steht: Keine Gender-Relevanz! Hier findet
die ZGF aus unserer Sicht also auch noch ein großes
Betätigungsfeld,  gerade  dem  Ressort  die  Augen  zu
öffnen, denn Tourismus und Gender gehören zusam-
men. Ich denke, gerade der Tourismus ist für Bremen
ein ganz wichtiger Wirtschaftsfaktor, und von daher
ist es wichtig, dass unsere Aktivitäten als Bremen ge-
rade hier auf die Zielgruppen gerichtet sind, um auch
eine erfolgreiche Tourismusförderung aus bremischer
Sicht zu leisten.

(Beifall bei der SPD)

Der Bericht ist ziemlich umfangreich, und wir ha-
ben schon das letzte Mal die Bitte an die ZGF geäu-
ßert, den Bericht etwas kürzer und knapper zu fas-
sen, Frau Hauffe weiß es. Dann hat vielleicht der eine
Kollege oder die andere Kollegin auch noch einmal
ein bisschen mehr Lust, in diesem Bericht zu blättern,
wenn er ein bisschen übersichtlicher gestaltet ist.

Das waren soweit die Anmerkungen vonseiten des
Ausschusses. Wir freuen uns auf die weitere Zusam-
menarbeit mit der ZGF und lassen uns noch weiter
überraschen, was dort noch für Aktionen geplant sind.
– Danke!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Troedel.

Abg. Frau Troedel (DIE LINKE): Herr Präsident,
meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Im Namen meiner Fraktion, der LINKEN,
möchte ich mich bei den Kolleginnen der Bremischen
Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberech-
tigung der Frau für ihre Arbeit und ihren unermüd-
lichen Einsatz bedanken.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit Ihrem Einverständnis werde ich zukünftig ZGF
sagen. Durch dieses Engagement konnte in Bremen
etliches bewegt und verändert werden. Viele Anre-

gungen und Initiativen sind in den zurückliegenden
Jahren von den Kolleginnen der ZGF ausgegangen.
Durch Beratungen, Veranstaltungen und aktive Be-
teiligung in verschiedenen Bereichen hat sich Gen-
der-Orientierung verstetigt und zum Teil verfestigt,
noch nicht zu unserer gänzlichen Freude, aber ich
denke, in Zukunft werden wir uns noch mit dem The-
ma Gender und Verwaltung auseinandersetzen müs-
sen.

Die Kolleginnen der ZGF haben immer wieder auf
Benachteiligungen von Frauen aufmerksam gemacht,
und sie haben in diesem Bereich viel erreicht. Hier
möchte ich vor allem darauf hinweisen, dass durch
die Intervention der Frauenbeauftragten die Schlie-
ßung von BB-MeZ – BB-MeZ bedeutet Betreuung und
Beratung für von Menschenhandel und Zwangspro-
stitution betroffene Frauen – verhindert werden konn-
te. Dass die finanzielle und personelle Ausstattung
solcher Initiativen in Bremen generell unzureichend
ist, soll hier von mir nicht unerwähnt bleiben. Initia-
tiven für Frauen in Arbeit und Wirtschaft, darunter
vielseitige  Unterstützung  von  Existenzgründungen,
Durchsetzung von Frauenförderplänen und Schnup-
perstudium  von  Mädchen  an  der  Hochschule  im
MINT-Bereich, seien beispielhaft erwähnt. Die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze für Frauen, allein 30 im IT-
Bereich, belegen erste Erfolge.

In unterschiedlichen Veranstaltungen, durch Schaf-
fung von interdisziplinären Arbeitskreisen und Be-
ratungsangeboten  im  Gesundheitsbereich  wurden
brisante Themen aufgegriffen. Exemplarisch sei das
Forum genannt, das sich mit den hohen Zahlen von
Kaiserschnittgeburten befasst hat. Hier konnten auf
einer Arbeitstagung Ursachen ermittelt, Konsequen-
zen gezogen und Handlungsmöglichkeiten vorbereitet
werden. An einem weiteren Forum „Frauen und Ge-
sundheit“, das bereits 2005 in Bremerhaven gegründet
wurde, nahmen über 30 Frauen aus verschiedenen
Institutionen regelmäßig teil. Einsparungen der öf-
fentlichen Vorsorge, zulasten besonders der Frauen,
sind immer wieder Thema der Frauenbeauftragten.

Jetzt kommen wir zu den Problemlagen, die der
Bericht in aller Deutlichkeit klarmacht: häusliche
Gewalt. Jede dritte Frau in Deutschland hat Gewalt-
erfahrungen in einer Beziehung machen müssen. Hier
bedarf es besonderer Aufmerksamkeit und Verände-
rung des gesellschaftlichen Bewusstseins. Gewalt ge-
gen Frauen muss endlich gesellschaftlich geächtet
werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber  dieses  Thema  werden  wir  in  der  November-
Sitzung der Bremische Bürgerschaft intensiv behan-
deln und gemeinsam diskutieren.

Es gibt einige Probleme im Land Bremen, speziell
in Bremerhaven, die die Arbeit der Frauenbeauftrag-
ten erschweren. Ein uneinsichtiger Magistrat ist ge-
nauso zu benennen wie eine unklare Gesetzeslage
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zur Freistellung für die Frauenbeauftragten. Beides
kann und muss unmittelbar verbessert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit  der  Privatisierung  der  Jugendfreizeitheime
wurden Projekte zur Entwicklung in IT-Kompetenz
für Mädchen nicht weitergeführt. Auch das könnte
mit entsprechendem politischem Willen rückgängig
gemacht werden. Wesentlich schwieriger verhält es
sich im ökonomischen und gesellschaftlichen Bereich.
Doch auch hier hat die Politik Möglichkeiten, Ver-
änderungsprozesse zu erwirken, denn immer mehr
Frauen arbeiten und verdienen immer weniger. Des-
halb fordern wir den Mindestlohn, und wir fordern
geschlechtsunabhängige Löhne und Gehälter. Glei-
che, gleichwertige Arbeit – gleiches Geld!

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und
beim Bündnis 90/Die Grünen)

Bestrebungen, Frauen mit Brustkrebserkrankun-
gen nur noch ausschließlich durch Ehrenamtliche zu
betreuen,  wurden  von  der  Zentralstelle  vehement
abgelehnt. Das ist die richtige Richtung, denn dahinter
verbirgt sich die gesellschaftliche und politische Er-
wartung, dass Frauen vermehrt ehrenamtliche Arbeit
übernehmen sollen. Diese unbezahlte Arbeit wird von
ihnen häufig übernommen, weil sie die Einschätzung
von sozialen Notwendigkeiten verinnerlicht haben.
Wir wissen, Frauen sind durch die Erziehungsarbeit
deutlich vom Arbeitsmarkt abgekoppelt, deshalb for-
dern wir den Ausbau von Kinderkrippen, Horten und
Ganztagsschulen.

(Beifall bei der LINKEN)

Die häusliche Pflege von kranken und älteren An-
gehörigen ist Frauensache, immer noch und immer
zunehmend. Auch das vermindert ihre Berufschan-
cen ganz erheblich. Deshalb muss es staatliche Ent-
lastungen und spezifische berufliche Weiterbildungs-
möglichkeiten für pflegende Angehörige geben.

(Beifall bei der LINKEN)

In typischen Frauenberufen wird generell für hohe
Leistung schlecht bezahlt, wie in der Altenpflege und
im Erzieherinnenbereich. Deshalb müssen in den Ta-
rifverhandlungen des öffentlichen Dienstes endlich
auch diese Leistungen entsprechende finanzielle An-
erkennung finden. Durch die Bestimmung von Be-
darfsgemeinschaften in den Hartz-IV-Gesetzen ge-
raten vor allem Frauen in eine völlige finanzielle Ab-
hängigkeit in ihrer Partnerschaft. Durch diese Bestim-
mungen sind Frauen von Weiterbildungsmaßnahmen
der Arbeitsagenturen ausgeschlossen. Deshalb for-
dern wir: Hartz IV muss weg!

(Beifall bei der LINKEN)

Es gibt also noch viel Arbeit für uns und die Kol-
leginnen der ZGF. Ich appelliere an die Bürgerschaft
und den Senat, die Kolleginnen, uns alle in unserem
Anliegen entsprechend ausreichend zu unterstützen.
– Ich danke für die Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Motschmann.

Abg.  Frau  Motschmann  (CDU):  Herr  Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn frau-
enpolitische Themen diskutiert werden, setzt hier in
der Bürgerschaft oft eine Massenflucht ein, das kann
ich nicht akzeptieren, und zwar bei keiner Fraktion!

(Abg. Frau D r .  S c h a e f e r  [Bündnis 90/
Die Grünen]: Bei Ihrer Fraktion! – Abg. D r .
G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die Grünen]: Aber

nicht die Anwesenden beschimpfen!)

Nein, Herr Dr. Güldner, das ist wie in der Kirche.

Der erste Satz des 16. Berichts der ZGF hat mich
schon nachdenklich gestimmt. Der erste Satz lautet:
„In den Berichtsjahren 2006 und 2007 hat die Bre-
mische Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleich-
berechtigung  der  Frau  gemäß  ihrem  gesetzlichen
Auftrag an der Durchsetzung von Gleichberechtigung
und Gleichstellung mitgewirkt.“ Das heißt, dass es
in Bremen noch immer keine Selbstverständlichkeit
ist, dass es eine Gleichstellung und eine Gleichbe-
rechtigung von Frauen gibt, und das – mit Verlaub –
finde ich schlimm. Der Bundestag hat immerhin 1957
ein  Gesetz  zur  Gleichberechtigung  von  Mann  und
Frau  beschlossen,  1958  ist  es  in  Kraft  getreten.
Eigentlich hätte man in 50 Jahren etwas weiter sein
können, das wäre so meine Position.

Zur  Durchsetzung  einer  Selbstverständlichkeit
brauchen wir also einen gesetzlichen Auftrag und eine
Gleichstellungsstelle. Um Missverständnissen vorzu-
beugen, ich bin sehr froh, dass wir diese Stelle ha-
ben, und ich danke an dieser Stelle Ulrike Hauffe für
ihre engagierte Arbeit.

(Beifall)

Dass wir diese gesetzlich verankerte Aufgabe und
diese Stelle überhaupt brauchen – und darauf möchte
ich  Ihren  Blick  lenken  –,  ist  jedoch  eigentlich  ein
Skandal. Im 21. Jahrhundert klappt es mit der Gleich-
stellung noch immer nicht, und in Bremen klappt es
leider an einigen Stellen besonders schlecht. Darüber
gibt der Bericht Auskunft, und ich möchte mich auch
auf die kritischen Punkte beziehen, weil wir nur sehr
wenig Zeit haben.

Für erwerbslose Frauen entstehen Nachteile durch
Hartz IV, wir haben es soeben gehört. Durch die Be-
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darfsgemeinschaften beziehen sie Leistungen über
ihren Mann, das bedeutet eine neue Abhängigkeit,
das bedeutet Ausschluss aus einem eigenständigen
Leistungsbezug, und das bedeutet zunächst Verlust
auf den Anspruch auf Wiedereingliederung. Die starke
Konzentration auf die sogenannten Ein-Euro-Jobs tat
im Berichtszeitraum ein Übriges, um Frauen einen
adäquaten Zugang zum Arbeitsmarkt zu verwehren.
Das ist eine ganz traurige Entwicklung.

Daran  hat  leider  auch  die  Beschäftigungsförde-
rungspolitik des Landes nichts geändert, obwohl das
Beschäftigungspolitische Aktionsprogramm ab 2007
erstmals einen Unterfonds enthält, der explizit die Be-
teiligung von Frauen am Arbeitsmarkt zum Ziel hat.
Das Ziel, arbeitslose Frauen am Arbeitsmarkt zu be-
teiligen, wird in einem Unterfonds geregelt. Ich möchte
einfach darauf aufmerksam machen, dass es nicht sein
kann, dies in einem Unterfonds zu regeln.

Das Ziel, Frauen an den Förderprogrammen ge-
messen an ihrem prozentualen Arbeitslosenanteil zu
beteiligen, ist nicht erreicht, und zwar hier in Bremen
nicht erreicht. Deshalb sage ich ganz klar, wenn Rot-
Grün  in  Bremen  selbst  Förderprogramme  aufstellt,
sie aber nicht ausfüllt und sie nicht ernst nimmt und
gleichzeitig Schwarz-Gelb in Berlin soziale Kälte vor-
wirft, kann das nicht sein! Den Vorwurf müssen Sie
sich gefallen lassen, Frau Busch! Man kann nicht mit
zweierlei Maß messen, in Berlin die soziale Kälte an-
mahnen und sie in Bremen selbst nicht beenden kön-
nen. Wer im Glashaus sitzt, sollte nicht mit Steinen
werfen!

(Abg. Frau B u s c h  [SPD] meldet sich zu
einer Zwischenfrage)

Das gilt auch für das nächste Thema, nämlich Frau-
enförderung im öffentlichen Dienst. Im Bericht heißt
es dazu, ich zitiere: „Die Frauenförderung im öffent-
lichen  Dienst  ist  nach  wie  vor  eines  der  zentralen
Handlungsfelder der Gleichstellungsstelle.“

(Glocke)

Im Augenblick nicht, Frau Busch, weil ich nur fünf
Minuten habe, sonst gern!

Eine solche Äußerung ist einfach blamabel. Ich kann
der SPD, die seit 60 Jahren in Bremen regiert, den
Vorwurf nicht ersparen, und trotzdem haben wir die-
sen Befund, das kann doch nicht wahr sein!

Ein gesteigerter Frauenanteil bei der Besetzung von
Aufsichtsratsposten wird uns gemeldet – immerhin,
man ist gerührt –, und dann kommt es: „Ansonsten
sind  Frauen  in  Leitungspositionen  im  öffentlichen
Dienst nach wie vor unterrepräsentiert.“ Liebe Kol-
leginnen und Kollegen, dies ist nicht der erste Gleich-
stellungsbericht, der uns vorliegt, es ist der sechzehnte!
Sechzehnmal steht dieser Satz in diesen Berichten,

die jeweils einen Zweijahreszeitraum umfassen. Kaum
oder wenig Fortschritte – ich möchte Sie auch gleich
benennen – in 32 Jahren, das, finde ich, ist eine trau-
rige Bilanz für diejenigen, die hier seit 60 Jahren re-
gieren.

Wir haben immerhin eine Frau an der Spitze der
Landesmedienanstalt, eine Frau als Präsidentin des
Landesrechnungshofs und einige wenige Abteilungs-
leiterinnen  im  letzten  Jahr  gewonnen,  das  ist  we-
nigstens ein Fortschritt.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN – Abg. F r a u
Tr o e d e l  [DIE LINKE]: Eine Frau im Staats-
gerichtshof, eine Frau ist Landesdatenschutz-

beauftragte!)

Danke! Trotzdem geht die Gleichstellungspolitik in
Bremen im Schneckentempo voran.

(Glocke)

Die Redezeit ist schon zu Ende, das ist gemein, weil
ich noch lange nicht am Ende bin. Das kann auch nicht
sein, Herr Präsident, ich habe noch nicht so lange
gesprochen.

Aber gut, dann komme ich zum Schluss und sage,
der Senat muss mit gutem Beispiel vorangehen, und
wenn der Senat in der Gleichstellungspolitik, in der
Beförderungspolitik,  in  der  Einstellung  von  Frauen
in Spitzenfunktionen und anderen Funktionen nicht
mit gutem Beispiel vorangeht, dürfen wir uns nicht
wundern, wenn die Gesellschaften und die freie Wirt-
schaft nicht besser sind. Das Vorbild ist entscheidend,
darauf weist im Übrigen auch der Bericht hin.

Insofern kann ich nur sagen, es kann nur besser
werden. Wir können uns diesen Bericht aber fast auf
Wiedervorlage legen, denn in zwei Jahren, fürchte
ich, können wir die gleichen Sätze wieder lesen, und
ich finde, das ist eigentlich beschämend für ein Land
wie  Bremen,  das  hier  an  dieser  Stelle  weiter  sein
könnte. – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ravens: Als nächster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Möllenstädt.

Abg. Dr. Möllenstädt (FDP)*): Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich möchte es kurz
machen, obwohl uns ja wieder einmal ein umfängli-
cher Bericht zur Diskussion vorgelegt worden ist. Auch
ich möchte mich dem Dank der Kolleginnen an die
Arbeit, die während der vergangenen Monate in der
ZGF geleistet worden ist, anschließen und auch den
Appell noch einmal unterstreichen. Ich glaube, ein
Bericht ist nicht deshalb besser, weil er mehr Seiten
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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umfasst oder mehr Statistiken ausgewertet hat, son-
dern auch die Lesbarkeit ist durchaus etwas, das zur
Lektüre und zur Akzeptanz eines solchen Berichts
beitragen kann. Insofern würde ich mich der Bitte an-
schließen, dies in Zukunft etwas stärker in Betracht
zu ziehen.

Wir haben im Ausschuss ja bereits über diesen Be-
richt und über viele Einzelsachverhalte diskutiert, die
darin dargestellt sind, aber in der Debatte heute ist
noch einmal deutlich geworden, dass es vielleicht ei-
nes Stückchens mehr bedarf als der Forderung nach
Beauftragten oder Richtlinien und Vorschriften, um
der Gleichberechtigung der Frau und einem gerechten
und guten Geschlechterverhältnis auch wirklich zum
Ausdruck zu verhelfen und Realität werden zu las-
sen. In diesem Sinne würde ich die Gelegenheit gern
nutzen, auch an die Fraktionen dieses Hauses zu ap-
pellieren, durchaus einmal für die nächsten Jahre in
Betracht zu ziehen, ob man nicht die Schwerpunkt-
setzung, mit der wir Gleichstellungspolitik betreiben,
nämlich immer nur zu schauen, was für die einen gut
ist und für die anderen schlecht und wo die Frauen
sind, die besonders armen Menschen, ein Stück weit
zu einem positiven Leitbild verändern kann.

Ich möchte ausdrücklich begrüßen, im Bericht und
Antrag des Gleichstellungsausschusses ist erstmals
auch die Rede davon, dass wir auch Konzepte brau-
chen, um zum Beispiel für Jungen Informationen zur
Berufs- und Lebensplanung anzubieten. Nur so wird
man  tatsächlich  auch  Rollenklischees  überwinden
können. Sie wissen, ich fordere seit Jahren, dass wir
nicht nur den Girls’ Day anbieten, sondern auch viel-
leicht etwas anbieten, das Jungen in dieser Zeit im
Sinne eines Zukunftstags annehmen können.

(Beifall bei der FDP und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Ich fände es sehr begrüßenswert, wenn der Senat auch
in der Hinsicht aktiv werden und seine Anstrengun-
gen verstärken würde.

Im Übrigen – weil es in der Debatte auch schon
mehrfach angesprochen wurde, und es bietet sich ja
in dieser Zeit auch an – hat die neu ins Amt gekom-
mene  Bundesregierung  in  ihrem  Koalitionsvertrag
eine eigenständige Jungen- und Männerpolitik ver-
ankert. Ich glaube, es wäre auch an der Zeit, wenn
man dieses Themenfeld unter dem Gesichtspunkt von
Gleichstellungspolitik auch hier in Bremen stärker in
Betracht ziehen würde. Ich würde dem Senat aus-
drücklich nahelegen, sich mit diesem Thema stärker
zu beschäftigen.

(Beifall bei der FDP)

Es ist natürlich richtig, dass sich eine Zentralstelle
für die Gleichberechtigung der Frau auch im Zeitab-
lauf andere Aufgaben setzt, und ich glaube, für die-
ses Politikfeld gilt es, einige neue Aufgaben zu er-

schließen. Deshalb möchte ich hier noch einmal an-
raten, dass man tatsächlich auch regelmäßig über-
prüft, was man tut. Es sind viele gute Beratungsan-
gebote, sehr viele gute Publikationen entwickelt wor-
den, und die Frage, ob man das weiterhin alles zu
großen Teilen doch aus Mitteln des Landes Bremen
bestreiten muss, möchte ich durchaus noch einmal
in den Raum stellen. Ich glaube, vieles von dem, was
dort erarbeitet worden ist, erfreut sich hoher Akzep-
tanz, kann aber in Form von Projekten oder auch in
Form der Freiwilligenarbeit, von Vereinen, die es ja
in reicher Zahl in Bremen gibt, auch gut weiterent-
wickelt werden. Ich möchte es ausdrücklich würdi-
gen: Zur Verwirklichung der Gleichberechtigung der
Frau trägt ja nicht nur die Zentralstelle mit ihrer Ar-
beit bei, sondern eine Vielzahl von Initiativen und eh-
renamtlichen Vereinigungen im Lande Bremen. De-
nen gilt mindestens genauso unser Dank, und an die-
ser Stelle sei denen ausdrücklich auch für ihre Ar-
beit gedankt, in diesem Sinne!

(Beifall bei der FDP)

Ich hoffe, dass die Anregungen, die ich in diesem
kurzen Beitrag geben konnte, auf Gehör stoßen. Ich
hoffe auch, dass wir in den nächsten Jahren gemein-
sam dazu kommen, Gleichstellungspolitik breiter zu
fassen, neue Perspektiven zu erschließen, nicht ste-
hen zu bleiben. Bei manchem Beitrag heute hatte ich
den Eindruck, wir sind im Zeitablauf durchaus schon
etwas fortgeschrittener, und die Diskussion im Bund
und in anderen Bundesländern ist weitaus fortschritt-
licher als hier in Bremen. Ich hoffe, dass wir uns das,
was dort erarbeitet und an neuen Erkenntnissen ge-
wonnen wird, zu eigen machen können.

Auch in diesem Sinne begrüße ich ausdrücklich den
Bericht der ZGF, und wir werden dem Antrag des Aus-
schusses natürlich auch zustimmen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ravens: Als nächste Rednerin hat
das Wort die Abgeordnete Frau Schön.

Abg. Frau Schön (Bündnis 90/Die Grünen)*): Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch ich
möchte in meinem Beitrag zuallererst Ulrike Hauffe
und  ihrer  ZGF  einen  Dank  entgegenbringen.  Auf
knapp 50 Seiten ist viel zusammengetragen worden,
wo es in Bremen und Bremerhaven bei der Frauen-
gleichstellung hakt, und das ist ein beachtenswertes
Werk. Ich lege hier allen ans Herz, an der einen oder
anderen Stelle einmal hineinzusehen!

Der Gleichstellungsausschuss, der sich umfassend
damit  beschäftigt  hat,  hat  in  seinem  Bericht  drei
Schwerpunkte herausgearbeitet, zu denen der Gleich-
stellungsausschuss dann auch gleich gesagt hat, da
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.
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hakt es besonders, jedenfalls war es dem Ausschuss
wert, das hervorzuheben. Es handelt sich dabei um
die drei Punkte Frauen am Arbeitsmarkt, was ja auch
ein Schwerpunkt in dem Bericht selbst war, die Pro-
blematik um den Girls’ Day und die Beteiligung der
Frauenbeauftragten. Ich möchte kurz darauf einge-
hen, und zwar auch in der Reihenfolge.

Zunächst zu den Arbeitsmarktprogrammen, die der
Ausschuss sich im Hinblick darauf angesehen hat,
inwiefern die Zielzahlen der Frauenförderung erreicht
werden und inwieweit diese Programme dazu bei-
tragen,  geschlechterspezifische  Rollenbilder  abzu-
bauen  und  Frauen  in  klassischen  Männerberufen
Chancen zu geben. Zunächst möchte ich auch an Frau
Motschmann gerichtet, die hier so tut, als wenn über-
haupt nichts passieren würde, sagen: Die rot-grüne
Regierung ist seit zwei Jahren im Amt. Wir haben ein
Chancengleichheitsprogramm aufgelegt, was Sie nicht
hinbekommen haben, und wir haben all die Zielzahlen
im  Beschäftigungspolitischen  Aktionsprogramm  er-
heblich  angehoben,  was  Sie  in  der  Vergangenheit
auch nicht getan haben,

(Abg. K a s t e n d i e k  [CDU]: Das ist ja
eine Leistung!)

und wir haben das erste Mal überhaupt einen Über-
blick, wie es wirkt, was Sie in der Vergangenheit auch
nicht erreicht haben. Sie hätten zwölf Jahre Zeit
gehabt, das zu tun, das haben Sie nicht getan, also
stellen Sie sich hier nicht so populistisch hin, als wenn
Sie hier die Vorkämpferin der Frauenbewegung wä-
ren, das ist ja eindeutig nicht der Fall!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Ich möchte aber auch ein paar inhaltliche Punkte
dazu nennen, weil gerade der Arbeitsmarktbereich
wichtig ist. Wir haben die Situation – und deswegen
haben wir auch das Gleichstellungsprogramm auf-
gelegt –, dass die Frauen in den technologisch ori-
entierten Berufen gegenwärtig deutlich unterreprä-
sentiert sind.

(Präsident W e b e r  übernimmt wieder den
Vorsitz.)

Auch jetzt ist es so, dass nur 20 Prozent ein entspre-
chendes Studium in dem Bereich aufnehmen, und
selbst die Frauen, die das tun, haben hinterher er-
schwerte Möglichkeiten, ihre Kompetenzen auf dem
Arbeitsplatz zu verwerten, auch das müssen wir an-
gehen! Gleichzeitig haben wir die Situation, dass ein
erheblich großer Teil – da sind Frauen überreprä-
sentiert – in prekären Beschäftigungsverhältnissen ist.
Nur 34 Prozent der Frauen, um die Zahl zu nennen,
sind in sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungs-
verhältnissen, aber dafür 61 Prozent in Minijobs. Da
sieht man, was noch alles zu erledigen ist.

Gleichzeitig tragen alleinerziehende Frauen ein er-
hebliches Armutsrisiko. Im Land Bremen sind 9 000
alleinerziehende Frauen von ergänzenden Hartz-IV-
Leistungen abhängig, das sind 95 Prozent der allein-
erziehenden Hilfebedürftigen, und da möchte ich gern
wissen, Herr Dr. Möllenstädt, wie Sie überhaupt darauf
kommen, Sie geben sich hier den Anschein, als wenn
man sich jetzt endlich einmal um die Männer küm-
mern müsste, die so wahnsinnig benachteiligt sind!
Wenn ich mir aber die realen Zahlen anschaue, ha-
ben wir eine Gleichstellung noch lange nicht erreicht
und müssen uns darum verschärft kümmern, und das
werden wir in dem Gleichstellungsausschuss auch
weiterhin tun. Ihr Hinweis zur Bundesregierung, dass
dort jetzt so wahnsinnig viel in Sachen Gleichstellung
gemacht wurde,

(Abg. Frau B u s c h  [SPD]: Von gestern bis
heute!)

davon kann ich im Regierungsprogramm nicht so viel
erkennen, alles bleibt nur im Nebel.

Zu Ihrer Weiterentwicklung: Was Sie da gefordert
haben, man muss sich da mehr um Männer kümmern,
dann lesen Sie doch bitte noch einmal – und das sage
ich jetzt auch hier eindeutig für die Öffentlichkeit –,
ZGF heißt Zentralstelle für die  Verwirklichung der
Gleichberechtigung der Frau, und der Ausschuss heißt
Ausschuss  für  die  Gleichstellung  der  Frau,  und  da-
rum geht es, und das finde ich, muss hier noch einmal
gesagt werden.

Zum anderen Punkt: Ich wollt noch ein paar Worte
zum Girls’ Day verlieren. Ich sehe, meine Redezeit
ist abgelaufen. Wir müssen uns darüber noch einmal
Gedanken machen, wie wir diesen Girls’ Day in den
Schulen ausreichend vor- und nachbereiten, wie wir
junge Frauen unterstützen, dass sie einen geeigne-
ten Praktikumsplatz gerade in den Bereichen bekom-
men, die frauenuntypisch sind. Es kann nicht sein,
dass die dann wieder im Friseurgewerbe oder in der
Drogerie landen. Ich glaube, dass wir dort Konzepte
brauchen.

Lassen Sie mich einen abschließenden Satz noch
sagen, der mir auch wichtig ist! Es kann nicht sein,
dass auch immer noch Frauenbeauftragte ihre gesetz-
lich vorgeschriebene Beteiligung nicht optimal aus-
füllen können. Auch da müssen wir zu einer anderen
Kultur kommen, dass das in Zukunft anders wird, und
wahrscheinlich werden wir da auch über Klagerechte
nachdenken müssen. Ich glaube, wir haben noch eine
Wegstrecke vor uns, die wir klären müssen, und wir
werden das in dem Ausschuss engagiert tun. Ich werde
auch darauf setzen, dass wir Herrn Dr. Möllenstädt
da an der Seite haben werden, bis wir dann zu Gleich-
berechtigung dann möglichst schnell kommen, und
dann nützt Polemik, wie sie hier von FDP und CDU
gekommen ist, gar nichts! – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)
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Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Mahnke.

Abg. Frau Mahnke (SPD)*): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Zunächst
einmal auch meinen herzlichen Dank an die ZGF und
Frau Hauffe für den umfassenden Bericht, den sie uns
vorgelegt haben! Wie uns der Bericht aufzeigt, sind
wir zwar auf einem guten und richtigen Weg, aber
wir sind noch lange nicht am Ziel dieses Weges, und
wir finden immer wieder Hindernisse und Unweg-
samkeiten, die wir nur gemeinsam aus dem Weg räu-
men können, ein Beispiel hat Frau Troedel aufgezeigt
mit dem Magistrat und den Problemen, die wir in
Bremerhaven haben.

Ich möchte aber die Debatte, die wir hier gerade
mit vielen Punkten geführt haben, mit etwas Positi-
vem beschließen, das wir in Bremerhaven haben, und
ich glaube, das motiviert auch andere, diesen Weg
zu gehen. Es ist etwas, das aus dem Girls’ Day ent-
standen ist, auch wenn wir uns hier sicherlich Ge-
danken machen müssen, wie wir ihn in Zukunft ge-
stalten, und zwar geht es hier um die Veranstaltung,
das Projekt, das die Hochschule Bremerhaven mit
ihrem Schnupperstudium durchführt. Es geht darum,
dass junge Mädchen, die schon am Girls’ Day die
Hochschule besucht haben, sich technisch, naturwis-
senschaftlich orientiert haben, in den Herbstferien eine
Woche lang dort weiterarbeiten und sich genau in den
Fächern, wo wir die Probleme auch haben, in Work-
shops orientieren und arbeiten. Dies ist meiner Mei-
nung nach nicht nur aus frauenpolitischer Sicht ein
ganz tolles Projekt, sondern eben auch aus wissen-
schaftspolitischer Sicht, denn diese Fächer sind uns
sehr wichtig. Wir wollen, dass junge Mädchen und
Frauen dort auch ihren Platz finden, und da geht die
Hochschule Bremerhaven meines Erachtens mit gu-
tem Beispiel voran.

(Beifall bei der SPD)

Dass dieses Programm angenommen wird, zeigt
sich ganz allein dadurch, dass die jungen Mädchen
erst einmal eine Ferienwoche opfern – andere sagen,
ich bleibe lieber zu Hause – und dass diese Plätze,
kaum dass das Angebot da ist, alle restlos ausgebucht
sind, dass sie immer gern wiederkommen und teil-
weise heute als Mentoren für die nachfolgenden Mäd-
chen schon eingesetzt werden können. Dies zeigt doch
auch, dass wir wirklich gute Ansätze haben, und ich
hoffe, dass wir diese auch weitergehen werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich  könnte  die  Liste  an  Positivbeispielen  sicherlich
auch noch mit etlichen weiteren fortführen, jedoch
liegt Ihnen allen der Bericht vor, und ich wünsche
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

auch, dass viele von Ihnen noch einmal einen Blick
hineinwerfen, um zu schauen, was alles schon ge-
leistet wurde und wo wir Ansätze noch weiter ver-
tiefen müssen.

Zum Schluss möchte ich noch einmal kurz zu Frau
Motschmann sagen, Frau Motschmann, in der Gro-
ßen Koalition wurden immer wieder Förderprogram-
me gefordert, die leider von Ihrer Fraktion dann nicht
mitgetragen, sondern eher abgelehnt wurden, und
das dann uns hier heute so vorzuwerfen, halte ich für
sehr schwierig.

(Beifall bei der SPD)

Abschließend möchte ich jetzt noch sagen, ich wür-
de mir wünschen, den Bericht etwas zeitnäher zu be-
kommen, denn er umfasst einen Zeitraum bis 31. De-
zember 2007, da war ich leider erst kurz hier. Für mich
wäre es schön, wenn wir den Bericht etwas zeitnä-
her bekommen könnten, sodass wir auch zeitnäher
über Probleme und Anregungen diskutieren könn-
ten. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Senatorin Rosenkötter.

Senatorin Rosenkötter: Herr Präsident, liebe Ab-
geordnete! Als die für Frauenpolitik im Senat zustän-
dige Senatorin danke ich zunächst dem Ausschuss
für die Gleichberechtigung der Frau für seine Stel-
lungnahme und auch die kritische Würdigung des Be-
richts der ZGF und gleichzeitig auch der damit aus-
gedrückten Wertschätzung der Arbeit der ZGF.

Meine Damen und Herren, wenn Ihnen hier viel-
leicht das eine oder andere in meinen jetzigen Aus-
führungen bekannt vorkommt, so liegt es sicherlich
auch daran, dass sich immer wieder sagen lässt, dass
hier die ZGF eine Vielzahl von Aktivitäten und Initi-
ativen auch in den vergangenen Jahren initiiert hat,
auf den Weg gebracht hat und so dazu beigetragen
hat, die Landes- und Bundespolitik sowie die bremi-
sche Verwaltung dem Ziel der Gleichberechtigung
der Frau näherzubringen, Vernetzungen geschaffen
hat und Kontakte hergestellt hat und Unterstützung
auch in ganz vielfältigen und unterschiedlichen Be-
reichen geleistet hat.

Der Bericht zeigt wieder einmal eindrucksvoll die
Arbeit der Landesbeauftragten für Frauen und ihres
Teams in der ZGF. Entscheidend ist aber, er ist in seiner
Gesamtschau ein Gradmesser dafür, so will ich es ein-
mal sagen, wo wir im Lande Bremen mit der Durch-
setzung der Gleichberechtigung von Frauen stehen.
Er legt sozusagen eine Schablone quer über alle bre-
mischen Politikfelder und gibt Auskunft über die An-
strengungen, die seit 2006 gemacht worden sind, und
er zeigt, und das will ich auch ganz deutlich sagen,
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wo wir weiterhin gemeinsam Handlungsbedarf ha-
ben.

Um eines auch vorweg zu sagen, als seinerzeit, vor
28 Jahren die ZGF ins Leben gerufen wurde, war von
Anfang an klar, sie soll und kann Alarm schlagen. Sie
soll und kann mahnen und einfordern, sie kann an-
regend vorschlagen, sie kann initiieren, beratend ko-
operieren, sie kann informierend veröffentlichen, aber
die Gleichberechtigung in die Tat umzusetzen, das
ist eine Aufgabe für uns alle, für alle Ressorts und auch
für die Bremische Bürgerschaft.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Das ist unser Auftrag aus dem Grundgesetz, aus der
bremischen  Verfassung  und  aus  dem  Vertrag  von
Amsterdam.

Wir sollten versuchen, die Bestandsaufnahme, die
hier vorgelegt worden ist, und ich nehme das gern
auf,  was  hier  gerade  von  der  Abgeordneten  Frau
Mahnke gesagt worden ist, vielleicht etwas zeitnä-
her hinzubekommen. Das klappt nicht immer, manch-
mal sind dafür einfach auch personelle Situationen
verantwortlich. Wir sollten diese Bestandsaufnahme
aus zwei Jahren Arbeit der ZGF nicht als eine lästi-
ge Pflicht und als eine zusätzliche Arbeit begreifen,
sondern als Herausforderung zu einer Auseinander-
setzung mit dem Thema der Gleichberechtigung, die
auch uns fordert zu überlegen, an welchen Stellen
wir Gleichberechtigung mitgedacht haben, wenn es
um Themen, Probleme und Herausforderungen ging,
und wo wir es nicht getan haben. Insofern ist dies
immer ein Beispiel einer lebendigen Demokratie und
eine Aufgabe für uns alle.

Ich will ein paar Punkte aus dem jetzt vorliegen-
den 16. Bericht herausgreifen, die hier auch bei den
Vorrednerinnen eine Rolle gespielt haben, allerdings
werden Sie mir gestatten, dass ich an der einen oder
anderen Stelle eine andere Wertung vornehme, als
sie hier von der einen oder anderen Rednerin vor-
genommen worden ist.

Frauen in Arbeit und Wirtschaft: Frauen sind nach
wie vor am Arbeitsmarkt im Lande Bremen struktu-
rell benachteiligt und von Armutsrisiken betroffen.
Hier steuern wir mit unserer Landesarbeitsmarktpo-
litik entgegen, und dazu gehört, es ist schon benannt
worden, eben dieses Chancengleichheitsprogramm,
aber auch das aus Bundesmitteln finanzierte Pro-
gramm „Perspektive Wiedereinstieg“. Beide Program-
me sollen zielgenaue Maßnahmen finanzieren, die
Frauen auf sinnvolle Weise in den Arbeitsmarkt inte-
grieren.

An der Stelle, Frau Motschmann, erlauben Sie mir,
dass ich auf das eingehe, was Sie hier benannt ha-
ben und was ich in Zwischenrufen, als es um die Ziel-
zahlen gegangen ist, hier aus der CDU-Fraktion gehört
habe! Frauenbeteiligung auch an den anderen Ar-

beitsmarktprogrammen: Es ist durchaus keine Klas-
sifizierung,  wenn  wir  von  Fonds  oder  Unterfonds
sprechen. Hier geht es darum, Mittel zur Verfügung
zu stellen, um Arbeitsmarktmaßnahmen so in Gang
zu setzen, dass sie für die Frauen eine längere Per-
spektive bieten und nicht nur eine Zwischenstation
darstellen. Dort sind natürlich auch und ganz wesent-
lich die Unternehmen gefordert, denn die Unterneh-
men stellen diese Arbeitsplätze zur Verfügung.

Wenn wir heute über Branchen wie Hafenlogistik
oder Umwelttechnologie sprechen, so sind das ganz
wichtige Arbeitsfelder auch für Frauen. Ich wünsche
mir eine Diskussion, die an anderer Stelle im öffent-
lichen Raum geführt worden ist, dass Vorstandsvor-
sitzende auch größerer Unternehmen es als eine ge-
sellschaftliche Aufgabe begreifen, sich diesen Zie-
len zu stellen und mit positiven Initiativen voranzu-
gehen und Frauen auch in diesen Berufen und in
diesen Arbeitsfeldern eine Zukunftsperspektive zu
eröffnen und dass wir eben nicht überall eine Ziel-
zahl für Frauen in der Form angeben müssen, dass
wir am Ende feststellen, diese Bereiche sind für Frauen
geschlossen. Das darf es nicht mehr geben. Wir brau-
chen in allen Berufen und bei allen Unternehmen auch
die Möglichkeit und die Unterstützung, dass Frau-
en diese Berufe ergreifen können und dort ihren Platz
finden.

Meine Damen und Herren, Frau Motschmann, Sie
haben auch den öffentlichen Dienst angesprochen.
Da teile ich Ihre Einschätzung überhaupt nicht, die
Sie über die rot-grüne Regierung hier sozusagen als
eine Bilanz gegeben haben. Gerade die rot-grüne Re-
gierung hat in diesen zwei Jahren in Führungsposi-
tionen ganz entscheidende Akzente gesetzt,

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: So ist es!)

hat Frauen in Positionen gebracht, die in zwölf Jah-
ren gemeinsamer Großer Koalition keine Chance hat-
ten.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Gerade dort sind wir einen riesigen Schritt vorange-
kommen. Ich könnte Ihnen die Unternehmen an zwei
oder mehreren Händen aufzählen, wo wir Direkto-
rinnen, Leiterinnen, Geschäftsführerinnen haben. Ich
bin stolz darauf, dass es uns gelungen ist, in der Ge-
sundheit Nord eine paritätische Besetzung in den Ge-
schäftsführungspositionen herzustellen. Ich glaube,
da können wir sehr, sehr dankbar sein, dass mit sehr
viel Nachdruck die Finanzsenatorin auch in den Auf-
sichtsräten darauf geachtet hat, dass es eine paritä-
tische Besetzung gibt. Das ist ein riesiger Schritt, und
das ist ein großer Erfolg, und den hier so zu definie-
ren, finde ich einfach nicht angemessen.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)
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Meine  Damen  und  Herren,  noch  immer  besteht,
wenn wir über digitale Medien sprechen, ein deut-
licher  Unterschied,  auch  zahlenmäßig,  in  der  Nut-
zung des Internets durch Männer und Frauen. Dafür
hat die ZGF ein Online-Portal entwickelt, mit dem
Interneteinsteigerinnen unterstützt werden von er-
fahrenen  Frauen,  Inhalte  für  das  Internet  zu  pro-
duzieren.  Gestartet  unter  dem  ehemaligen  Namen
Gesche.online mit einer Anschubfinanzierung durch
Landesmittel konnte aus dem Programm Bremen in
t.i.m.e das Projekt im Berichtszeitraum erfolgreich
durch eine Kooperation mit der bremen online GmbH
verstetigt werden. Ich freue mich besonders, dass die
Frauenseiten Bremen, wie sie seither heißen, mit ihrem
Konzept, und da, glaube ich, darf man sehr herzlich
gratulieren, der Qualifizierung diesen Sommer eine
bundesweite Jury überzeugen konnten und bei ei-
nem Wettbewerb des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie den ersten Preis in der Ka-
tegorie Frauen gewonnen haben. Herzlichen Glück-
wunsch noch einmal von dieser Stelle!

(Beifall)

Angesprochen worden ist das Thema Girls’ Day.
Auch das will ich hier noch einmal ganz kurz sagen:
Der Girls’ Day ist für mich eine ganz wichtige Ein-
richtung und Institution, dieser Girls’ Day muss fort-
gesetzt werden, und er ist auch etwas, das in keins-
ter Weise zur Disposition steht, damit Mädchen die
Chance bekommen, in technische Berufe hineinzu-
schnuppern. Trotzdem und ergänzend, Herr Dr. Möl-
lenstädt, sage ich, dass wir daneben ein Konzept
brauchen, damit auch die Jungen diesen Tag für sich
sinnvoll  nutzen  können.  Das  steht  für  mich  außer
Frage.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der FDP)

Landesgleichstellungsgesetz: Da wünsche ich mir
– ich will es kurz machen –, dass es nicht so viele
Probleme  gibt,  in  allen  Dienststellen  wirklich  eine
Freistellung für die Frauenbeauftragten hinzubekom-
men. Immer wieder kommt es in Dienststellen zu Kon-
flikten.

Gesundheit, auch hier hat sich die ZGF sehr ver-
dient  gemacht.  Sie  hat  also  eine  ganze  Reihe  von
Initiativen ergriffen und auf dem Feld Gesundheit
richtungsweisend gearbeitet. Hier ist zum Beispiel mit
dem Forum Frauengesundheit ein Netzwerk entstan-
den, auf das viele zurückgreifen können, das mit einer
hohen Fachkompetenz die Interessen von Frauen und
Mädchen zusammenführt und wichtige Impulse für
die Politik und die Verwaltung geliefert hat. Genau
das ist es, was wir brauchen und was für uns als Un-
terstützung wichtig ist.

Lassen Sie mich zum Schluss einen kurzen Aus-
blick darauf geben, dass uns ja noch einiges bevor-

steht! Ein Punkt ist angesprochen worden, das ist die
Form des Berichts, das will ich nicht weiter ausfüh-
ren. Ein weiterer Punkt ist aber, dass auch die Gleich-
berechtigung und die Beteiligung von Frauen sich
an der politischen Teilhabe misst. Frau Motschmann,
Sie haben heute begonnen in der Debatte vor der Mit-
tagspause, indem Sie gesagt haben, es sei ein guter
Tag für die Frauen. Sie haben das begründet mit der
Wahl der Bundeskanzlerin. Allerdings darf ich sagen
– und das wissen wir heute ja auch aus der Presse –,
die CDU-Fraktion hat noch nicht erkannt, dass auch
Frauen in der Fraktion einen wichtigen und entschei-
denden Beitrag leisten. In Berlin sind 20 Prozent der
Abgeordneten Frauen, das ist eine, ich sage einmal,
mit Verlaub, beschämende Quote!

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der LINKEN)

Da, denke ich, ist es einfach erforderlich, dass Rie-
senschritte  angesetzt  werden,  um  mehr  Frauen  in
Fraktionen zu bringen.

Im Übrigen ist es ja bei der FDP auf der Bundes-
ebene ebenso, und wir wissen es hier aus dem Parla-
ment, wir schätzen Sie hier als Kollegen, aber es wäre
sicherlich auch sehr schön, eine Kollegin der FDP hier
zu haben.

(Zurufe von der FDP)

Um da nur einmal deutlich zu machen: Das war der
Satz, Frau Motschmann, wo Sie haben gesagt, der
Senat gibt sich mit wenig zufrieden, weil er ohnehin
nur kleine Brötchen backt. An der Stelle backt die
CDU auf Bundesebene sehr kleine Brötchen!

(Beifall bei der SPD)

Ich wünsche mir, dass wir gemeinsam auch im Be-
reich der Frauen weiter gemeinsam vorangehen. Es
gibt eine ganze Menge zu tun. Mein herzlicher Dank
gilt hier noch einmal der ZGF, Frau Hauffe und ih-
rem Team. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, ich
habe nicht gewagt, die Glocke in die Hand zu neh-
men. Sehr geehrte Frau Senatorin, es war eigentlich
eine Fünfminutendebatte, aber bei einem so zentralen
Punkt wagt der Präsident nicht abzuklingeln.

(Beifall bei der SPD)

Im Übrigen ist heute nicht nur die Bundeskanzlerin
gewählt worden, sondern auch die Landesbischöfin
Frau Margot Käßmann ist zur Ratsvorsitzenden der
EKD gewählt worden. Herzlichen Glückwunsch!

(Beifall)
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Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  den  Bemerkungen  des  Ausschusses  für  die
Gleichstellung der Frau beitreten möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) tritt den
Bemerkungen des Ausschusses für die Gleichstellung
der Frau bei.

(Einstimmig)

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von
dem 16. Bericht der Bremischen Zentralstelle für die
Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau über
deren Tätigkeit vom 1. Januar 2006 bis 31. Dezem-
ber  2007  und  den  Bericht  des  Ausschusses  für  die
Gleichstellung der Frau Kenntnis.

Sehr geehrte Frau Hauffe, herzlichen Dank, dass
Sie bei uns waren!

Erstes Gesetz zur Änderung des Bremischen
Glücksspielgesetzes

Mitteilung des Senats vom 16. Juni 2009
(Drucksache 17/838)

1. Lesung

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Staatsrätin
Buse.

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet.

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Kummer.

Abg. Frau Kummer (SPD)*): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir
beraten heute in erster Lesung die Änderung des Bre-
mischen Glücksspielgesetzes. Wir werden damit die
Einnahmen aus Glücksspiel, also Toto/Lotto, zentral
im Produktplan der Finanzsenatorin organisieren, die
Ausgaben verbleiben bei den nutznießenden Ressorts.
In den Haushaltsentwürfen für 2010/11 ist das bereits
geschehen. Für das Glücksspielgesetz heißt das, dass
in Paragraf 13 die knapp 66 Prozent der Stadtgemein-
de Bremen und die 17 Prozent der Stadtgemeinde Bre-
merhaven nicht mehr nach einzelnen Ressorts auf-
geteilt werden. Die Anteile der übrigen Destinatäre
wie  beispielsweise  des  Bürgerparkvereins  bleiben
selbstverständlich so stehen, wie sie jetzt im Gesetz
aufgeführt sind.

Ziel ist es, Schwankungen in den Glücksspielein-
nahmen vorzubeugen, sodass die eventuell sinken-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

den Einnahmen insgesamt ausgeglichen werden kön-
nen und nicht den nutznießenden Ressorts bei den
Ausgaben dann auf die Füße fallen. Im Haushalt 2012/
2013 soll geprüft werden, ob diese Intention auch auf-
gegangen ist. Wie die Mittel im Einzelnen ausgege-
ben werden, obliegt selbstverständlich den einzel-
nen Ressorts und Deputationen beziehungsweise am
Ende uns als Haushaltsgesetzgeber. Es bleibt auch
uns überlassen, ob wir diese Mittel in den Haushalts-
stellen für bestimmte Zwecke sperren oder ob wir sie
für allgemeine Zwecke verwenden. Die Einnahmen
aus Glücksspiel sind also ganz normale Haushalts-
mittel wie Steuern auch.

Die CDU-Fraktion hat in der Innendeputation die-
sem Vorschlag nicht zugestimmt, und ich kann auch
der Berichterstattung zu den Haushaltsberatungen
entnehmen, dass Sie das auch als Haushaltsgesetz-
geber nicht tun werden und als Gesetzgeber hier
offensichtlich auch nicht. Herr Strohmann, Sie befürch-
ten, dem Sport würden durch diese Regelung Mittel
entgehen,

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Nicht nur
dem!)

da im Gesetz keine extra Zweckbindung mehr be-
stehen würde.

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Richtig!)

Es  kann  ja  sein,  dass  es  Ihnen  entgangen  ist:  Die
Zweckbindung haben wir bereits mit der Glücksspiel-
gesetzänderung im Jahr 2007 aufgehoben. Sie haben
zugestimmt, Frau Neumeyer hat damals für die CDU-
Fraktion geredet und das Gesetz damals auch aus-
drücklich unter Ihrem Beifall begrüßt. Vielleicht kön-
nen Sie das im Nachhinein noch einmal erklären, wie
diese Unstimmigkeit zustande gekommen ist.

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Na klar!)

Seit 2007 gibt es keine Zweckbindung mehr.

Auch verstehe ich nicht ganz, warum Sie als Haus-
haltsgesetzgeber es sich selbst nicht zutrauen, für den
Sport das zu erreichen, was Sie wollen.

(Abg. R ö w e k a m p  [CDU]: Der LSB traut
dem das auch nicht zu!)

Wenn ich als haushaltspolitische Sprecherin der SPD-
Fraktion hart kämpfende Lobbyisten und Lobbyis-
tinnen für ihren Bereich kenne, dann sind es die Sport-
politiker und -politikerinnen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Wir haben jetzt Haushaltsberatungen. Ich lade Sie
ein: Beteiligen Sie sich – bis jetzt kommen ja eher Spar-
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appelle vonseiten der CDU –, wenn Sie mehr Mittel
für den Sport wollen, und dann werden wir sehen,
ob das geänderte Gesetz am Ende des Tages wirk-
lich so dramatische Folgen hat.

Die SPD-Fraktion meint, mit dieser Gesetzesände-
rung wird statt Planungsunsicherheit Planungssicher-
heit geschaffen, deswegen plädiere ich für Zustim-
mung zum Gesetzentwurf.

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Abgeordnete Fecker.

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Kultur, Gesundheit, Sport, Umwelt und So-
ziales, all diese Politikbereiche haben ein gemeinsa-
mes Problem: Sie werden finanziell aus den Abga-
ben der staatlichen Lotteriegesellschaft unterstützt.
Das Spielverhalten der Bevölkerung hat sich allerdings
in den letzten Jahren geändert, und durch das Ent-
stehen privater Wettanbieter ist ein zusätzlicher Kon-
kurrent, der befreit von staatlichen Abgaben deut-
lich  attraktivere  Gewinnquoten  anbieten  kann,  am
Markt aktiv.

Ich will Ihnen heute noch einmal eine Diskussion
über das Wettmonopol ersparen. Bremen hat es ja am
Ende  ratifiziert.  Mittlerweile  finden  in  Schleswig-
Holstein wieder Diskussionen darüber statt, ob man
aus diesem Monopol aussteigen sollte. Fakt ist, das
hat  die  grüne  Bürgerschaftsfraktion  immer  gesagt,
wenn man ein Monopol hat, dann muss man es auch
umsetzen. Ich habe voller Begeisterung vernommen,
dass der Innensenator da jetzt auf dem Weg ist, ich
habe allerdings auch gelesen, dass den Ankündigun-
gen noch nicht so viele Taten gefolgt sind. Frau Staats-
rätin, ich hoffe einmal, dass wir da gemeinsam zu ei-
nem Ziel kommen, denn ein Wettmonopol kann nur
dann funktionieren, wenn es auch durchgesetzt wird.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
R ö w e k a m p  [CDU]: Sie wollen es doch

gar nicht!)

Herr Röwekamp, ich habe Ihnen, glaube ich, schon
damals erklärt, wir haben akzeptiert, dass die Regie-
rung vor uns das unterschrieben hat, und ich glaube,
dass Verlässlichkeit in der Politik ein ganz wichtiges
Zeichen ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Sinkende Wettmitteleinnahmen auf der einen, der
Anspruch der rot-grünen Politik auf der anderen, ver-
lässliche Rahmenbedingungen für die Kultur oder den
Sport auf der anderen Seite herzustellen, vor diesem
Spagat stand nun der Senat und legt heute der Bre-

mischen Bürgerschaft einen entsprechenden Gesetz-
entwurf vor, in dem die Abgaben aus Wettmitteln
künftig nicht mehr zweckgebunden in einzelne Teil-
bereiche des Haushalts fließen, sondern zentral im
Finanzressort veranschlagt werden. Den einzelnen
Ressorts werden die finanziellen Mittel in derselben
Höhe wie der Anteil aus Wetten im Jahr 2007 im
Ressorthaushalt zur Verfügung gestellt. Damit ist zum
Beispiel die Kulturförderung unabhängig von der
Höhe der Wettmitteleinnahmen, die Institutionen und
das Kulturressort müssen zum Beispiel nicht mehr
Mitte des Jahres hoffen, dass der Anschlag erreicht
wird. Angesichts der dramatischen Wetteinbrüche bei
den Wettmitteln ist dieser Weg aus Sicht der grünen
Bürgerschaftsfraktion alternativlos.

Nun gibt es Befürchtungen bei dieser Gesetzesän-
derung, die ich aus Sicht der Betroffenen auch ver-
stehen kann. Die Frage der Verlässlichkeit von Poli-
tik ist eine, mit der wir immer wieder konfrontiert sind,
und die Angst der einzelnen Bereiche, bei kommen-
den Kürzungsrunden nicht ausgenommen zu werden,
ist sicherlich auch aufgrund der Haushaltslage un-
seres Landes verständlich. Ich finde aber, gerade der
Landessportbund hat da sehr pragmatisch agiert. Er
hat eben nicht gesagt wie einige hier, wir wollen keine
Änderung des Gesetzes, Hauptsache, wir haben un-
seren Anteil, sei er nun hoch oder höchstwahrschein-
lich doch deutlich niedriger. Der LSB hat in seinem
Hauptausschuss eine Resolution verabschiedet, in der
er die Bedarfe des Sports definiert und analog zum
Bildungskonsens eine verlässliche Vereinbarung mit
allen maßgeblichen politischen Kräften verlangt.

Für  die  grüne  Partei  und  für  die  grüne  Bürger-
schaftsfraktion kann ich an dieser Stelle erklären, dass
wir uns diesen Gesprächen nicht verschließen wer-
den, ich erkläre aber auch, dass die Bedarfe, die dort
definiert sind, glaube ich, noch einmal sehr genau
diskutiert und mit dem in Einklang gebracht werden
müssen, was die finanzielle Situation unseres Lan-
des hergibt. Dass wir aber gemeinsam gewillt sind,
Kultur, Sport und anderen Einrichtungen verlässli-
che Rahmenbedingungen in den nächsten Jahren zu
schaffen, steht außer Frage, dafür steht diese rot-grüne
Koalition auch.

Wir akzeptieren auch die Bedeutung des Sports,
in dem sich viele ehrenamtliche Kräfte und Aktive
für unser Bundesland ganz bewusst und ganz enga-
giert einsetzen. Auch dieser Aufgabe kommen wir
jetzt nicht nur in Sonntagsreden nach, sondern wir
setzen, glaube ich, am heutigen Tage einen entspre-
chenden Punkt. Sie sorgen für Verlässlichkeit, die
Sportvereine und -verbände wissen, mit welchen fi-
nanziellen Mitteln sie zu rechnen haben. Ich hoffe
auf Ihre Unterstützung. – Herzlichen Dank!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen und
bei der SPD)

Präsident Weber: Als Nächster erhält das Wort der
Abgeordnete Strohmann.
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Abg. Strohmann (CDU)*): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Meine Vorredner
haben ja schon als Regierungskoalition erläutert, was
sie vorhaben, und sie haben im Grunde genommen
unsere Aussagen auch schon vorweggenommen, dass
wir gegen diesen Gesetzesantrag sind. Ich möchte
kurz begründen, warum wir gegen diese Zentralisie-
rung der Wettmittel sind und warum wir es für ver-
nünftig halten, weiterhin die Zweckbindung zu er-
halten. Das ist genau das, was auch Frau Kummer
bei mir ansprach: Es ist richtig, dass wir vor ein paar
Jahren beschlossen haben in der Änderung des Lot-
teriegesetzes, dass es auch Haushaltsmittel sind. Das
zeigt aber auch nur, wie verantwortungsvoll die ein-
zelnen Bereiche umgegangen sind, dass natürlich
einerseits aus Wettmitteln bestimmte Investitionen in
Bereichen gemacht werden – ich bleibe einmal beim
Sport, das ist eigentlich am einfachsten – und natür-
lich auch Bereiche der Sanierung im Grunde genom-
men auch aus Haushaltsmitteln durchgeführt worden
sind und der Sport in Zusammenarbeit mit den Ver-
einen, mit den Sportdeputierten, mit dem Landessport-
bund gemeinsam gesagt hat: Jawohl, wir kennen die
Haushaltslage, wir kennen die Wettmitteleinnahmen,
wir nehmen die Verantwortung wahr und sind auch
bereit, auf bestimmte Investitionen zu verzichten, um
den Haushalt innerhalb des Sportbereichs, der ja dann
letztlich wieder auch dem Sport zugute kommt, mit
zu unterstützen.

Das, was Sie jetzt vorhaben, ist aber ein Unterschied,
weil Sie die Zweckbindung jetzt komplett kappen wol-
len. Damit haben wir große Probleme, weil wir davon
ausgehen,  wenn  diese  gesetzliche  Verknüpfung
zwischen den Lottomitteln und dem Sport gekappt
wird, dass sie nicht wieder zurückgeführt werden und
der Sport keinen gesetzlichen Anspruch mehr auf Be-
teiligung an den jeweiligen Lottomitteln hat.

(Beifall bei der CDU)

Er muss jetzt, wie andere auch, jeweils in den Haus-
haltsberatungen für seine Investitionen und Kosten,
die er hat, immer wieder aufs Neue kämpfen und sie
wieder darstellen.

Ich glaube schon, dass wir in den letzten Jahren
sehr verantwortungsvoll mit diesen Wettmitteln um-
gegangen sind. Es sind ja investive Mittel, es sind
keine konsumtiven Mittel. Ich glaube, das ist ganz
wichtig, denn gerade im Sport – aber es ist nicht nur
im Sport, auch im Kulturbereich und im Umweltbe-
reich – sind es Mittel gewesen, die das bürgerliche
Engagement in dieser Stadt unterstützt haben. Es gibt
keinen anderen Bereich als dieses ehrenamtliche bür-
gerliche Engagement, was durch Investitionen aus
Wettmitteln in Hallen und dergleichen begleitet wur-
de. Das ist die preiswerteste Sozialarbeit, die wir in
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

dieser Stadt haben, und diese wollen Sie jetzt kap-
pen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Nein, das wollen wir genauso wei-

termachen!)

Doch, genauso ist es dann, Sie können mir jetzt nichts
erzählen! Angesichts der wirklich desolaten Haus-
haltslage des Landes und der Kommunen bin ich mir
sicher, dass sich genau dieses Gesetz nachteilig auf
die Finanzierung gerade des Sports auswirken wird.

(Beifall bei der CDU)

Kurz  gesagt,  wir  als  CDU-Bürgerschaftsfraktion
halten an dieser Zweckabgabe fest, weil sie immer
noch besser ist als ein politisches Versprechen, dass
auch zukünftig der Sport und die anderen Bereiche
angemessen finanziell unterstützt werden. Ein sol-
ches Versprechen erscheint schon deshalb fragwür-
dig, weil die Mehrheit des heutigen Haushaltsgesetz-
gebers – das sind wir als Bürgerschaft – kaum ver-
sprechen kann, was der Haushaltsgesetzgeber oder
die dann geltende Mehrheit in fünf oder zehn Jah-
ren beschließen wird. Sicher ist, wenn der Sport erst
einmal aus dem Glücksspielgesetz gestrichen ist, ist
er für immer heraus und muss in den Haushaltsbe-
ratungen betteln und hausieren gehen.

Einen kleinen Vorgeschmack, wie es dann ablau-
fen wird, haben wir schon bekommen. Das haben wir
bei der Teilauflösung der Regionalisierungsabgabe
gesehen, damals 3,2 Millionen Euro. Da ging es näm-
lich los: Da war dann Kultur gerade wieder, das The-
ater, denen fehlte eine Million.

(Zuruf des Abg. W o l t e m a t h  [FDP])

Na klar, so war es doch! Das wurde so aufgeteilt, nur
diese 3,2 Millionen wurden nicht gerecht aufgeteilt.
Es wurde dann gesagt, wenn es mit der Regionali-
sierungsabgabe so passt, wird es irgendwann wieder
so aufgeteilt. Unsere große Angst ist, dass genau dies
eine Entscheidung des Senats ist, dass der Sport oder
die jeweiligen Deputationen gar nicht mehr beteiligt
werden oder dass der Senat nach Gutsherrenart dann
entscheidet – welcher auch immer –, was im Sport
denn investiert wird. Wir haben es bei der Regiona-
lisierungsabgabe auch ganz deutlich gesehen.

(Zuruf der Abg. Frau K u m m e r  [SPD])

Herr Böhrnsen hat versprochen, wir bauen ein Frei-
bad im Blumenthal, dafür werden zwei Millionen – –.
Das ist gegen Beschlüsse der Sportdeputation gelau-
fen. Es ist für den Sport, keine Frage, aber es ist im
Grunde genommen nicht mehr im richtigen Sinne und
in Absprache mit den Sportvereinen, und was der Lan-
dessportbund dazu sagt, wissen wir auch alle.

(Beifall bei der CDU)
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Das ist genau die Befürchtung, weil alles, was erst
einmal im großen Topf ist, schwierig ist herauszube-
kommen. Man kann sagen, okay, die Haushaltslage
ist so, wie sie ist, sie ist desolat, dazu müssen wir auch
den Beitrag leisten. Mein Problem ist jetzt aber auch
gerade als ein Vertreter für den aktiven Sport, dass
alle anderen Bereiche dann wieder bevorzugt wer-
den und der Sport oft als schweigende Mehrheit dann
im Grunde genommen hinten herunterfällt. Deswe-
gen werden wir weiterhin auch in der zweiten Le-
sung massiv gegen diesen Antrag kämpfen.

Wir  haben  den  Landessportbund  da  an  unserer
Seite, außer vielleicht ein paar Funktionäre, die hier
auch sitzen, das ist so, wie es ist. Der Präsident ist da
aber auf unserer Seite, auch der Hauptausschuss hat,
glaube ich, vernünftige Vorschläge gemacht, die Sport-
vereine sind auf unserer Seite. Ich glaube, es ist auch
nicht nur im Sinne des Sports, sondern auch im Sin-
ne von Kultureinrichtungen, dass dann nicht alles nur
in das Bremer Theater geht. Es ist für Umweltprojekte,
glaube ich, der richtige Weg. Sie kappen hier zen-
tralistisch bürgerliches Engagement für unsere Stadt,
und das werden wir nicht mitmachen! – Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich kann mich nur den Worten mei-
nes Vorredners anschließen. Ich denke, da wird ge-
nau dieses Tor aufgemacht: Wir tun das Geld in den
großen Topf, und dann ist es weg, und der Sport be-
kommt anschließend nichts wieder. Deshalb lehnen
wir das deutlich ab.

Es ist übrigens nicht in der Innendeputation, son-
dern in der Sportdeputation beraten worden, wenn
ich mich daran richtig erinnere.

(Abg. F e c k e r  [Bündnis 90/Die Grünen]:
Nein, das Lottogesetz!)

Lottogesetz! Entschuldigung, dann ziehe ich das zu-
rück! Da haben wir das nämlich auch schon abge-
lehnt, denn ich denke, es ist ganz deutlich zu erken-
nen, welche Intention dahintersteckt. Man wird es
schön vereinnahmen, und nachher wird es in der De-
batte untergehen. Jetzt wird man erst einmal etwas
versprechen, und dann ist es sozusagen um die Glaub-
würdigkeit geschehen. Wenn man den Brief des Lan-
dessportbundes hier ganz genau liest, kann man das
zwischen den Zeilen auch so erkennen: Er hat sich
quasi schon seinem Schicksal ergeben und macht den
Vorschlag zu sagen, was machen wir denn, wenn es
denn so passiert! Deshalb lehnen wir das ab! – Vie-
len Dank!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident,  sehr  geehrte  Damen  und  Herren!  DIE
LINKE ist in dem Fall, das muss ich zugeben, einmal
wieder auf der Seite der CDU und der FDP.

(Beifall bei der FDP)

Auch wir sind der Meinung, irgendwie sieht es sehr
trickreich aus, und so recht glauben können wir Ih-
nen da nicht. Auch wir haben die Befürchtung, wenn
es erst einmal in so einem Topf zentrale Finanzen,
Produktplan 93 verschwindet, ist es weg, und es wird
dann sehr schwer sein. Sie versuchen es dann noch
einmal, indem Sie sagen, dass bis 2011 per Haushalts-
vermerk noch einmal geregelt wird, die entsprechen-
den Haushalte wie nach dem bisherigen Verteiler-
schlüssel zu berücksichtigen, aber danach eben nicht
mehr. Das sieht dann für uns sehr deutlich so aus, als
wenn es dann in dem großen Finanztopf untergeht.

(Beifall bei der LINKEN)

Dass die Stadt Geld braucht, bestreitet niemand, von
daher werden wir diesen Antrag ablehnen!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Staatsrätin Buse.

Staatsrätin Buse: Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Bei dieser Diskussion um
die Änderung des Glücksspielgesetzes ist sehr viel
vom Sport gesprochen worden, obwohl wir alle wis-
sen, dass Destinatäre der Lottomittel auch in ande-
ren Bereichen eine Rolle spielen, und zwar keine
geringe. Es ist aber richtig, dass die Wettmittel im Sport
bisher eine große Rolle gespielt haben und ein gu-
ter Teil der Sportförderung mit diesen Mitteln aus den
Glücksspieleinnahmen bestritten wurde.

Nun ist aber leider zu verzeichnen, dass in den ver-
gangenen Jahren eine Reduzierung des Wettmittel-
aufkommens, das uns zur Verfügung stand, um bis
jetzt 23 Prozent erreicht wurde. Das ist eine Lage, die
für den Sport und die Sportförderung eine ganz bit-
tere Nachricht war. Es kam dazu, dass man am An-
fang des Jahres, wenn man gern Mittel verteilen und
die  Anträge  von  Sportvereinen  bedenken  möchte,
noch nicht einmal einen Überblick hatte, welche Mittel
denn tatsächlich in diesem Jahr für diese Sportförde-
rung zur Verfügung stehen.

Ich muss Ihnen eines sagen: Der Sport braucht Geld,
da  sind  wir  uns  alle  ganz  sicher,  aber  der  Sport
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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braucht keine Lottomittel, er braucht verlässliche Ein-
nahmen.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
S t r o h m a n n  [CDU]:  Das  ist  das  Pro-

blem!)

Dies ist dadurch zu sichern, dass im Haushalt ein fester
Betrag zur Verfügung steht, der den Wettmittelein-
nahmen des Jahres 2007 entspricht. Das ist für den
Sport eine deutlich bessere Situation, als wir Sie hätten,
wenn wir jetzt zum Beispiel für das Jahr 2010 dar-
auf hoffen müssten, dass der Rückgang der Wettmit-
teleinnahmen nicht so stark wird, wie er bisher war.
Die Situation für den Sport wird sich durch dieses Ge-
setz

(Abg. S t r o h m a n n  [CDU]: Verschlech-
tern!)

verbessern und sichern.

Ich  möchte  im  Übrigen  an  Ihr  Selbstbewusstsein
als Haushaltsgesetzgeber appellieren, und ich möchte
sagen: Sie können doch dafür sorgen, dass dem Sport
die Mittel zur Verfügung stehen und gestellt werden,
die er braucht. Dabei müssen wir uns doch nicht auf
Leute verlassen, die Lotto spielen oder wetten. Ich
vertraue auf Sie, und von daher bitte ich Sie auch,
diesem Gesetzentwurf so zuzustimmen! – Ich danke
Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Erste Gesetz zur Änderung des Bremischen
Glücksspielgesetzes, Drucksache 17/838, in erster Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen und
Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen  CDU,  DIE  LINKE,  FDP,  Abg.
T i m k e  [BIW]  und  Abg. T i t t m a n n

[parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Überwachung des Jugendschutzgesetzes durch
den Einsatz von jugendlichen Testkäuferinnen

und Testkäufern

Mitteilung des Senats vom 23. Juni 2009
(Drucksache 17/852)

Dazu  als  Vertreterin  des  Senats  Frau  Staatsrätin
Buse.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Brumma.

Abg. Brumma (SPD): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Wir sprechen heute über den Bericht des
Senats vom 23. Juni über den Einsatz von jugendli-
chen Testkäuferinnen und -käufern zur Überwachung
des Jugendschutzgesetzes. Wir haben es schon häu-
figer diskutiert, immer mehr Jugendliche fallen durch
exzessives Trinken auf, das Einstiegsalter hat sich re-
duziert.  Neben  vielen  Präventionsangeboten  und
Maßnahmen werden von uns auch seit Februar Test-
käufer in Bremen und Bremerhaven eingesetzt. Wir
folgen hier nur dem Beispiel von Niedersachsen oder
dem im Ausland, wie in Großbritannien, Dänemark
und Schweden.

Für uns zählt diese Maßnahme zu den vier Elemen-
ten Ursachenforschung, Prävention, Hilfe und Repres-
sion. Wenn man die Ursachenforschung ansieht, gibt
es inzwischen ganz neue Untersuchungen, unter an-
derem von der Gmünder Ersatzkasse. Sie stellt fest,
dass dieses Phänomen nicht nur in sozialen Randri-
sikogruppen anzutreffen ist, sondern der Alkoholkon-
sum an sich das Problem und die Ursache ist. Das heißt,
inzwischen sind alle – mehr Jungen als Mädchen –
einem höheren Risiko ausgesetzt, und auch, wenn das
Hobby Partybesuche vorwiegend als Freizeitbeschäf-
tigung vorherrscht oder wenn die Cliquen entspre-
chend einwirken, auch die Familie ist ein ganz wich-
tiger Ort, der solche Jugendlichen gefährdet.

Man hat herausgefunden, dass Freizeitaktivitäten
wie Sport nur zum Trinken verführen, aber nicht zum
Komasaufen, also zum exzessiven Trinken. Kritische
Lebensereignisse oder auch Stress in der Schule sind
ebenfalls  Ursachen,  wie  die  Gmünder  Ersatzkasse
festgestellt hat. Auch hat es eine Bedeutung, wie viel
Taschengeld die Jugendlichen bekommen. Wie ge-
sagt, die Ursachenforschung ist hier um einiges weiter.
Die von der Verwaltung durchgeführten Testkäufe
dienen uns als Präventionsinstrument und sollen unter
Umständen auch gegenüber den Händlern, die ver-
kaufen, als repressive Elemente durchgeführt werden.

In unserem beschlossenen Antrag vom Februar for-
derten wir einen Bericht vom Senat, wie diese Test-
käufe organisiert werden, wir haben auch gefordert,
dass die Jugendämter dabei sind, und es sollte auf
freiwilliger Basis geschehen und/oder eine Einwilli-
gung  der  Erziehungsberechtigten  vorhanden  sein.
Mindestens 17 Lebensjahre sollte das Alter dieser Test-
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käuferinnen und -käufer betragen. Inzwischen gibt
es Ergebnisse. In dem Bericht wurde festgestellt: 70
Prozent der Einzelhändler oder Tankstellen gaben Al-
kohol heraus, in Bremerhaven lag der Anteil sogar
bei 80 Prozent. Leider macht dies deutlich, dass sol-
che Testkäufe ein wichtiges Instrument bei der Al-
koholprävention sind. Wir haben auch Wert darauf
gelegt, dass der Alkohol von den Jugendlichen gleich
nach dem Kauf bei einem Behördenvertreter abge-
liefert wird,

(Heiterkeit bei der FDP)

Sie  sollen  ihn  nicht  mit  nach  Hause  nehmen.  Das
wurde auch eingehalten.

Wir befürworten diese Testkäufe, und es soll nicht
so sein, wie es geschehen ist, dass eine Monopolzei-
tung  in  Bremen  diese  auf  eigene  Faust  durchführt,
sondern wir sind der Meinung, dass die Käufe unter
staatlicher Aufsicht erfolgen müssen.

Bei  der  Innenministerkonferenz  in  Bremerhaven
wurden Prüfaufträge für Testkäufe erteilt. Ablehnend
gegenüber Testkäufen haben sich Berlin und Sachsen-
Anhalt verhalten, während die Länder Baden-Würt-
temberg,  Mecklenburg-Vorpommern,  Nordrhein-
Westfalen und Sachsen-Anhalt Prüfaufträge durch-
führen und über eine professionelle Begleitung bei
Testkäufen Beschlüsse fassen wollen. Bayern will, dass
in erster Linie bei Testkäufen Angehörige der zustän-
digen Vollzugsbehörden dabei sind. Insgesamt gibt es
hier also große Übereinstimmungen, wenn man die
Innenministerkonferenz an ihren Ergebnissen misst.

Wir als SPD-Fraktion können nur sagen, dass sich
die Testkäufe bewährt haben. Die Erfolge bestätigen
– leider, muss ich sagen – unsere Haltung, aber wir
sagen auch, dass sie nur ein Instrument der gesam-
ten Präventionspalette sind. Wir müssen sehen, dass
das  elterliche  Verhalten  sich  ändert,  denn  es  stand
vor kurzem erst im „Weser-Kurier“ zu lesen, dass in
Bremen durch Alkoholmissbrauch die Erkrankungs-
quote um elf Prozent gestiegen ist. In Deutschland gel-
ten inzwischen 1,3 Millionen Menschen als abhän-
gig,  das  ist  die  Einwohnerzahl  von  München.  Die
Ärztekammer schätzt, dass 9,5 Millionen Menschen
über  18  Jahre  Alkohol  in  gesundheitlich  riskanter
Form verbrauchen. Man kann dazu natürlich sagen,
dass die Leber mit ihren Aufgaben wächst, aber ich
glaube, ein derart riskanter Versuch scheitert in der
Realität.

(Beifall bei der SPD, beim Bündnis 90/Die
Grünen und bei der FDP)

Neben  der  gesundheitlichen  Problematik  ist  der
Schaden auch volkswirtschaftlich beträchtlich. Es wird
berechnet, dass dieser Alkoholkonsum allein die Ge-
sellschaft 22 Milliarden Euro kostet. Hier sind die Kos-
ten für die Komasäufer von 500 Euro pro Person mit
einbezogen.

(Glocke)

Ich meine, das ist der richtige Weg. Wir müssen na-
türlich andere Instrumente mit einbeziehen, wir hoffen
allerdings, dass Testkäufe am Ende überflüssig wer-
den und wir dieses Instrument dann wieder beerdi-
gen können. – Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Hinners.

Abg. Hinners (CDU)*): Herr Präsident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Der Alkoholmissbrauch
von Kindern und Jugendlichen hat in Deutschland
in den letzten Jahren erheblich zugenommen, Herr
Brumma hat soeben schon darauf hingewiesen. Das
unter einigen Kindern und Jugendlichen offensichtlich
so beliebte sogenannte Komasaufen führte allein im
Jahr 2007 in circa 20 000 Fällen zu Krankenhausauf-
enthalten und sogar in einigen Fällen zu Todesfällen.
Aus einem Bericht der Drogenbeauftragten der Bun-
desregierung für das Jahr 2008 geht hervor, dass 17,4
Prozent der Zwölf- bis Siebzehnjährigen regelmäßig
Alkohol konsumieren. Ich finde, das ist eine erschre-
ckende Bilanz. Die CDU-Fraktion hat diese Vorfälle
zum Anlass genommen, den Senat zu mehr Aufklä-
rung über die Gefahren des Alkoholkonsums sowie
zum Einsatz von jugendlichen Testkäufern auf-zufor-
dern. Ziel sollte die bessere Einhaltung des Ju-gend-
schutzgesetzes sein.

Der Mitteilung des Senats vom 23. Juni 2009 zur
Überwachung des Jugendschutzgesetzes durch den
Einsatz jugendlicher Testkäufer und Testkäuferinnen
lässt sich entnehmen, dass in Bremen bisher bei zwei
durchgeführten Kontrollen 15 Einzelhandelsgeschäfte
überprüft worden sind und dabei die Jugendlichen
in elf Fällen, was 73,3 Prozent ausmacht, Alkohol er-
werben konnten.

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Skandalös!)

Das finde ich auch, Herr Woltemath!

In Bremerhaven wurde eine Kontrollaktion durch-
geführt, bei der in 25 von 31 überprüften Objekten
– das sind 80,6 Prozent, Sie haben auch schon da-
rauf hingewiesen, Herr Brumma – den Jugendlichen
Alkohol verkauft worden ist. Diese Zahlen belegen
nach Ansicht der CDU-Fraktion eindeutig, dass die
Bestimmungen des Jugendschutzgesetzes offensicht-
lich in vielen Geschäften kaum Beachtung finden und
Kinder und Jugendliche viel zu leicht an Alkohol ge-
langen können. Allerdings hat diese Aktion offensicht-
lich auch dazu geführt – und insofern, glaube ich, hat
diese Aktion sich damit schon als berechtigt darge-
stellt –, dass in vielen Geschäften mittlerweile auf das
Jugendschutzgesetz hingewiesen wird. Wir begrüßen

–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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deshalb ausdrücklich das Vorhaben des Senats, auch
in Zukunft jugendliche Testkäufer einzusetzen und
dabei zur Sensibilisierung des Verkaufspersonals bei-
zutragen.

Wir fordern den Senat weiter auf – Herr Brumma
hat es soeben auch schon gemacht –, seine Aufklä-
rungsarbeit hinsichtlich der Gefahren des Alkohol-
konsums sowie entsprechende Präventionskonzep-
te weiter zu verstärken. Aus unserer Sicht ist der Senat
sehr verantwortungsbewusst mit dem Instrument des
Einsatzes  von  jugendlichen  Testkäuferinnen  und
Testkäufern  umgegangen.  Neben  der  Einwilligung
der Eltern und der umfangreichen Einweisung der
Testkäufer und Testkäuferinnen wurde vom Senat ge-
währleistet, dass alle Kontrollen von Mitarbeitern des
Stadtamtes beziehungsweise Ordnungsamtes in Bre-
merhaven sowie von Polizeibeamten begleitet wur-
den. Eine Gefährdung der jugendlichen Testkäufer,
wie von einigen Kritikern befürchtet, sehen wir nicht.
Auch  der  Vorwurf,  es  handle  sich  dabei  um  eine
Agent-Provocateur-Aktion, ist aus unserer Sicht nicht
haltbar.

(Abg. Frau T r o e d e l  [DIE LINKE]: End-
lich einmal etwas Französisches!)

Jetzt komme ich zu Ihnen, Frau Troedel! Anschlie-
ßend sei mir noch ein Hinweis in Richtung der Frak-
tion DIE LINKE gestattet, die unseren damaligen An-
trag abgelehnt hatte. Einer Ihrer politischen Urväter
hat den Grundsatz geprägt „Vertrauen ist gut, Kon-
trolle ist besser!“.

(Heiterkeit – Zuruf der Abg. Frau T r o e -
d e l  [DIE LINKE])

Dem ist, glaube ich, nichts hinzuzufügen! – Danke
schön!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
die Abgeordnete Frau Cakici.

Abg. Frau Cakici (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Dass wir
dieses Thema natürlich etwas anders sehen, wurde
ja schon angedeutet. Durch die Kleine Anfrage war
eigentlich  schon  klar,  dass  wir  das  Thema  weder
rechtlich noch ethisch als geklärt betrachten. Test-
käufe durch Jugendliche konterkarieren den Jugend-
schutz, sie stiften Jugendliche zum Rechtsbruch von
staatlicher Seite aus an, sie stellen ein Denunziati-
onsprinzip in den Vordergrund, bei dem Testkäufer-
innen und -käufer zum Agent Provocateur werden
und  Polizeiaufgaben  übernehmen.  Die  Testkäufe
dienen nicht, wie der Senat es darstellt, der Sensibi-
lisierung.  In  der  Vorlage  wird  nämlich  explizit  da-
rauf verzichtet, Verwarnungen gegen die Verkaufs-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

stellen auszusprechen, sondern die direkte Ahndung
anvisiert.

Wir befürworten, dass die Bußgeldbescheide nicht
nur gegen das Verkaufspersonal, sondern auch ge-
gen die Geschäftsführungen ausgesprochen werden.
Das Verkaufspersonal ist häufig gestresst, überarbeitet
und zu schlechten Konditionen angestellt.

(Zurufe von der CDU)

Doch, so ist es! Zudem existieren auch interne An-
weisungen, Alkohol zu verkaufen, um den Umsatz zu
steigern. Dafür dürfen Verkäuferinnen und Verkäu-
fer nicht verantwortlich gemacht werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Geschäftsführungen haben eine besondere Verant-
wortung zur Einhaltung des Jugendschutzes und soll-
ten deshalb auch hauptsächlich dafür eintreten.

Die Probleme mit den Testkäufen sind nicht nur die
ethischen Fragen und die Verlagerung ordnungspo-
lizeilicher Aufgaben, sondern auch die Tatsache, dass
dadurch Tür und Tor geöffnet wird, denn erstens sind
sie auch auf alle möglichen anderen Gebiete über-
tragbar – es wurde ja auch schon berichtet, dass bei
Lottoannahmestellen auch Tests durch Jugendliche
durchgeführt werden sollen –, und zweitens müssen
Testkäufe,  um  die  Effektivität  aufrechtzuerhalten,
ständig wiederholt werden. So werden Polizeiaufga-
ben auf jugendliche Azubis übertragen.

Zwar schreibt der Senat in seiner Antwort, dass die
Auszubildenden freiwillig an den Testkäufen teilnah-
men. Im Kontext einer Ausbildung ist es aber unwahr-
scheinlich, dass Jugendliche die Teilnahme verwei-
gern würden, wenn sie Ihnen nahegelegt wird.

Mit der Durchführung der Testkäufe wird die ab-
lehnende Haltung vieler Organisationen und Fach-
gremien ignoriert, das muss an dieser Stelle auch ein-
mal erwähnt werden. Der Deutsche Kinderschutz-
bund, die Kinderkommission des Bundestages und
auch die niedersächsische SPD-Fraktion haben Test-
käufe von Jugendlichen abgelehnt,

(Beifall bei der LINKEN)

denn sie untergraben den Schutz und den Erziehungs-
auftrag. Jugendliche werden zu Misstrauen erzogen,
sie sollen mit den Testkäufen gezielt andere in die
Falle locken. Ihnen wird signalisiert, dass sie das Ge-
setz brechen dürfen, wenn die Politik es will. Geset-
ze werden so zu einem dehnbaren Gegenstand, und
auch uneingeschränkt, das ist ein völlig falsches Si-
gnal.

Der Senat betrachtet die rechtlichen, pädagogischen
und ethischen Fragen als geklärt, wir nicht! Der Bruch
des Jugendschutzes wird damit gerechtfertigt, dass
die Spirituosen direkt nach dem Erwerb abgenom-
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men werden. Ein entsprechendes Rechtsgutachten
liegt uns auch nicht vor. Die Vermutung liegt einfach
nahe, dass diese Testkäufe einfach durch den Spar-
druck vorgenommen werden, denn die Polizei hat 100
Stellen zu wenig. Da verwundert es nicht, dass die
ordnungspolizeiliche Kontrolle von Alkohol und Test-
käufen etwas zu kurz kommt. Wenn man sich einmal
anschaut, wer alles dabei ist, das Jugendamt ist dabei,
und was man dann noch an Personal und Verwal-
tungskosten hat, dann würde ich sagen, das Geld ist
definitiv in der Prävention besser angelegt, und darü-
ber sollte man zukünftig nachdenken. – Danke schön!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Lieber Herr Hinners, wir haben das
damals auch abgelehnt, weil wir nämlich genau in die-
sem Punkt Bedenken hatten, dass wir hier Jugend-
liche zu etwas anstiften und animieren, was sie nor-
malerweise eventuell gar nicht tun würden, und wir
hier auch das Vertrauen und das Verständnis in den
Rechtsstaat untergraben. Deshalb haben wir es ab-
gelehnt, mit diesen Testkäufern zu operieren. Wir ha-
ben aber damals ausdrücklich gesagt, dass man es
bei ausuferndem Alkoholmissbrauch und Alkoholkon-
sum, den wir ja teilweise beobachten können – und
wir haben jetzt gerade wieder die Debatte mit den
Schaustellern auf dem Freimarkt gehabt, dass es da
wieder Problemlagen im Vorfeld der Bürgerweide ge-
geben hat –, in den Griff bekommen muss. Da ha-
ben wir, glaube ich, parteiübergreifend die dringende
Bitte, dass wir hier ein nachhaltiges Präventionspro-
gramm auflegen.

(Beifall bei der FDP und bei der LINKEN)

Der Senat hat zwar hier alles sehr schön beschrie-
ben, auch, welche Kontrollen er durchgeführt hat. Nun
haben wir die Erkenntnis, aber das hätten wir vielleicht
auch vorher so sagen können, die Jugendlichen müs-
sen ja irgendwie sowieso an den Alkohol kommen.
Entweder können sie ihn selbst kaufen – die Wahr-
scheinlichkeit war relativ groß, dass sie es können,
dass es irgendwo immer wieder Leute gibt, die ih-
nen Alkohol verkaufen –, oder sie beschaffen sich Al-
kohol durch andere Erwachsene.

Mir kommt aber in dieser Mitteilung des Senats viel
zu  kurz,  welche  Maßnahmen  des  Jugendschutzes
denn  jetzt  eingeleitet  werden.  Was  sind  denn  die
weiteren Konsequenzen aus der Erkenntnis, dass wir
hier Alkoholmissbrauch haben, und welche Program-
me werden denn da aufgelegt? Da müssen wir den
Finger in die Wunde legen und sagen, dass wir hier
mit großem Nachdruck eine viel stärkere Aufklärungs-
kampagne bei Kindern und Jugendlichen brauchen,

dass man vom Alkohol und vom Alkoholkonsum weg-
kommt und dass vor allem diese überforderten Ereig-
nisse, die wir jetzt auch im Zusammenhang mit dem
Freimarkt sehen, eingedämmt werden. – In diesem
Sinne vielen Dank!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Öztürk.

Abg. Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Nach einer Studie der Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung ist Alkohol das am
weitesten verbreitete Suchtmittel unter Jugendlichen.
Nach einer Anfrage unserer grünen Fraktion hier in
der Fragestunde wurden im Zeitraum von Juli 2008
bis Juni 2009 in einer Altersgruppe der Elf- bis Fünf-
zehnjährigen, Frau Cakici, jeweils 91 Jungen und 97
Mädchen sowie in der Altersgruppe der Sechzehn-
bis Siebzehnjährigen weitere 66 Jungen und 43 Mäd-
chen wegen einer Alkoholvergiftung behandelt. Das
sind nur die Extremfälle, die dokumentiert werden
können, die Dunkelziffer liegt deutlich höher. Die-
ser Bedarf ist durchaus gegeben, dass man hier – und
so hatten wir uns hier in der Bürgerschaft im Febru-
ar eingesetzt – den Dringlichkeitsantrag zusammen
mit uns, der SPD und der CDU verabschiedet.

Der Senat wurde beauftragt, die Einhaltung des Ju-
gendschutzgesetzes durch den Einsatz von jugend-
lichen Testkäufern zu überwachen. Insbesondere die
nicht erlaubte Abgabe von alkoholischen Getränken
an Jugendliche sollte stichprobenartig überprüft, und
entsprechende Verstöße gegen das Jugendschutzge-
setz sollten geahndet werden. Als Grüne hatte wir
gefordert, dass eine konsequente Einhaltung des Ju-
gendschutzes beim Einsatz von Testkäufern einzu-
halten ist. Dieser Forderung hatten sich die Fraktio-
nen von CDU und SPD angeschlossen.

Es geht nur um den Jugendschutz. Um den Jugend-
schutz zu gewährleisten, wurden folgende Kriterien
vereinbart: Erstens, ein Mindestalter von 17 Jahren;
zweitens, eine freiwillige Teilnahme; drittens, teilneh-
men dürfen nur Auszubildende des Amts für Sozia-
le Dienste; viertens, das Einverständnis der Eltern
muss vorliegen; fünftens, die Durchführung einer Vor-
und Nachbereitung; sechstens, eine ständige Beglei-
tung durch eine Amtsperson während der Testkäu-
fe; siebtens – und das ist das entscheidendste Krite-
rium –, dass der erworbene Alkohol durch die jugend-
lichen Testkäufer direkt nach Verlassen des Geschäfts
an die amtlichen Begleitpersonen übergeben wird.

Ich möchte den Argumenten seitens der LINKEN
und der FDP ein bisschen widersprechen und möchte
es auch belegen. In diesem Zusammenhang ist es
nämlich wichtig zu erwähnen, dass die Testkäufer-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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innen und Testkäufer verpflichtet sind, das Verkaufs-
personal nicht irrezuleiten. So sollen sie bei Fragen
des Verkaufspersonals wahrheitsgemäß antworten
und auf Verlangen Ausweise vorlegen. Ferner ist zu
erwähnen, dass die Jugendlichen durch die freiwil-
lige Teilnahme jederzeit und ohne Angabe von Grün-
den diesen sogenannten Einsatz abbrechen können.

Um an dieser Stelle noch einmal den Charakter die-
ser Maßnahme zu verdeutlichen: Es geht hierbei um
Prävention und nicht um Strafverfolgung beziehungs-
weise Verfolgen von Ordnungswidrigkeiten. Es geht
hier ganz konkret um die Wahrung des Jugendschut-
zes, es sollte nämlich selbstverständlich sein, dass das
Alter durch das Verkaufspersonal zu überprüfen ist,
wenn junge Menschen Alkohol erwerben möchten.
Dies ist noch lange keine Garantie dafür, dass ihnen
trotz ihres jungen Alters branntweinhaltige alkoho-
lische Getränke verkauft werden, was bei den Test-
käufen festgestellt wurde.

An dieser Stelle möchte ich kurz zwei Zahlen er-
wähnen: In Bremen gab es – Herr Hinners hatte es
vereinzelt dargestellt, ich fasse die Zahlen zusammen
– im Jahr 2009 insgesamt 48 Kontrollen, davon 30
Verstöße. Das heißt, 30 Mal wurde an Jugendliche,
die eindeutig minderjährig waren, Alkohol verkauft,
und es geht hier nicht um Bier und Wein, sondern
um Alkohol wie Wodka oder Whiskey. In Bremerhaven
wurden im Jahr 2009  128 Kontrollen durchgeführt
und 58 Verstöße festgestellt. In dem Fall wurden auch
ganz schwere Alkoholika an junge Menschen ver-
kauft.

Was interessant ist, viele von uns gehen sicherlich
regelmäßig einkaufen, das sieht man schon in den
Supermärkten und in diesen Kiosken, allein die Dis-
kussion über den Einsatz von jugendlichen Testkäu-
ferinnen und Testkäufern hat bewirkt, dass die Schil-
der mehrfach sichtbar an den Kassen aushängen, dass
das Verkaufspersonal öfter nach dem Ausweis fragt
und dass dadurch auch ein Rückgang zu verzeich-
nen ist. Schaut man sich die Einzelmonate an, die auch
von Herrn Hinners erwähnt wurden, gibt es Fluktu-
ation. In einigen Monaten hat die Anzahl der Kon-
trollen zugenommen, aber die Anzahl der Menschen,
die Alkohol verkauft haben, hat abgenommen, es wa-
ren viele Wiederholer dabei.

Am Schluss möchte ich es noch einmal ganz ge-
nerell auf einen Punkt bringen, der für uns Grüne am
wichtigsten ist, nämlich dass der Verkauf an Jugend-
liche unterbunden wird. Eines kann ich mir jetzt nicht
verkneifen, Frau Cakici: Der Einsatz der Jugendli-
chen ist freiwillig, und wenn Jugendliche Alkohol er-
werben möchten, tun sie das auch freiwillig.

(Zuruf der Abg. Frau T r o e d e l  [DIE
LINKE])

Frau Troedel, wenn Jugendliche am Samstagabend
durch das Viertel laufen und Lust auf Wodka haben
und ihn kaufen möchten, tun sie das freiwillig. Ich

frage mich, wo ist da der Denunzianten-Grund vor-
handen, wo ist das der Fall, dass man die Jugendli-
chen irreleitet, dass sie ein schlechtes Vorbild sind?
Sie tun ohne Einschränkung alles Erdenkliche, um
an Alkohol heranzukommen, und da ist das Verkaufs-
personal gefordert, da ist der Handel gefordert, da
sind die Gewerkschaften gefordert.

(Abg. Frau T r o e d e l  [DIE LINKE]: Die
Politik ist gefordert!)

Die Politik ist sowieso gefordert, indem sie solche Maß-
nahmen ergreift, die nicht von Dauer sind, die auf eine
gewisse Frist angelegt sind, um eben immer wieder
mit diesen Maßnahmen zu signalisieren, dass der Han-
del hier auf dem falschen Weg ist.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Daher möchte ich in Richtung von Herrn Woltemath
sagen, dass man den ausufernden Alkoholkonsum
mit nachhaltigen Präventionsprogrammen in den Griff
bekommen  muss.  Ähnliches  hat  auch  DIE  LINKE
gesagt, aber es wurde hier mit keinem Satz erwähnt,
welche Programme Sie meinen, wie Sie das meinen
oder in welcher Weise man das in den Griff bekom-
men soll. Dieses Programm ist völlig präventiv, Herr
Woltemath.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen  – Abg.
W o l t e m a t h  [FDP]: Das soll der Senat

doch aufschreiben!)

Das können wir gleich besprechen! Meine Redezeit
ist vorbei, deswegen möchte ich mich eventuell sogar
in der zweiten Runde – ich sehe, da waren Wortmel-
dungen – noch einmal melden. – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg.  Woltemath  (FDP):  Lieber  Herr  Kollege,  da
stimme ich Ihnen zu! Man braucht ja manchmal am
Samstagabend nur durch das Ostertor zu laufen und
sich anzuschauen, wer dort Alkohol erwirbt und wer
davon eventuell minderjährig ist. Ich sage, da brau-
chen wir nur eine Polizeistreife vor bestimmte Super-
märkte und Läden zu stellen, die kann das ganz ein-
fach kontrollieren.

(Abg. Frau G a r l i n g  [SPD]: Genau! Ein
Polizist für jede Kasse!)

Jeder, der mit Alkohol dort herauskommt, zeigt sei-
nen Ausweis, und dann haben wir festgestellt, wer
da illegal, gesetzeswidrig Alkohol eingekauft hat und
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wer nicht. Da brauchen Sie überhaupt keine Testkäu-
fer!

(Beifall bei der FDP)

Diese Eierei mit irgendwelchen Testkäufern brau-
chen Sie dann überhaupt nicht zu machen! Das ha-
ben wir gesagt, das kritisieren wir. Für uns ist wich-
tig, Alkoholkonsum von Jugendlichen und Minder-
jährigen zu unterbinden, weil das so im Gesetz steht
und weil das Jugendschutz ist, das haben wir gesagt.
Das mit den Testkäufern ist für uns auf der anderen
Seite viel zu nebulös, das haben wir zurückgewie-
sen, und ich finde, das kann man auch akzeptieren,
da muss man hier nicht so einen Eiertanz aufführen.

(Beifall bei der FDP)

Wir können das gern machen, wir können ja einmal
schauen, welche Leute da jetzt am Samstagabend im
Ostertor Alkohol kaufen. Ich meine, wir dürfen die
natürlich nicht nach dem Ausweis fragen, aber wir
werden das ziemlich deutlich feststellen.

Was ich kritisiert habe, ist: Ich muss doch hier nicht
hineinschreiben, was der Senat für Schlussfolgerun-
gen daraus zieht, das wäre ja noch schöner! Ich mache
jetzt einmal einen Zwischenruf: Bravo!

(Beifall bei der FDP)

Nein, der Senat muss doch hineinschreiben, was er
jetzt für Schlussfolgerungen daraus zieht.

Wir haben jetzt festgestellt, es wird in Bremen of-
fensichtlich Alkohol in umfangreichem Maße an Per-
sonen unter 18 Jahren verkauft, ohne dass nach dem
Ausweis gefragt wird. Das brauchen wir nicht mehr
zu verifizieren, das haben wir jetzt ermittelt. Da möchte
ich einmal sagen, was das hier für eine Auflistung
ist, das ist schöne Prosa. Man hätte es aber wirklich
einmal hineinschreiben können, wenn Sie das jetzt
alles so genau kontrolliert haben möchten und so ge-
nau nachgefragt werden soll – sind das Internetca-
fés, ist das mehrheitlich an Tankstellen, ist das mehr-
heitlich an Kiosken, um welche Uhrzeiten war das,
wann sind sie dorthingegangen? –, dann brauche ich
nicht solch eine Auflistung vorzulegen, um dann unten
mit einem schönen Prosatext zu schreiben, das ist jetzt
alles wunderbar. Nein, so kann es nicht funktionie-
ren!

(Beifall bei der FDP)

Da muss man genauer arbeiten, dann hätte ich mir
jetzt auch genauere Arbeit gewünscht und nicht, solch
ein Papier vorzulegen. – Danke!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Erlanson.

Abg. Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehrter Herr
Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich muss
sagen, ich finde die Diskussion auch recht sonder-
bar. Wenn es uns darum geht, dass wir sagen, wir wol-
len Prävention machen, wir wollen Jugendliche vor
Alkohol schützen, finde ich, sollte man überlegen, wie
wir das tun, welche Aufklärungsprogramme es gibt
und so weiter. Ich finde auch, wenn wir feststellen
wollen, welche Verkaufsstellen gegen dieses Alko-
holverbot des Verkaufs an Jugendliche verstoßen,
macht man solch eine Maßnahme, wie die FDP sie
eben vorgestellt hat. Wenn ich in meinen Supermarkt
gehe, muss ich mich nur einmal an die Kasse stel-
len, und dann weiß ich mit sehr großer Wahrschein-
lichkeit, wer jugendlich ist und ob sie kontrolliert wer-
den oder nicht. Das kann man doch einfach sehen,
und dann kann man daraus Schlüsse ziehen.

Das Schlimmste an der Sache ist: Was sollen denn
die jugendlichen Testkäufer bei dieser Geschichte ler-
nen? Die werden losgeschickt, und man sagt ihnen
dann, ihr sollt jetzt herausbekommen, ob es Geset-
zesbrecher in dieser Art und Weise gibt. Was stellen
sie dann fest, was lernen sie? Ja, es gibt Gesetzes-
brecher, oder nein, es gibt keine. Was hat das für einen
Sinn für diese Jugendlichen, was haben sie daraus
gelernt? Sie haben vielleicht daraus gelernt, dass es
überall immer wieder Schlupflöcher gegen gesell-
schaftlich ausgesprochene Verbote gibt, aber es trägt
überhaupt nichts zur Alkoholprävention bei, diese Ju-
gendlichen zu erreichen.

(Abg. D r .  G ü l d n e r  [Bündnis 90/Die
Grünen]: Das hilft, das zu unterbinden!)

Deshalb halte ich solch eine Maßnahme einfach für ab-
surd und schwachsinnig!

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Öztürk.

Abg. Öztürk (Bündnis 90/Die Grünen)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine verehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Fecker hat hier gerade genau
das Richtige gesagt, was in diese Richtung geht. Ich
möchte zwei Dinge erwähnen: Was wir nicht machen
dürfen, ist, erstens, die Jugendlichen zu kriminalisie-
ren.

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)

Herr Woltemath, ich weiß ungefähr, wie Sie es ge-
meint haben, aber es bringt nichts, Polizeibeamte vor
den Kiosk zu stellen, die dann die Jugendlichen ab-
greifen, nach dem Ausweis fragen und ihnen die Wod-
kaflasche abnehmen. Das ist Lobbyismus-Politik pur!

(Abg. W o l t e m a t h  [FDP]: Was ist das?)
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.
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Lobbyismus-Politik, habe ich gesagt! Der Verusacher,
der diesen Alkohol an die jungen Menschen verkauft,
darf weiter verkaufen. Die Jugendlichen, die diesen
Alkohol erworben haben, werden kriminalisiert, Herr
Erlanson? Das ist das, was Sie gesagt haben. Sie spre-
chen von Aufklärungsprogrammen, es gibt eine Men-
ge Aufklärungsprogramme, trotzdem sterben junge
Menschen nach Discobesuchen am Wochenende –
wie jüngst dieses Wochenende auch – bei einem Ver-
kehrsunfall. Es ist immer schwierig, wie und inwie-
weit Aufklärungsprogramme wirken.

Ich möchte jetzt bei dem Thema polizeiliche Kon-
trollmaßnahmen bleiben. DIE LINKE hat in der Klei-
nen Anfrage – die habe ich nämlich auch durchge-
lesen – gefragt, ich zitiere mit Genehmigung des Prä-
sidenten: „Wie verhält sich im Vergleich dazu die Ef-
fektivität gezielter polizeilicher Kontrollen?“ Antwort
des Senats: „Polizeiliche Kontrollen, ohne den Ein-
satz jugendlicher Testkäufer/-innen, sind im Vergleich
weniger effektiv, weil bei einem konkreten Verstoß
die direkte Abgabe an Kinder oder Jugendliche durch
den Gewerbetreibenden nachgewiesen werden muss.“
Das ist das, was ich meine, Herr Woltemath! Was bringt
es, Polizeibeamte vor Kiosken aufzustellen, junge Men-
schen zu kriminalisieren, ihnen auf die Finger zu hau-
en, den Ausweis zu verlangen, die Flasche abzuneh-
men, wenn der Verursacher dieses Prinzips, nämlich
Wodkaverkauf an junge Menschen, straffrei davon-
kommt? Während die Polizei die drei Jugendlichen
kontrolliert – denn so viele Beamte haben wir nicht
–, wird im Kiosk noch an zehn weitere Menschen Al-
kohol verkauft.

Wir haben gerade auch darüber gesprochen, wie
das war, als wir während des Freimarkts mit der Innen-
deputation bei den Schaustellern waren. Da wurde
uns doch klipp und klar erklärt, dass ein ganz bekann-
ter, renommierter, riesengroßer Supermarkt – den Na-
men möchte ich jetzt nicht nennen –, der direkt am
Bahnhof ist, selbst die Milchprodukte aus dem Re-
gal am Samstagabend wegräumt, Alkohol einräumt
und den jungen Menschen vor den Augen der Er-
wachsenen – Frau Cakici, gehen Sie einmal dahin!
– Wodka verkauft, ohne auch nur den Ausweis zu
kontrollieren. Herr Erlanson, mit welchem Aufklä-
rungsprogramm möchten Sie da denn wirken? Wol-
len Sie sich vor den Supermarkt stellen und den jungen
Menschen sagen, trinkt bitte nicht so viel, ihr seid erst
17, ihr dürft das gar nicht trinken? Herr Erlanson, sie
würden Sie auslachen! – Danke schön!

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen – Abg.
Frau T r o e d e l  [DIE LINKE]: Aufklärung

beginnt vorher!)

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das Wort
Frau Staatsrätin Buse.

Staatsrätin Buse*): Herr Präsident, meine Damen
und Herren! Die Bürgerschaft hat den Senat damit be-
–––––––
*) Von der Rednerin nicht überprüft.

auftragt, das Jugendschutzgesetz durch den Einsatz
von jugendlichen Testkäuferinnen und Testkäufern zu
überwachen. Das hat der Senat getan, und ich glau-
be, er hat dargestellt, dass diese Maßnahme nicht leicht-
fertig verabredet worden ist, sondern im Hinblick auf
die große Gefährdung, der die Jugendlichen durch
Alkoholkonsum ausgesetzt sind, veranlasst worden
ist.

Ich glaube, es ist klar geworden, dass die Art und
Weise, wie diese Maßnahmen durchgeführt worden
sind, wirklich jenseits jeder Kritik stehen. Der Frak-
tion DIE LINKE kann ich sagen, es ist richtig, es ist
nicht Ziel dieser Aktion gewesen, die Jugendlichen,
die dort versucht haben, Alkohol einzukaufen, fort-
zubilden. Das ist sicherlich auch geschehen, indem
ihnen nämlich klargemacht wurde, dass sie das als
17-Jährige nicht dürfen und dass deswegen dieser
ganz besondere Aufwand erforderlich war, um die-
se Aktion durchzuführen. Nein, Ziel ist allein gewe-
sen, eine Präventionsmaßnahme durchzuführen, die
bei den vielen Geschäftsinhabern und bei den vielen
Kassiererinnen und Kassierern eine Sensibilität weckt
und sie daran erinnert, ihnen ins Bewusstsein ruft,
dass die Abgabe von Alkohol an Jugendliche verboten
ist. Ich glaube, dass genau dies mit einer solchen Ak-
tion erreicht wird.

Wir haben ja auch gesehen, dass bei den Nach-
folgekontrollbesuchen die Zahlen gesunken sind. Es
ist einfach wichtig, dieses Instrument genauso zu nut-
zen. Es würde meiner Ansicht nach schon ausreichen,
einfach über die Tatsache zu berichten, dass es so
etwas wie Testkäufe gibt, dass diese Stadt nicht be-
reit ist hinzunehmen, wenn Alkohol an Jugendliche
abgegeben wird. Daher glaube ich, dass dies eine Ak-
tion gewesen ist, die dazu beigetragen hat, dieses
Problem in den Köpfen zu verankern.

Ich möchte allerdings auf noch etwas hinweisen,
dass es eben nicht geht, nur immer mit dem Finger
auf andere zu zeigen. Wir, wie wir hier alle stehen
und sitzen, haben eine Verantwortung. Wie sollen wir
denn Jugendlichen klarmachen, dass Alkohol trin-
ken etwas nicht Erstrebenswertes ist, wenn wir selbst
mit einem Beispiel vorangehen, das das möglicher-
weise nicht vermittelt? Auch wir könnten uns über-
legen, ist es denn wirklich so, dass Alkohol ab 18 Jah-
ren dann etwas ungefährlicher ist?

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist, glaube ich, nicht ganz so, daher möchte ich diese
Situation hier einmal nutzen, Ihnen vielleicht diesen
Punkt ein wenig ins Gedächtnis zu rufen.

Im Übrigen darf ich Ihnen auf die Frage mitteilen,
was der Senat sonst zu tun gedenkt, um Alkoholmiss-
brauch bei Jugendlichen zu vermeiden: Es gibt in
vielen Bereichen Konzepte und Maßnahmen, sowohl
im Ressort Bildung als auch bei Jugend und Sozia-
les, und auch beim Senator für Inneres werden wei-
tere  Maßnahmen  durchgeführt.  Wir  sind  beispiels-
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weise auch in Gesprächen mit der Getränkeindus-
trie, mit den großen Supermarktketten, mit denen wir
erörtern, wie man es auch den Kassiererinnen und
Kassierern noch erleichtern kann, die Aufmerksam-
keit beim Verkauf von Alkohol zu stärken. Das kann
man durch Kassensysteme machen, die dann prak-
tisch die Beschäftigten an der Kasse verpflichten, einen
Moment innezuhalten, den Blick zu heben und dem-
jenigen, dem dort etwas verkauft wird, ins Auge zu
sehen und vielleicht auch noch in den Ausweis, und
das sind alles Dinge, die ineinandergreifen müssen.

In diesem Sinne ist dieser Teil, den wir hier heute
besprechen, die Überwachung des Jugendschutzes
durch den Einsatz von Testkäufern, ein kleiner Mo-
saikstein in einer Aufgabe, die sehr viel größer ist,
und wie ich gerade schon gesagt habe, würde ich Sie
bitten, sich vielleicht auch selbst mit dem einen oder
anderen  guten  Beispiel  daran  zu  beteiligen.  –  Ich
danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD und beim Bündnis 90/
Die Grünen)

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort
der Abgeordnete Woltemath.

Abg. Woltemath (FDP)*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Ich will nur noch einen Satz sagen,
das bin ich jetzt einfach dem Kollegen Öztürk schuldig.
Es ist überhaupt nicht die Rede davon gewesen, dass
hier jemand die Jugendlichen kriminalisieren will. Es
geht doch genau darum, den Ladenbesitzern und den
Supermärkten zu signalisieren, dieser Verkauf ist il-
legal, was ihr da macht, das geht so nicht. Darum geht
es, und da muss man sich dann eben auch einmal
vernünftige und vielleicht auch einmal pfiffige Maß-
nahmen überlegen,

(Beifall bei der FDP und bei der LINKEN)

natürlich nicht nur mit einer Polizeistreife vor der Tür,
aber das muss ich jetzt hier nicht weiter erläutern.
Insofern sind wir an diesem Punkt doch völlig einer
Meinung, und ich finde, diese Polemik an dieser Stelle
war ein schöner Abschluss, und dann mache ich den
Zwischenruf dazu: Bravo! – Vielen Dank!

(Beifall bei der FDP und bei der LINKEN)

Präsident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Senats, Drucksache 17/852, Kenntnis.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen,
es ist jetzt vereinbart worden, dass wir die Tagesord-
–––––––
*) Vom Redner nicht überprüft.

nungspunkte aufrufen, die ohne Debatte vorgesehen
sind.

Bremisches Gesetz über den Vollzug der Unter-
suchungshaft  (Bremisches  Untersuchungshaft-

vollzugsgesetz – BremUVollzG)

Mitteilung des Senats vom 1. September 2009
(Drucksache 17/914)

1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Bremische Gesetz über den Vollzug der
Untersuchungshaft, Drucksache 17/914, in erster Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Es ist vorgesehen, nach der ersten Lesung den Ge-
setzesantrag an den Rechtsausschuss zu überweisen.

Wer  der  Überweisung  des  Gesetzesantrags  zur
Beratung und Berichterstattung an den Rechtsaus-
schuss seine Zustimmung geben möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über öffentliche
Rechtsberatung in der Freien Hansestadt Bremen

Mitteilung des Senats vom 29. September 2009
(Drucksache 17/941)

1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über
öffentliche Rechtsberatung in der Freien Hansestadt
Bremen, Drucksache 17/941, in erster Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!
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Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Vermessungs- und
Katastergesetzes und über die Mitwirkung im

amtlichen Vermessungswesen

Mitteilung des Senats vom 29. September 2009
(Drucksache 17/942)

1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Vermessungs-
und  Katastergesetzes  und  über  die  Mitwirkung  im
amtlichen  Vermessungswesen,  Drucksache  17/942,
in erster Lesung beschließen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Bremischen Wahlgesetzes

Antrag des nichtständigen Ausschusses „Erleich-
terung  der  Volksgesetzgebung  und  Weiterent-

wicklung des Wahlrechts“
vom 23. September 2009

(Drucksache 17/934)
2. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des nichtständigen Ausschusses „Erleichterung der
Volksgesetzgebung und Weiterentwicklung des Wahl-
rechts“ in ihrer 52. Sitzung am 1. Oktober 2009 in
erster Lesung beschlossen.

Wir kommen nun zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer  das  Gesetz  zur  Änderung  des  Bremischen
Wahlgesetzes entsprechend der Beschlussempfehlung
Nummer 2 des nichtständigen Ausschusses „Erleich-
terung der Volksgesetzgebung und Weiterentwick-
lung des Wahlrechts“, Drucksache 17/934, in zwei-

ter Lesung beschließen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE
LINKE, FDP und Abg. M ö h l e  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU, Abg. T i m k e  [BIW] und
Abg. T i t t m a n n  [parteilos])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Einrichtung
eines nationalen Mechanismus aller Länder nach
Artikel  3  des  Fakultativprotokolls  vom  18.  De-
zember 2002 zu dem Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen Folter und andere grau-
same,  unmenschliche  oder  erniedrigende  Be-

handlung oder Strafe

Mitteilung des Senats vom 8. September 2009
(Drucksache 17/920)

2. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 52. Sitzung am 1. Oktober 2009
in erster Lesung beschlossen.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag über die Ein-
richtung eines nationalen Mechanismus aller Länder
nach Artikel 3 des Fakultativprotokolls vom 18. De-
zember 2002 zu dem Übereinkommen der Vereinten
Nationen gegen Folter und andere grausame, un-
menschliche  oder  erniedrigende  Behandlung  oder
Strafe, Drucksache 17/920, in zweiter Lesung beschlie-
ßen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Bremischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes

Mitteilung des Senats vom 22. September 2009
(Drucksache 17/931)

2. Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag) hat den Gesetzentwurf
des Senats in ihrer 52. Sitzung am 1. Oktober 2009
in erster Lesung beschlossen.



(A) (C)

(B) (D)

Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 17. Wahlperiode – 53. Sitzung am 28. 10. 09 3993

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Änderung des Bremischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes in zweiter Lesung be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in zweiter Lesung.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds des Stifungsrates der Stiftung
„Wohnliche Stadt“

Meine Damen und Herren, der Wahlvorschlag liegt
Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer  entsprechend  dem  Wahlvorschlag  wählen
möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) wählt ent-
sprechend.

(Einstimmig)

Staatsvertrag  zwischen  dem  Land  Schleswig-Hol-
stein, der Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land
Mecklenburg-Vorpommern,  der  Freien  Hansestadt
Bremen und dem Land Niedersachsen über den Bei-
tritt des Landes Niedersachsen zur rechtsfähigen An-

stalt des öffentlichen Rechts „Dataport“

Mitteilung des Senats vom 6. Oktober 2009
(Drucksache 17/951)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von dem Staats-
vertrag zwischen dem Land Schleswig-Holstein, der
Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Meck-
lenburg-Vorpommern, der Freien Hansestadt Bremen
und dem Land Niedersachsen über den Eintritt des
Landes Niedersachsen zur rechtsfähigen Anstalt des
öffentlichen Rechts „Dataport“, Drucksache 17/951,
Kenntnis.

13. Staatsvertrag zur Änderung rundfunkrecht-
licher Staatsverträge (13. Rundfunkänderungs-

staatsvertrag)

Mitteilung des Senats vom 13. Oktober 2009
(Drucksache 17/956)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Hier ist Überweisung zur Beratung und Berichter-
stattung an den Ausschuss für Informations- und Kom-
munikationstechnologie und Medienangelegenhei-
ten vorgesehen.

Wer der Überweisung des 13. Staatsvertrages zur
Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge mit der
Drucksachen-Nummer 17/956 zur Beratung und Be-
richterstattung an den Ausschuss für Informations-
und Kommunikationstechnologie und Medienange-
legenheiten  seine  Zustimmung  geben möchte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) überweist
entsprechend.

(Einstimmig)

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 27
vom 20. Oktober 2009

(Drucksache 17/962)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Es ist getrennte Abstimmung beantragt.

Zuerst lasse ich über die Petition L 17/647 abstim-
men.

Wer der Behandlung der Petition L 17/647 in der
empfohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
FDP, Abg. T i m k e  [BIW] und Abg. T i t t -

m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

Nun lasse ich über die restlichen Petitionen abstim-
men.
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Wer der Behandlung der restlichen Petitionen in der
empfohlenen Art zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der Freien Han-
sestadt Bremen und dem Land Niedersachsen zur
Aufhebung des Staatsvertrags über die Ausdehnung
der Gerichtsbezirke in der Sozialgerichtsbarkeit in
Angelegenheiten der Knappschaftsversicherung ein-
schließlich der Unfallversicherung für den Bergbau

auf das Gebiet der Freien Hansestadt Bremen

Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/963)

1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der
Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersach-
sen zur Aufhebung des Staatsvertrags über die Aus-
dehnung der Gerichtsbezirke in der Sozialgerichts-
barkeit in Angelegenheiten der Knappschaftsversi-
cherung einschließlich der Unfallversicherung für den
Bergbau auf das Gebiet der Freien Hansestadt Bre-
men, Drucksache 17/963, in erster Lesung beschlie-
ßen möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, da der Senat um Be-
handlung und um Beschlussfassung in erster und zwei-
ter Lesung gebeten hat und die Fraktionen der SPD
und Bündnis 90/Die Grünen dies als Antrag übernom-
men haben, lasse ich darüber abstimmen, ob wir jetzt
die zweite Lesung durchführen wollen.

Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen der
Freien Hansestadt Bremen und dem Land Niedersach-
sen zur Aufhebung des Staatsvertrags über die Aus-
dehnung der Gerichtsbezirke in der Sozialgerichts-
barkeit in Angelegenheiten der Knappschaftsversi-
cherung einschließlich der Unfallversicherung für den
Bergbau auf das Gebiet der Freien Hansestadt Bre-
men in zweiter Lesung beschließen möchte, den bitte
ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
entsprechend.

(Einstimmig)

Gesetz zur Umsetzung der EU-Dienstleistungsricht-
linie im Land Bremen und Novellierung weiterer

Rechtsnormen

Mitteilung des Senats vom 20. Oktober 2009
(Drucksache 17/964)

1. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Umsetzung der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie im Land Bremen und Novellierung wei-
terer Rechtsnormen, Drucksache 17/964, in erster Le-
sung beschließen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafür SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen,
Abg. T i m k e  [BIW]  und  Abg. T i t t -

m a n n  [parteilos])

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(DIE LINKE und FDP)

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) beschließt
das Gesetz in erster Lesung.

Änderung der Zahl der Mitglieder und stell-
vertretenden Mitglieder des Ausschusses für

die Gleichstellung der Frau

Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU, Bünd-
nis 90/Die Grünen, DIE LINKE und der FDP

vom 27. Oktober 2009
(Drucksache 17/976)

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen.
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Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD, der CDU,
Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE und der FDP mit
der Drucksachen-Nummer 17/976 seine Zustimmung
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, damit sind
wir an das Ende unserer heutigen Tagesordnung an-
gekommen. Ich bedanke mich recht herzlich.

Ich schließe die Sitzung.

(Schluss der Sitzung 17.45 Uhr)
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